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Arbeit und Bildung International – ein Projekt der Innovationen und be-
währten Ideen, der geplanten Aktivitäten und unerwarteten Zufälle, der 

neuen Möglichkeiten und altbekannten Restriktionen. Wir möchten Sie auf 
eine Reise durch ein Projekt einladen, das in seiner Konzeption einzigartig in 
Deutschland war: Sechs Träger aus Ost- und einer aus Westdeutschland arbei-
teten gemeinsam daran, die Beschäft igungsfähigkeit von Asylsuchenden und 
jüdischen Zuwanderern zu erhalten, indem diese zunächst zusammen Deutsch 
lernten und später gemeinsam mit Deutschen arbeitsweltliche Erfahrungen 
sammelten. Damit sollten Ausgrenzungsmechanismen auf dem Arbeitsmarkt, 
von denen MigrantInnen betroff en sind, aufgebrochen und auch die deut-
schen TeilnehmerInnen auf ein integratives Miteinander vorbereitet werden.

Tatsächlich hatte „Arbeit und Bildung International“ noch vieles mehr zu bie-
ten: So wurde das Thema Flucht und Migration in der lokalen Öffentlichkeit 
vermehrt auf die Tagesordnung gesetzt. Über Weiterbildungsangebote zu 
interkulturellen Fragen versuchte das Projekt ebenfalls, Fremdenfeindlichkeit 
und Rassismus zu thematisieren und in Teilen abzubauen. Gefördert wurde 
dies alles durch Mittel der Europäischen Sozialfonds der EU sowie dem Bun-
desministerium für Arbeit und Soziales im Zeitraum 2005 bis 2007.

Diejenigen, die das Projekt in den letzten drei Jahren mehr oder weniger in-
tensiv begleitet haben, werden in diesem Reiseführer einiges wiedererken-
nen, aber auch bisher Unbekanntem begegnen. Neulinge finden in diesem 
Band alle Informationen, um einen umfassenden Eindruck von „Arbeit und 
Bildung International“ zu gewinnen. 

Gehen Sie mit uns auf Entdeckungsreise!

Vorwort
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Im ersten Teil des Reiseführers erfahren Sie in kompakter Form sämtliche Hin-
tergrundinformationen zu „Arbeit und Bildung International“: Werfen Sie ei-

nen Blick auf die Geschichte des Projekts, lernen Sie seine Menschen näher 
kennen oder informieren Sie sich über mögliche Anreisewege.

Auf den folgenden Seiten fi nden Sie dann umfangreiche Informationen zu 
den unterschiedlichen Gebieten des Projekts (Querverweise grau gekenn-
zeichnet): Durchstreifen Sie das Erzählenswerte aus „Sprache“, „Beruf“ oder 
„Beratung“, erfahren Sie Wissenswertes über „Vernetzung“, „Unternehmen“ 
oder „Integration“. Daran anschließend fi nden Sie den lohnenswerten Aus-
fl ugstipp zur „Insel Schwabach“. Die praktischen „Fakten von A bis Z“ am Ende 
des Buches erläutern die wichtigsten Begriff e (im Text blau gekennzeichnet) 
und sollen Ihnen helfen, Zusammenhänge besser zu verstehen.

Nützliche Tipps in den einzelnen Kapiteln können Ihnen möglicherweise 
Anregungen für Ihre eigene Arbeit geben. Vielleicht ist dieser Reiseführer 
durch „Arbeit und Bildung International“ ein Ansatzpunkt, sich für die Ver-
besserung der Situation von Asylsuchenden, jüdischen Zuwanderern und an-
deren MigrantInnen zu engagieren und die Gesellschaft , in der wir leben, ein 
wenig off ener zu gestalten. 

Das Team von „Arbeit und Bildung International“
Reiseleitung
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... und unterwegs in „Arbeit und Bildung International“

Anreise

Um das Projekt zu erreichen, gab 
es verschiedene Wege. Asylsu-

chende und jüdische Zuwanderer 
konnten sich in Th üringen und Bayern 
als TeilnehmerInnen für eine Sprach-
ausbildung gekoppelt an eine beruf-
liche Qualifi zierung bewerben. Insge-
samt 160 Plätze standen hierfür zur 
Verfügung, davon 120 in Erfurt (40 
Jugendliche und 80 Erwachsene) und 
40 in Schwabach.

Informationen erhielten sie ent-
weder schrift lich durch Flyer in neun 
Sprachen oder mündlich in Beratungs-
einrichtungen für Flüchtlinge, bei der 
Jüdischen Landesgemeinde Th ürin-
gen, den Sozialämtern der Städte 
sowie durch persönliche Ansprache 
von ehemaligen TeilnehmerInnen ei-
nes vorher durchgeführten Projekts 
für diese Zielgruppe (→ Geschichte). 
Eine schrift liche Bewerbung und die 
Teilnahme an einem Auswahlge-
spräch waren ein weiterer Schritt  zur 
Teilnahme. Stimmten die Motivation, 
Basiskenntnisse in Deutsch und der 
aufenthaltsrechtliche Status, konnten 
die meisten die „Reise“ zu „Arbeit 
und Bildung International“ antreten. 
Leider überstieg die Zahl der Inter-
essentInnen die der freien Plätze, so 
dass einigen InteressentInnen abge-
sagt werden musste. Zudem mussten 
die örtlichen Ausländerbehörden 
der Teilnahme von interessierten 
AsylbewerberInnen zustimmen, da-

mit diese für die Dauer des Projekts 
eine teilweise Aufh ebung ihrer Re-
sidenzpfl icht erhielten. In wenigen 
Fällen wurde dies von Seiten der Be-
hörden verweigert, eine Einzelne ver-
sagte ihre Zustimmung grundsätzlich 
und konnte nur nach Intervention des 
Th üringer Innenministeriums zu einer 
Zusage für eine einzelne Person be-
wogen werden. 

Aber auch für andere Personen-
gruppen war „Arbeit und Bildung 
International“ erreichbar. Individu-
ell zugeschnitt ene „Reiserouten“ im 
Bereich der Interkulturellen Bildung 
waren „buchbar“, was verschiedene 
geschlossene „Reisegruppen“ des 
Bildungszentrums der Handwerks-
kammer (AusbilderInnen und Sozial-
pädagogInnen, aber auch Auszubil-
dende), Studierendengruppen der 
Universität Erfurt oder der Fachhoch-
schule Erfurt für sich nutzten. Für Ein-
zelpersonen gab es frei ausgeschrie-
bene „Bildungsreisen“ in Form von 
Seminaren, Workshops oder Fach-
vorträgen. „Kurztrips“ standen einer 
breiten Öff entlichkeit durch Infor-
mationsveranstaltungen, Presseartikel 
und Radiobeiträge zur Verfügung.

„Reisen“ in „Arbeit und Bildung 
International“ war nicht teuer: In der 
Regel mussten Interessierte lediglich 
ihre eigenen Fahrtkosten überneh-
men, die Bildung selbst war kosten-
los. 
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Zur Vorgeschichte

Geschichte

Die Projektlandschaft  in Th üringen 
kannte bereits vor „Arbeit und 

Bildung International“ ein EQUAL-
Asylprojekt. Es bestand von Januar 
2002 bis Juni 2005, hatt e den Ti-
tel „Berufl iche Qualifi zierung von 
Flüchtlingen in Regelmaßnahmen“ 
und bot insgesamt 80 erwachsenen 
Asylsuchenden die Möglichkeit von 
Sprach-Intensivkursen und einer an-
schließenden berufl ichen Weiterbil-
dung. Darüber hinaus zielte es auf 
den Abbau von Fremdenfeindlichkeit 
und Rassismus in der Mehrheitsge-
sellschaft  ab. Auch wenn das Projekt 

eine ganze Reihe von Erfolgen vor-
weisen konnte, war es hinsichtlich der 
Verbesserung der Situation von Asyl-
bewerberInnen nur der berühmte 
‚Tropfen auf den heißen Stein‘. Unter 
den Projektt rägern entstand deshalb 
die Idee eines neuen Projekts, das 
u.a. auch jugendliche Asylsuchende 
und jüdische Zuwanderer mit einbe-
ziehen sollte, da diese in vielerlei Hin-
sicht vor ähnlichen Akzeptanz- und 
berufl ichen Integrationsproblemen 
in Deutschland und speziell in Th ü-
ringen stehen.

Die Entstehungsgeschichte 

Schon Ende 2003 setzten sich die 
Träger des ‚alten‘ EQUAL-Projekts 

zusammen und begannen über die 
Anlage eines neuen Vorhabens nach-
zudenken und zu diskutieren. Klar 
war, dass man nicht nur die Zielgrup-
pen erweitern, sondern auch näher 
an Unternehmen als potentielle Ar-

beitgeber bzw. Ausbilder herantre-
ten wollte. Dazu brauchte man neue 
Partner. Auf der Basis eines Grob-
konzeptes wurde deshalb Kontakt zu 
diversen möglichen MitstreiterInnen 
aufgenommen. Im Ergebnis schälte 
sich folgender Trägerkreis heraus:

• DGB-Bildungswerk Th üringen e.V. 
• Berufsfortbildungswerk GmbH
• Flüchtlingsrat Th üringen e.V.
• Handwerkskammer Erfurt Berufsbildungszentrum
• Internationaler Bund Jugendmigrationsdienst Erfurt
• Jüdische Landesgemeinde Th üringen

Dieser Kreis war auch sogleich gefor-
dert, denn bis Ende April 2004 muss-
te eine sogenannte Interessenbe-
kundung für das neue Projekt beim 

damaligen    Bundesministerium für 
Wirtschaft  und Arbeit (BMWA) ein-
gereicht werden, die die geplanten 
Aktivitäten und den Finanzrahmen 
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skizzierte. Nach der Sommerpause 
wurde der Trägerkreis dann im Au-
gust 2004 zur Antragstellung auf-
gefordert und die Arbeit ging erst 
richtig los: Jetzt war nach Auff orde-
rung vom damaligen Bundesminis-
terium für Wirtschaft  und Arbeit ein 
weiterer Partner – das Diakonische 
Werk Schwabach – in das Team zu 
integrieren und die Projektanlage 
und -kalkulation ausführlich und ex-
akt auf 140 Seiten darzustellen und 
zu begründen. Dafür waren für alle 
Partner viele zusätzliche Arbeitsstun-
den, Abstimmungstreff en und z.T. 
sogar gemeinsame Schreib- und Kal-
kulationssitzungen nötig. Schließlich 

konnte das Team den Einreichungs-
termin knapp einhalten, sich im De-
zember 2004 über eine grundsätzli-
che Antragsbewilligung freuen – und 
wieder an die Arbeit gehen. Denn 
die Bewilligung enthielt zahlreiche 
inhaltliche Änderungsaufl agen und 
fi nanzielle Kürzungsvorgaben. Für 
deren Umsetzung gab es vier – nun 
schon geförderte – Monate Zeit, die 
wiederum mit vielen Arbeits- und 
Abstimmungsterminen – u.a. in Bonn 
beim damaligen Bundesministerium 
für Wirtschaft  und Arbeit – gefüllt 
waren. Schließlich stand aber dem 
eigentlichen Projektbeginn zum 
01.07.2005 nichts mehr im Wege.

Die Entwicklungsphasen des Projekts

Wenn im Folgenden von drei 
Entwicklungsphasen des Pro-

jekts die Rede ist, so meint dies nicht 
trennscharfe Zeiträume von einzelnen 

Entwicklungsstufen. Vielmehr gingen 
und gehen die einzelnen Phasen inei-
nander über, bezeichnen aber gleich-
wohl Entwicklungsschwerpunkte.

Die Konsolidierungsphase

Im Sachbericht des Projekts für 2005 
heißt es: “Die in die EP einbezo-

genen operativen Partner bilden 
eine große Spannbreite ab, was ihre 
institutionelle Struktur und gesell-
schaft liche Verortung angeht. (...) Vor 
diesem Hintergrund waren gerade 
in der ersten Phase umfängliche In-
formationsaustausch- und Diskussi-
onsprozesse zwischen den Partnern 
unumgänglich, um ein möglichst 
einheitliches Verständnis der Pro-
jektausgangslage, -zielsetzungen und  
Umsetzungsweisen zu entwickeln. 

(...) Insgesamt gesehen ist so bei allen 
Unterschieden der Einrichtungen ein 
auf gegenseitiger Anerkennung und 
Vertrauen aufgebautes handlungsfä-
higes Netzwerk (...) entstanden.“ Dem 
ist für die Teilprojektt räger eigentlich 
nur hinzuzufügen, dass dies bis heute 
besteht und einige Partner auch zu-
künft ig zusammenarbeiten werden 
(→ Vernetzung).

Aber auch auf der Ebene der Teil-
nehmerInnen musste man sich erst 
einmal fi nden. Dabei gab es zwar bei 
den Jugendlichen durchaus verein-
zelt Konfl ikte zwischen muslimischen 
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und jüdischen TeilnehmerInnen im 
Sinne gegenseitiger Vorwürfe, die in 
der Gruppe bearbeitet wurden. Dem 
standen jedoch gegenseitige Hilfe-
stellungen und sogar die Begründung 
längerfristiger Freundschaft en gegen-
über. Bei den Erwachsenen ging es 

konfl iktf reier, vielleicht ein wenig des-
interessierter aneinander zu. Aber 
auch hier ergaben sich gegenseiti-
ge Unterstützungsaktivitäten etwa 
bei der Wohnungssuche. Insgesamt 
herrschte ein gutes gemeinsames 
Lernklima.

geschichte

Die Qualifi zierungsphase

Die große Mehrheit der in Erfurt 
an den Sprachkursen des Inter-

nationalen Bunds teilnehmenden 43 
Jugendlichen bestand die abschlie-
ßende trägerinterne Prüfung in An-
lehnung an das offi  zielle ‚Zertifi kat 
Deutsch‘ (orientiert an der Stufe B1 
des gemeinsamen europäischen Re-
ferenzrahmens für Sprachen). Ins-
gesamt 28 Jugendliche wechselten 
danach in das Berufsbildungszent-
rum der Handwerkskammer Erfurt, 
wo sie zunächst eine Berufsorientie-
rungsphase absolvierten. Ihren indi-
viduellen Neigungen und Fähigkeiten 

entsprechend wurden anschließend 
Qualifi zierungsbausteine und Prakti-
ka in den gewünschten Berufsfeldern 
(vom Konditorwesen bis zum Kfz-Ge-
werbe) durchlaufen. Die vorgesehene 
Zertifi zierung der Bausteine konnte 
aufgrund von Verständnisproblemen 
im schrift lichen Prüfungsteil nicht re-
alisiert werden. Statt dessen gab es 
Teilnahmebescheinigungen. Beim Be-
rufsfortbildungswerk GmbH nahmen 
insgesamt 80 Erwachsene erfolgreich 
an den Modulen 1 (Deutsch Intensiv), 
2 (Berufsorientierung und Kompe-
tenzanalyse) und 3 (Weiterbildung 
und/oder Praktika) teil. 
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In Schwabach schlossen beim Diako-
nischen Werk 40 TeilnehmerInnen 
erfolgreich Qualifi zierungskurse ab, 
indem sie eine interne Prüfung analog 
dem ‚Zertifi kat Deutsch‘ ablegten.

Begleitet wurden diese Qualifi zie-
rungen von vielfältigen interkultu-
rellen Bildungsmaßnahmen, die sich 
sowohl an die teilnehmenden Asylbe-
werberInnen und jüdischen Zuwan-
derer selbst richteten. Aber auch für 
die Beschäft igten der am Projekt be-
teiligten Träger, für MitarbeiterInnen 
anderer Bildungseinrichtungen sowie 
für sonstige Interessierte gab es zahl-
reiche Angebote, die den Abbau von 
fremdenfeindlichen Vorurteilen und 

Rassismus zum Gegenstand hatt en.
Für die große Mehrheit der teil-

nehmenden AsylbewerberInnen und 
jüdischen Zuwanderer – dies zeigen 
Befragungen ebenso wie die geringe 
Abbruchquote – führte das Projekt 
dazu, sie in einer schwierigen Um-
welt psychisch, sozial und berufl ich zu 
stabilisieren: „Der Kurs zerteilt meine 
Zeit, er strukturiert meinen Tag und 
mein Leben“, so eine Teilnehmerin. 
Ein wesentliches Ziel des Projekts, 
nämlich die grundsätzlichen beruf-
lichen Fähigkeiten dieser Menschen  
zu erhalten, konnte somit erreicht 
werden. 

Verbreitungsphase

Die auf die TeilnehmerInnen der 
berufl ichen Weiterbildung be-

zogenen Ziele des Projekts einer-
seits und die Notwendigkeit gegen 
Fremdenfeindlichkeit und Rassismus 
vorzugehen andererseits, wurden 
auf vielen Veranstaltungen, durch 
Flyer, eine eigene Homepage sowie 
Zeitungsartikel in die Öff entlichkeit 
transportiert. Einen Meilenstein in 
diesem Bemühen stellte zweifellos 
die Auft aktveranstaltung des Projekts 
im März 2006 im Festsaal des Erfur-
ter Rathauses dar. Vor über 120 Gäs-
ten aus interessierten Einrichtungen, 
Verwaltung und Politik wurde das 
Projektanliegen nicht nur von Vertre-
terInnen der Trägerorganisationen, 
sondern auch von Teilnehmenden 
selbst vorgestellt, was auf sehr gute 
Resonanz stieß (→ Vernetzung).

Ein weiterer öff entlichkeitswirksa-

mer Schwerpunkt der Arbeit war die 
Auseinandersetzung mit der neuen 
Bleiberechtsregelung für langjährig 
Geduldete. Zum entsprechenden Be-
schluss der Innenministerkonferenz 
im November 2006 wurde im März 
2007 eine größere Informations- und 
Diskussionsveranstaltung durchge-
führt, an der u.a. VertreterInnen der 
Arbeitsagentur und des Th üringer 
Landesverwaltungsamtes auf dem 
Podium mitwirkten (→ Integration). 

Aber auch auf Bundesebene ar-
beitete „Arbeit und Bildung Interna-
tional“ im Rahmen des bundesweiten 
EQUAL-Netzwerks Asyl daran mit, 
u.a. über ein „Eckpunktepapier“ Ein-
fl uss auf eine humanere Gestaltung 
des Bleiberechts zu nehmen. Viel-
leicht hat dies zusammen mit vielen 
anderen Stellungnahmen von Flücht-
lingsorganisationen, Gewerkschaft en, 
u.a. mit dazu beigetragen, dass die 
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geschichte

vom Bundestag beschlossene Rege-
lung im Hinblick auf Fristen und Mög-
lichkeiten des Arbeitsmarktzugangs 
in einigen Punkten Verbesserungen 
enthält.

Schließlich sind im Verlauf des Pro-
jekts eine ganze Reihe von Materiali-

en entstanden, darunter ein „Ratge-
ber für Flüchtlinge in Th üringen“, eine 
Handreichung zur Beratungsarbeit 
mit jüdischen Zuwanderern sowie 
dieser Reiseführer, die das Anliegen 
und  die Erfahrungen des Projekts 
über den Tag hinaus tragen sollen.

Ausblick

Sowohl die Gemeinschaft sinitiative 
EQUAL als auch das darin integ-

rierte, spezielle Förderprogramm für 
Asylsuchende wird es in Zukunft  be-
dauerlicherweise nicht mehr geben. 
Seit 2006 wird auf europäischer und 
nationaler Ebene über die weitere 
Förderpolitik in der Nachfolge von 
EQUAL verhandelt. Im Entwurf des 
deutschen Bundesprogramms für die 
nächste EU-Förderperiode des Euro-
päischen Sozialfonds fand die Grup-
pe der Asylsuchenden zunächst keine 
Erwähnung mehr. Durch vielfältige 
Interventionen u.a. auch von „Arbeit 
und Bildung International“ ist es je-
doch gelungen, dass Geduldete und 
Asylsuchende als ebenfalls förde-

rungswürdige Gruppen bezeichnet 
werden. Damit können grundsätzlich 
entsprechende Projektvorhaben im 
Rahmen verschiedener Förderricht-
linien beantragt und ggf. genehmigt 
werden. Was dies in der Praxis be-
deutet, wird sich zeigen. Begrüßens-
wert ist in diesem Zusammenhang ein 
geplantes Sonderprogramm zur Un-
terstützung von Geduldeten bei der 
Arbeitssuche und -aufnahme, wofür 
sie seit der neuen Bleiberechtsrege-
lung bis Ende 2009 Zeit haben. Denn 
die Aufgabe bleibt bestehen: Die 
Lage von Flüchtlingen in Deutschland 
nachhaltig zu verbessern und Frem-
denfeindlichkeit, Rassismus und Anti-
semitismus abzubauen.
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Das Projekt
Arbeit und Bildung International

Laufzeit
1. Juli 2005 bis 31. Dezember 2007

  Hintergrund
  Gemeinschaft sinitiative EQUAL der Europäischen Union 
  zur Bekämpfung von Diskriminierung und Ungleichheiten 
  auf dem Arbeitsmarkt 
  mit einem Gesamtvolumen von 2,973 Milliarden Euro 

  Fünf Förderschwerpunkte 
 - Förderung der Beschäft igungsfähigkeit
 - Förderung des Unternehmergeistes
 - Förderung der Anpassungsfähigkeit
 - Förderung der Chancengleichheit von Frauen und Männern
 - Asyl

  Grundsätze EQUAL
 - Keine Einzelträgerschaft en, sondern Netzwerke 

   mehrerer Träger (Entwicklungspartnerschaft en)
 - Transnationalität: Zusammenarbeit mit anderen 

   Projekten auf europäischer Ebene

Finanzierung des Projekts
• Wichtigste Finanzierungsquellen:
- 53 % Mitt el aus den Europäischen Sozialfonds
- 19% Mitt el vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales
- 20% Sozialleistungen am Projekt teilnehmender jüdischer Zuwanderer
 und AsylbewerberInnen, für „Arbeit und Bildung International“ 
 kein verfügbares Geld, jedoch als Kofi nanzierung anrechenbar

Zielgruppen
• Asylsuchende und jüdische Zuwanderer
- Jugendliche bis 25 Jahre
- Erwachsene bis 60 Jahre
• Mehrheitsgesellschaft 
- Breite Öff entlichkeit
- Gesellschaft liche Akteure und MultiplikatorInnen: 
 Beschäft igte der Projektt räger, bei Ämtern, von Weiterbildungs-
 einrichtungen und Betrieben, PolitikerInnen, Unternehmensleitungen

Auf einen Blick
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Projektziele 
• Asylsuchende und jüdische Zuwanderer:
- Erhalt oder Wiederherstellung der Beschäft igungsfähigkeit 
 von Asylsuchenden und jüdischen Zuwanderern 
- Erleichterter Zugang zum Arbeitsmarkt durch geeignete 
 Qualifi zierungsangebote 
- Stärkung der Selbsthilfepotentiale der Betroff enen
• Mehrheitsgesellschaft 
- Abbau von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit, 
 Sensibilisierung für die Situation von Flüchtlingen
- Hilfestellung zur interkulturellen Öff nung für interessierte Unternehmen
- Stärkung der Beratungs- und Hilfsstrukturen für Flüchtlinge in Th üringen

Aktivitäten
• Erhalt/Verbesserung der Beschäft igungsfähigkeit 
 von Flüchtlingen durch:
- Vermitt lung von deutschen Sprachkenntnissen
- Berufsorientierung und berufl iche Qualifi zierung 
 von Asylsuchenden und jüdischen Zuwanderern
- Berufsanerkennung und Nachqualifi zierung 
 von Asylsuchenden und jüdischen Zuwanderern
- Psychosoziale Beratung
• Initiierung und Verbesserung interkultureller Handlungskompetenzen
 in Öff entlichkeit und Unternehmen durch:
- Interkulturelle Beratungs- und Bildungsangebote 
- Vernetzungs- und Multiplikatorenarbeit
- Öff entlichkeitsarbeit

Vernetzung
- lokal:    Netzwerk für Integration der Stadt Erfurt
- regional:  alle EQUAL-Projekte in Th üringen
- national:  EQUAL-Projekte im Th emenfeld Asyl
- transnational:  Zusammenschluss in PASSI mit vier weiteren Projekten in
   Griechenland, Italien, Malta, Portugal

Projektt räger
- DGB-Bildungswerk Th üringen e.V. 
- Berufsfortbildungswerk GmbH
- Diakonisches Werk Schwabach 
- Flüchtlingsrat Th üringen e.V.
- Handwerkskammer Erfurt Berufsbildungszentrum
- Internationaler Bund Jugendmigrationsdienst Erfurt
- Jüdische Landesgemeinde Th üringen

Auf einen Blick
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Politik

Land & Leute

Aufb au

Das oberste gemeinsame Gremium 
von „Arbeit und Bildung Interna-

tional“ war das „Plenum der Entwick-
lungspartnerschaft “, kurz EP-Plenum. 
Dieses EP-Plenum traf sich alle zwei 
Monate und sämtliche am Projekt 
beteiligten Träger waren hier vertre-
ten. Relevante Projektentscheidun-
gen wurden hier von den Trägerinsti-
tutionen gemeinsam getroff en. 

Höchste Instanz des Projekts war 
der Koordinator, angesiedelt beim 
DGB-Bildungswerk Th üringen e.V.. Er 
fungierte als Schnitt stelle, zum einen 
bestand seine Aufgabe darin, die 
Arbeit der Teilprojekte aufeinander 
abzustimmen. Zum anderen führte er 

die Verhandlungen mit dem Bundes-
ministerium für Arbeit und Soziales 
und vertrat das Projekt auf nationaler 
Ebene. In ihrem Arbeitsfeld handel-
ten sämtliche Teilprojekte autonom 
und verfügten dafür über ihren ei-
genen Haushalt. Die entsprechenden 
Finanzmitt el leitete der Koordinator 
vom Bundesministerium an die jewei-
ligen Träger weiter und kontrollierte 
deren ordnungsgemäße Verwen-
dung.

Für die Kontakte mit den euro-
päischen Partnerprojekten in PASSI 
existierte eine eigene transnationale 
Koordination, die ebenfalls in den 
Händen des DGB-Bildungswerk Th ü-
ringen e.V. lag. 

Grundsätze

Bereits in der Entstehungsphase 
wurden einige Entscheidungen 

für die Ausrichtung und die Heran-
gehensweise bei der gemeinsamen 
Arbeit getroff en:

• „Arbeit und Bildung Internati-
onal“ zeichnete sich in seiner Arbeit 
mit den TeilnehmerInnen in den 
sprachlichen und berufl ichen Weiter-
bildungen durch einen individuellen 
und teilnehmerzentrierten Ansatz 
aus. Ausgangspunkt war die Über-
zeugung, dass für jede Asylsuchende 
oder jeden jüdischen Zuwanderer 
ein eigenes Bildungsziel formuliert 
werden musste. Auch wenn der Un-
terricht meist in gemeinsamen Grup-
pen erfolgte, diff erenzierten sich die 

Wege spätestens in der berufl ichen 
Qualifi zierung aus. Für manche war 
das Ziel einer Ausbildungs- oder Ar-
beitsaufnahme realistisch, für andere 
ging es zunächst darum, eine erste 
berufl iche Orientierung in Deutsch-
land zu erreichen. Im Zentrum der 
Aktivitäten blieben immer die einzel-
nen TeilnehmerInnen. Mit allen wur-
de die Bildungsplanung immer wie-
der in Einzelgesprächen besprochen. 

• Grundsatz für die berufl iche 
Weiterbildung war weiterhin, ein 
gemeinsames Lernen oder Arbeiten 
mit Deutschen zu ermöglichen. Durch 
dieses konkrete Kennenlernen in ei-
nem betrieblichen oder schulischen 
Kontext – so der Gedanke – können 
manche Ängste oder Vorbehalte auf 
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beiden Seiten abgebaut werden (→ 
Integration).

• Voraussetzung für eine erfolg-
reiche Integration von Asylsuchen-
den und jüdischen Zuwanderern war 
für das Projekt „Arbeit und Bildung 
International“ nicht nur die bessere 
berufl iche Qualifi zierung der Mi-
grantInnen, sondern auch ein Um-
denken auf Seiten der sogenannten 
Mehrheitsgesellschaft . Ohne eine 
kritische Diskussion von Vorurteilen 
und die off ensive Th ematisierung 
von Ausgrenzungsmechanismen der 
Gesellschaft  vor Ort haben Migran-
tInnen dauerhaft  kaum Chancen auf 
eine echte gesellschaft liche Teilhabe 
(Chancengleichheit). 

• Die Arbeit mit der Mehrheits-
gesellschaft  war geprägt von einem 

eigenen Verständnis von Interkultu-
reller Bildung. Weder sollte erklärt 
werden, wie die „AusländerInnen 
denn so ticken“, noch, wie sie am bes-
ten oder schnellsten in die deutsche 
Gesellschaft  hinein gepresst werden 
können. Interkulturelle Bildung hieß 
bei „Arbeit und Bildung Internatio-
nal“ Unterschiede und Gemeinsam-
keiten zwischen MigrantInnen und 
Deutschen zu benennen, jedoch auch 
die Fähigkeit zu entwickeln, individu-
elle Prägungen und Persönlichkeiten 
unabhängig von der Herkunft  zu se-
hen (Interkulturalität). Es wurde stets 
Wert darauf gelegt, gesellschaft liche 
Realitäten einzubeziehen und Aus-
grenzungsmechanismen zu themati-
sieren.

Land & Leute

• Informationen und Diskussio-
nen in der Öff entlichkeit zur Lebens-
situation von Asylsuchenden und jü-
dischen Zuwanderern wurden immer 
mit den TeilnehmerInnen gemeinsam 
geführt. „Arbeit und Bildung Interna-

tional“ hatt e für sich den Anspruch 
formuliert, nicht über die Zielgruppe 
zu reden, sondern sie als ExpertInnen 
ihrer eigenen Situation in die Debat-
ten aktiv mit einzubeziehen.
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Wirtschaft 

Die wirtschaft liche Struktur von 
„Arbeit und Bildung Internatio-

nal“ ist nur begrenzt vergleichbar mit 
der Volkswirtschaft  eines Landes. Der 
jährliche Haushalt des Gesamtpro-
jekts belief sich im Schnitt  auf 963.000 
Euro und speiste sich im wesentlichen 
aus drei Einnahmequellen:

1. Die wichtigste Finanzierungs-
quelle waren Mitt el aus den Europä-
ischen Sozialfonds, die im Rahmen 
der Gemeinschaft sinitiative EQUAL 
zur Verfügung gestellt wurden. Sie 
wurden vom Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales verwaltet und 
deckten 53% der Gesamtmitt el des 
Projekts ab.

2. Die von der EU vorgeschrie-
bene Kofi nanzierung erhielt „Arbeit 
und Bildung International“ nach län-
geren Verhandlungen zum Teil aus 
dem Bundeshaushalt. Ohne diese 
Finanzierungsquelle, die bei „Arbeit 
und Bildung International“ rund 20% 
des Gesamtetats deckte, wären alle 
deutschen EQUAL-Projekte im Th e-
menfeld Asyl nicht realisierbar gewe-
sen.

3. Sämtliche Sozialleistungen, die 
die TeilnehmerInnen des Projekts für 
ihren Lebensunterhalt vom Sozialamt 
oder der Arbeitsagentur erhielten, 
konnten von den Projekten als Kofi -
nanzierung in ihren Haushalt einge-
stellt werden. Dieses Geld stand zwar 
nicht real für die eigene Arbeit zur 
Verfügung, war aber entscheidend, 
um die von der EU vorgeschriebene 
Kofi nanzierungsquote zu erreichen. 

Bei den Ausgaben standen die Per-
sonalkosten für die Beschäft igten an 
erster Stelle, gefolgt von der Finan-
zierung der berufl ichen Weiterbil-
dungen für die Asylsuchenden und 
jüdischen Zuwanderer. 

„Arbeit und Bildung International“ 
beschäft igte während der Projekt-
laufzeit 23 MitarbeiterInnen. Diese 
waren überwiegend in Teilzeit (15 
Personen, zum Teil mit sehr geringen 
Stundenzahlen) und zur Hälft e nicht 
die gesamte Projektlaufzeit beschäf-
tigt. Weiterhin wurden freiberufl i-
che DozentInnen für den Weiterbil-
dungsunterricht mit einem Volumen 
von 115.000 Euro beschäft igt. 

Während die Sprachkurse für die 
KursteilnehmerInnen innerhalb des 
Projekts organisiert und durchgeführt 
wurden, griff  „Arbeit und Bildung 
International“ für die berufl ichen 
Weiterbildungen auf bestehende Bil-
dungsträger in Th üringen zurück. Um 
den individuellen Bedürfnissen und 
Vorstellungen der TeilnehmerInnen 
gerecht zu werden, wurden Plätze 
in vorhandenen örtlichen Weiterbil-
dungsangeboten  mit 75.000 Euro 
fi nanziert. 

Grundsätzlich war die „Wirtschaft “ 
des Projekts so angelegt, dass den 
TeilnehmerInnen einzelner Veran-
staltungen keine zusätzlichen Kosten 
entstehen sollten – zumindest in  fi -
nanzieller, wenn auch nicht in zeitli-
cher Hinsicht. Bildung in diesem Sin-
ne stellte das Projekt kostenfrei zur 
Verfügung.
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Geographie

Flüchtlingsrat Thüringen e.V.
Absicherung der Beschäftigungsfähigkeit
Asylsuchender, Multiplikatorenarbeit

Jüdische Landesgemeinde Thüringen
Absicherung der Beschäftigungsfähigkeit
jüdischer Zuwanderer

Diakonisches Werk Schwabach
Berufsvorbereitung, 
Qualifizierungsvermittlung

DGB-Bildungswerk Thüringen e.V.
Projektkoordination, Öffentlichkeitsarbeit,
interkulturelle Bildung, transnationale Kooperation

Berufsfortbildungswerk GmbH
Sprachkurse für Erwachsene,
berufliche Weiterbildung, Berufsberatung

Internationaler Bund-Jugendmigrationsdienst
Sprachkurse für Jugendliche,
Profiling, Berufsberatung

Handwerkskammer Erfurt
Ausbildungen für Jugendliche,
Berufsorientierung und -vorbereitung,
Qualifizierungsbausteine

J

j

Übersichtskarte von „Arbeit und Bildung international“
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Bevölkerung

Die „Bevölkerungsstruktur“ von 
„Arbeit und Bildung Internatio-

nal“ war sehr heterogen. Neben den 
Asylsuchenden und jüdischen Zu-
wanderern waren Auszubildende aus 
Th üringen, DozentInnen von berufl i-
chen Weiterbildungsträgern, Ausbil-
derInnen, ausländische Studierende 
und MitarbeiterInnen von Beratungs-
einrichtungen oder Behörden in das 
Projekt involviert.

Prinzipiell lassen sich jedoch zwei 
„Bevölkerungsgruppen“ unterschei-
den.

Längerfristig in das Projekt einge-
bunden waren die TeilnehmerInnen 
an den sprachlichen und berufl ichen 
Weiterbildungen: jüdische Zuwande-
rer und Asylsuchende. Jüdische Zu-
wanderer haben zwar einen gesicher-
ten Aufenthaltsstatus mit einem freien 
Zugang zum Arbeitsmarkt, allerdings 
für die ersten 18 Monate ihres Lebens 
in Deutschland eine Wohnsitzaufl age, 
d.h. sie dürfen ihren Wohnort nicht 
frei wählen, sondern werden nach ih-
rer Einreise auf die Bundesländer ver-
teilt (Wohnen), sind in der Regel ohne 
Arbeit und daher meist auf ALG II 
angewiesen. Flüchtlinge mit einer be-
fristeten Aufenthaltserlaubnis haben 
einen eingeschränkten Zugang zum 
Arbeitsmarkt und sind daher eben-
falls meist BezieherInnen von ALG II. 
Asylsuchende im Verfahren oder mit 
Duldung haben keine gesicherte Auf-
enthaltsperspektive in Deutschland 
und konnten nur nach Vorrangprü-
fung eine Arbeit aufnehmen (Status). 

Sie erhalten in der Regel Leistungen 
nach dem Asylbewerberleistungsge-
setz (derzeit 224,97 Euro monatlich 
an Grundleistungen für einen Haus-
haltsvorstand und damit nur rund 2/3 
der ALG-II-Bezüge) und dürfen ihren 
Wohnort nicht ohne Zustimmung der 
Ausländerbehörden verlassen. 

An dem Projekt nahmen insgesamt 
45 jüdische Zuwanderer und  110 
Asylsuchende teil. Für das Projekt 
hieß das konkret: 155 TeilnehmerIn-
nen aus rund 30 Ländern wie z.B. 
Afghanistan, Äthiopien, Irak, Iran, 
Kongo, Libanon, Moldawien, Niger, 
Nigeria, Sierra Leone, Sudan oder 
Ukraine. Die meisten von ihnen be-
herrschen im Schnitt  zwei bis drei 
Sprachen. Die jüngste Teilnehmerin 
war 18 Jahre alt, der älteste 59. Ins-
gesamt besuchten 66 Frauen und 89 
Männer die sprachlichen und beruf-
lichen Weiterbildungen bei „Arbeit 
und Bildung International“.

Die TeilnehmerInnen mit deut-
schem Pass waren überwiegend er-
wachsene Menschen im Berufsleben. 
Das ergibt sich aus Veranstaltungen 
des Projekts, wo ein Fachpublikum mit 
bestimmten Th emen erreicht werden 
sollte. Dies bezieht sich zum einen 
auf rechtliche Schulungen und Dis-
kussionen rund um den Bereich Auf-
enthaltsrecht, zum anderen auf Wei-
terbildungen für DozentInnen. Hier 
waren die meisten TeilnehmerInnen 
Frauen, was der klassischen Mitarbei-
terInnenstruktur in Beratungsstellen 
und manchen Weiterbildungsträgern 
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entspricht. Zudem gab es gezielte Se-
minare für die MitarbeiterInnen des 
Bildungszentrums der Handwerks-
kammer Erfurt, die als geschlossene 
Veranstaltungen vor Ort angeboten 
wurden. Ebenfalls spezielle Angebo-
te richteten sich an Jugendliche wie 
die Projektt age am Bildungszentrum 
der Handwerkskammer oder die 
Diskussionen an der Fachhochschule 
und Universität Erfurt (insgesamt ca. 
130 TeilnehmerInnen im Alter von 
16 bis 35 Jahren). Für die komplett  
öff entlichen Veranstaltungen wie der 
Auft aktveranstaltung können keine 
genaueren Angaben zur Teilneh-
merInnenstruktur gemacht werden. 

Örtlicher Fokus der Angebote 
war das Bundesland Th üringen. Für 
Asylsuchende und jüdische Zuwan-
derer gab es auch die Möglichkeit 
einer sprachlichen und berufl ichen 
Weiterbildung in Schwabach/Bay-
ern. Die restlichen Veranstaltungen 
fanden üblicherweise in Erfurt statt  
und erreichten TeilnehmerInnen aus 
ganz Th üringen. Besonders die Mit-
arbeiterInnen der Beratungseinrich-
tungen für MigrantInnen waren mo-
bil und reisten aus anderen Städten 
und Dörfern Th üringens an, um die 
seltene Gelegenheit einer für ihren 
Arbeitsalltag spezifi schen Weiterbil-
dung zu nutzen.

Was sind TeilnehmerInnen?

Wenn in diesem Reiseführer das Wort TeilnehmerInnen benutzt 
wird, dann kann dies unterschiedliche Personen bezeichnen. 
Grundsätzlich gab es bei „Arbeit und Bildung International“ zwei 
verschiedene Gruppen von TeilnehmerInnen:
 1. Die  rund 155 Asylsuchenden und jüdischen Zuwanderer, 
die im Verlauf der Projektlaufzeit in Erfurt oder Schwabach an der 
vom Projekt angebotenen beruflichen Qualifizierung teilgenom-
men haben. Sie waren in der Regel rund 12 Monate Teil des Pro-
jekts und werden in den Texten oft nur als die „TeilnehmerInnen“ 
bezeichnet.
 2. Diejenigen Personen, die an den Angeboten der Interkultu-
rellen Bildung, der Öffentlichkeitsarbeit oder an Fortbildungsse-
minaren teilgenommen haben. Ihnen ist gemeinsam, dass sie in 
der Regel nur bei einer konkreten Veranstaltung anwesend waren. 

Welche TeilnehmerInnengruppe in Abgrenzung zu den anderen 
gemeint ist, ergibt sich jeweils aus dem inhaltlichen Zusammen-
hang.
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Klima

Die Temperaturen und Nieder-
schlagsmengen waren bei „Ar-

beit und Bildung International“ in der 
Regel abhängig von der Großwett er-
lage, die von der aktuellen Arbeits-
marktsituation, den rechtlichen Rah-
menbedingungen für MigrantInnen 
und den gesellschaft lichen Diskussi-
onen beeinfl usst wurde. Zwar gab es 
auch interne Faktoren, die zeitweise 
zu hohen Temperaturen führten, wie 
zum Beispiel Diskussionen zwischen 
einzelnen Partnern zur politischen 
Ausrichtung einzelner Aktivitäten. 
Maßgebender waren jedoch äußere 
Einfl üsse wie die Änderungen des 
Zuwanderungsgesetzes, die neue 
Bleiberechtsregelung oder einzelne 
Erfolge bei der Vermitt lung in Arbeit. 
So war ein Hoch die Erreichung eines 
regulären Ausbildungsplatzes für ei-

nen Asylsuchenden trotz gesetzlicher 
Hindernisse oder die erfolgreiche 
Informationsweitergabe und Diskus-
sion zur neuen Bleiberechtsregelung, 
die auch einigen TeilnehmerInnen 
von „Arbeit und Bildung Internati-
onal“ eine gesicherte Perspektive 
in Deutschland eröff net hat (→ Insel 
Schwabach). Als Tief ließen sich sol-
che Zeiten ausmachen, in denen Teil-
nehmerInnen von Abschiebungen 
bedroht waren, die in einem Fall auch 
vollzogen wurde. Solche Situationen 
beeinfl ussten das Konzentrations-
vermögen stark und hatt en Einfl uss 
auf alle TeilnehmerInnen des Kurses. 
Weitere Tiefs zogen auf, wenn Teil-
nehmerInnen von Vorbehalten der 
KollegInnen in ihren Praktikumsbe-
trieben, der Nachbarschaft  oder auf 
der Straße berichteten.

20
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Kulinarische Köstlichkeiten

Land & Leute

Rezept für Arbeitsplätzchen

„Arbeit und Bildung International“ 
hat selbst keine Arbeitsplätzchen 
hergestellt, sondern versucht, ein-
heimische Rezepte mit ausländischen 
Zutaten wie andere Bildungsabschlüs-
se oder konkreten Berufserfahrun-
gen zu bereichern und mit gezielten 
Nachqualifi zierungen abzurunden. 

Die Produktion von Arbeitsplätzchen 
liegt traditionell in der Hand von 
Unternehmen und Betrieben. Die-
se sollten für die neuen Rezepturen 
gewonnen und zu einer Steigerung 
der Arbeitsplätzchenproduktion mo-
tiviert werden. Hier jedoch zunächst 
noch einmal das Grundrezept. 

Wir wünschen Gutes Gelingen!

 Zutaten:
 1 Ausbildung
 1 unbefristeter Arbeitsvertrag
 1 sozialversicherungspfl ichtiges Beschäft igungsverhältnis 
 sowie Lohn oder Gehalt nach Geschmack

Die Herstellung traditioneller Ar-
beitsplätzchen ist gar nicht so 

schwer wie häufi g behauptet wird. 
Während früher in vielen Gegenden 
Deutschlands traditionelle Arbeits-
plätzchen geschaff en wurden, sind 
die vollwertigen Arbeitsplätzchen in 
den letzten Jahren seltener gewor-
den. Die richtigen Zutaten zu bekom-
men, wird immer schwieriger. Dafür 
erfreuen sich Fast-Food-Varianten 
des Arbeitsplätzchens wie die Zeit- 
und Leiharbeit insbesondere bei 
vielen ArbeitgeberInnen wachsender 
Beliebtheit. 

Am Anfang der Herstellung eines 
Arbeitsplätzchens – für den Vor-
teig sozusagen – benötigen Sie eine 
Ausbildung. Sie braucht in der Regel 
drei Jahre. Viele Unternehmen pro-

duzieren diese Vorstufe der Arbeits-
plätzchen bis heute selbst, lassen sich 
allerdings einige Zusätze vom Staat in 
Form von Arbeitsmarktf örderung lie-
fern. Hier hat sich in den letzten Jah-
ren eine Fülle von unterschiedlichen 
Verfahren entwickelt, von denen 
aber nicht alle für die Produktion von 
guten Arbeitsplätzchen geeignet zu 
sein scheinen. Wir empfehlen, auch 
den Ausbildungsplatz selbst einzu-
richten. So laufen Sie nicht Gefahr, 
unerwünschte oder deklarierungs-
pfl ichtige Zusatzstoff e in Ihren Plätz-
chen zu haben.

Für manche Arbeitsplätzchen 
braucht die Ausbildung rund fünf 
Jahre, kann allerdings fertig bei Hoch-
schulen eingekauft  werden, die so-
genannten AkademikerInnen. In den 
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letzten Jahren sind auch hier schnel-
lere Varianten entwickelt worden, die 
bereits nach drei Jahren einsatzbereit 
sind, sogenannte Bachelor-Abschlüs-
se. 

Ist die Ausbildung fertig, kann mit 
der Herstellung des eigentlichen Ar-
beitsplätzchens begonnen werden. 
Man gibt einen unbefristeten Ar-
beitsvertrag hinzu sowie Lohn oder 
Gehalt nach Geschmack. Hier gilt der 
Grundsatz: Lohn und Gehalt sind die 
Geschmacksträger. Je mehr Sie hinzu-

geben, um so mehr werden Sie von 
Ihrem Arbeitsplätzchen haben.
Wichtig für das gute Gelingen sind 
auch die Arbeitsplatzgestaltung, die 
betriebliche Mitbestimmung sowie 
das Betriebsklima. Viele Arbeitsplätz-
chen wurden zudem früher mit Son-
derzahlungen wie Weihnachts- und 
Urlaubsgeld dekoriert. Eine heute lei-
der zunehmend aus der Mode kom-
mende Erscheinung, die zu einem 
guten Arbeitsplätzchen aber einfach 
dazu gehört. 

Seit einigen Jahren sind neue Vari-
anten des Arbeitsplätzchens auf 

dem Markt: Zum Beispiel die sehr viel 
kleineren Geringfügigen Beschäft i-
gungsverhältnisse, die jedoch nicht 
zum Satt werden ausreichen. Streng 
genommen gar kein Arbeitsplätzchen 

sind die Arbeitsgelegenheiten, im 
Volksmund 1-Euro-Job genannt. Sie 
haben mit dem klassischen Arbeits-
plätzchen bis auf die äußere Form 
nichts mehr gemein. Von ihrem Ver-
zehr wird abgeraten. 
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Die Sprache wird als zentraler Schlüssel für den Zugang zu einer Gesell-
schaft  defi niert. Nicht nur MigrantInnen selbst benennen dies als wich-
tigsten Punkt für ihre Weiterbildung, auch die bereits hier lebende Be-
völkerung fordert Sprachkenntnisse von Zugewanderten ein. Formen 
der Sprachvermitt lung gibt es viele: Von organisierten sechsmonatigen 
Integrationskursen für MigrantInnen bis zum freien Spracherwerb beim 
Einkauf in einer Bäckerei. Bei „Arbeit und Bildung International“ waren 
verschiedene Angebote für die TeilnehmerInnen kombiniert: In der Re-
gel drei Monate reiner Spracherwerb, gefolgt von weiteren drei Mona-
ten Kommunikation in arbeitsmarktrelevanten Th emenfeldern hin zur 
Sprachanwendung im Praktikum oder bei einer berufl ichen Weiterbil-
dung in einem deutschsprachigen Umfeld.

Sprache

Der Sprachvermitt lung kam im 
Projekt „Arbeit und Bildung 

International“ eine zentrale Bedeu-
tung zu. Sowohl für die jugendlichen 
als auch für die erwachsenen Teil-
nehmerInnen war der berufl ichen 
Aus- oder Weiterbildung ein sechs-
monatiger Sprachkurs vorgeschaltet. 
Darin wurden neben reinen Sprach-
kenntnissen auch Th emen behandelt, 
die für die TeilnehmerInnen auf dem 
Arbeitsmarkt relevant sind. Unter 
anderem wurden Bewerbungen und 
Lebensläufe geschrieben, Fragen zum 
Arbeitsrecht diskutiert oder gesell-
schaft liche Ereignisse und Prozesse 

erläutert. In Schwabach wurde im 
Rahmen des Spracherwerbs verstärkt 
darauf geachtet, Grundlagen für das 
Nachholen eines Schulabschlusses 
zu legen. Grundsätzlich fand der 
Unterricht in Kursen à 20 Personen 
statt , die zum Teil in Kleingruppen 
aufgeteilt wurden. Die Gruppen wa-
ren sehr heterogen: Sie reichten von 
Personen, die nur wenige Jahre zur 
Schule gegangen waren bis zu Akade-
mikerInnen mit Universitätsabschluss. 
Einige TeilnehmerInnen waren erst 
vor kurzem in die Bundesrepublik 
eingereist, andere lebten bereits seit 
vielen Jahren in Deutschland.

Wissenswertes

„Das EQUAL-Projekt hat mir geholfen, 
eine neue Sprache in meinem Leben zu lernen.“

Olga W., jüdische Zuwanderin
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Da Asylsuchenden Integrations-
kurse zunächst nicht off en ste-

hen, waren die Kurse des Projektes 
„Arbeit und Bildung International“ 
in der Regel die erste Gelegenheit, 
systematisch die deutsche Sprache 
zu erlernen. Die Situation der jüdi-
schen Zuwanderer war hier anders: 
Viele TeilnehmerInnen hatt en be-
reits einen sechsmonatigen Integra-
tionskurs besuchen können. Die un-
terschiedlichen Sprachniveaus waren 
nicht durchgängig in Großgruppen 
à 20 TeilnehmerInnen zu unterrich-
ten. Statt dessen bot sich eine mög-
lichst weitgehende Unterteilung der 
Gruppen an, um den spezifi schen 
Schwierigkeiten der TeilnehmerIn-
nen Rechnung zu tragen. Allerdings 
war es immer wieder sinnvoll, auch 
in die Großgruppen zurück zu keh-
ren, um Schwächere und Stärkere 
gemeinsam zu unterrichten. Beide 
Seiten konnten hier 
profi tieren.

Im Projekt war der 
Deutschunterricht 
auf sechs Mo-
nate Inten-
sivkurs (Fünf 
Tage die Wo-
che à sieben 
S t u n d e n ) 
angelegt, um 
die spätere 
Integration 
in die be-
r u f l i c h e 
Aus- oder 

Weiterbildung oder in ein Arbeits-
verhältnis vorzubereiten. Grundsätz-
lich ist diese Zeit in der Regel zu kurz 
für Menschen, die auf einem Sprach-
niveau des einfachen Verstehens 
(=A1 des Europäischen Referenz-
rahmens für Sprachen) beginnen. 
Sinnvoll wäre hier eine fortdauernde 
Sprachbegleitung auch im Beruf oder 
in der Weiterbildung. Insgesamt 
wäre es sinnvoll, Sprachunterricht 
von vornherein über einen längeren 
Zeitraum zu planen und nicht mit der 
Praktikums- oder Ausbildungsphase 
enden zu lassen. Auch ist die zeit-
liche Gestaltung eines Intensivkur-
ses zu überdenken. 
Sieben Stunden 
Sprachunterricht 
pro Tag sind 
für die meisten 
Lernenden eine 
Überforderung. 
Denkbar wäre also 
eine Projektkonzepti-
on, die für den Vor-
mitt ag Sprachunter-
richt vorsieht und am 
Nachmitt ag fakulta-
tive Angebote be-
reithält, die eben-
falls in 

...

Erzählenswertes

Sprache
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Die berufl iche Ausbildung in 
Deutschland beinhaltet für vie-

le MigrantInnen, die keine deutsche 
Elementarschulbildung aufweisen, 
unüberwindliche sprachliche Hür-
den: Da der Unterricht an den Be-
rufsschulen auf Mutt ersprachlerIn-
nen ausgerichtet ist, können sie dem 
Unterricht mündlich nur begrenzt 
folgen. Spätestens in der Schrift spra-
che sind die Anforderungen zu hoch. 
Dies gilt zwar nicht für diejenigen, die 
über solide Zweitsprachkenntnisse 
verfügen, weil sie zum Großteil oder 
ganz hier in Deutschland aufgewach-

sen sind und bereits das deutsche 
Schulsystem durchlaufen haben. Für 
alle anderen aber sind relevantere 
sprachliche Defi zite während der 
Ausbildung kaum auszugleichen, da 
bereits die „normale“ Teilnahme an 
der Ausbildung viel Energie und Ein-
satz erfordert.

Die Erfahrungen in unserem Projekt 
zeigen, dass TeilnehmerInnen, die ih-
ren Schulabschluss nicht in Deutsch-
land gemacht haben, eine sehr spe-
zifi sche sprachliche Vorbereitung für 
die Aufnahme eines Ausbildungsver-
hältnisses benötigen.

„Es fällt mir schwer, Deutsch zu lernen. Ich bin ja 
auch nicht mehr so jung. Meine Kinder sprechen viel 
besser als ich oder mein Mann. Seit sechs Jahren le-
ben wir in Deutschland. Gleich am Anfang haben wir 
einen Sprachkurs gemacht. Dann habe ich versucht, 
weiter zu lernen. Zweimal die Woche für immer drei 
Stunden. Aber das ist zu wenig. Bei EQUAL habe ich 
wieder mehr gelernt. Am Anfang war es anstren-
gend, jeden Tag Unterricht, abends noch zu Hause... 
Da war ich müde. Aber dann war es gut. Wir hatten 
viele Lehrerinnen. Das ist gut, weil jede eine andere 
Methode hat. Eine andere Stimme. 

Gut war auch, dass Leute aus verschiedenen 
Ländern im Kurs waren. Da mussten wir Deutsch 
sprechen. Auch die Erklärungen im Unterricht müs-
sen dann auf Deutsch sein. Das ist schwer, aber ich 
denke, es muss so sein.

...

deutscher Sprache statt fi nden, aber 
kein Sprachunterricht sind. In der 
Praktikums- und Aus- oder Weiter-
bildungsphase fi ndet dann weiterhin 
Sprachvermitt lung statt  – ähnlich der 

Berufsschule im dualen Ausbildungs-
system. Unbedingt beibehalten wer-
den sollte ein Unterricht in gemischten 
Gruppen, d.h. mit TeilnehmerInnen 
aus verschiedenen Ländern.       
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Sprache

...

Ein Beispiel für die Chancen und 
Hindernisse im Bereich Sprache 

ist die Weiterbildung zur/zum Be-
rufskraft fahrerIn. Positiv hervorzuhe-
ben ist zunächst, dass die Unterlagen 
für die theoretische Prüfung in ver-
schiedenen Sprachen existieren. So 
existieren für den LKW-Führerschein 
Unterlagen in Russisch, Arabisch, 
Französisch, Englisch und weiteren 
Sprachen. Allerdings entstehen dem 
Ausbildungsbetrieb zusätzlich Kos-

ten für die fremdsprachigen Unter-
lagen. In der praktischen Prüfung 
zur/zum Berufskraft fahrerIn müssen 
dann zudem Einzelheiten auf Deutsch 
erklärt werden, weil das praktische 
Vorführen zuviel Zeit in der Prüfung 
beanspruchen würde (z.B. Radwech-
sel beim LKW). Der Migrant scheitert 
so aufgrund sprachlicher Defi zite, 
obwohl er das Rad problemlos wech-
seln könnte. 

in Beispiel für die Chancen und ten für die fremdsprachigen Unt

Zu Hause reden wir wenig Deutsch. Meine Tochter 
sagt immer, ich muss Deutsch lesen, fernsehen... Ich 
lese „Hallo Erfurt“, den „Allgemeinen Anzeiger“ und 
manchmal ein bisschen Frankfurter Allgemeine. Na 
ja, selten. Und mit meiner Nachbarin rede ich ein 
bisschen. Sie sagt, ich spreche jetzt besser. Es gibt ei-
gentlich zu wenig Kontakte, um Deutsch zu sprechen.

Schwer auf Deutsch sind die Artikel. Wann kommt 
der, die oder das? In Russisch ist das anders. Außer-
dem vergesse ich so viele Wörter.

Für die berufl iche Weiterbildung 
lässt sich als Grundformel fol-

gender Satz aufstellen: Je besser die 
Sprachkenntnisse einer Teilnehmerin 
oder eines Teilnehmers, desto am-
bitionierter können die Ziele in der 
berufl ichen Weiterbildung verfolgt 
werden. Schwächeres Deutsch min-
dert die Chancen auf das Erreichen 

der Bildungsziele in der berufl ichen 
Weiterbildung, die oft  über münd-
liche und schrift liche Prüfungen ab-
gefragt werden: In der Regel – bis 
auf ganz wenige Ausnahmen - auf 
Deutsch! Unabhängig davon, ob für 
die Ausübung der Tätigkeit dann die 
entsprechenden Sprachkenntnisse 
erforderlich sind.

...

Nach dem Sprachkurs bei EQUAL habe ich einen 
Computerkurs gemacht. Das war erst ganz schwer. 
Die Lehrer haben schnell gesprochen. Zum Glück gab 
es ein Script und ich konnte abends nachlesen. Auch 
eine andere russischsprachige Teilnehmerin hat mir 
geholfen. Wir beide uns gegenseitig.
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Anreiz zur Beseitigung von Sprachhemmnissen
Bei der Einstellung einer Asylsuchenden oder eines 

jüdischen Zuwanderers mit Sprachhemmnissen kann 
ein kleiner Bonuslohn als Sprachlerngeld vereinbart werden. Die Mi-

grantin oder der Migrant bekommt eine zusätzliche Summe, von der ein 
Sprachkurs, individuelles Sprachtraining oder Ähnliches finanziert werden 
muss. Vereinbart werden kann dies für eine bestimmte Dauer, an deren 
Ende eine neuerliche Verständigung über die Sprachkenntnisse erfolgt, um 
die Zufriedenheit mit den Fortschritten auf beiden Seiten zu überprüfen. 

Stehen Sprachdefizite einer vorbehaltlosen Einstellung als MitarbeiterIn 
entgegen, können solche Vereinbarungen für die Probezeit getroffen wer-
den, um eine Arbeitsaufnahme zu ermöglichen.

(Umgesetzt von einem Unternehmen in Erfurt 
bei der Einstellung eines Projektteilnehmers)

Im Praktikum stehen Asylsuchende 
und jüdische Zuwanderer weniger 

unter Zeitdruck als bei der berufl i-
chen Weiterbildung, Dinge schnell 
und angemessen zu verstehen. Die 
meisten Betriebe gehen individuell 
auf vorhandene Sprachschwierig-
keiten ein. Dennoch sind auch im 
Praktikum solide Sprachkenntnisse 
unerlässlich. In der Regel erkundigen 
sich die angefragten Unternehmen 
vorher nach etwaigen sprachlichen 

Verständigungsschwierigkeiten. 
Viele TeilnehmerInnen mussten 

erstmals in einer rein deutschspra-
chigen Arbeitsumgebung zurecht 
kommen – für die meisten ein gro-
ßer Schritt . Entsprechend wurden 
die TeilnehmerInnen von vielen 
Praktikumsbetrieben als sehr zurück-
haltend beschrieben. In der Regel 
beobachteten die Betriebe schnelle 
Fortschritt e im sprachlichen Bereich.

...

Jetzt vergesse ich gerade wieder sehr viel. Ich bin zu 
Hause, da fehlt die Praxis. Aber im September mache 
ich ein Praktikum. Ergotherapie. Bis zum Ende des 
Jahres. Da werde ich bestimmt wieder besser spre-
chen.“

Frau Ljuba M. aus der Ukraine, 54 Jahre,
verheiratet, zwei erwachsene Kinder

TIPP
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Am Ende des Kurses sind die Le-
benswege der TeilnehmerInnen 

sehr unterschiedlich. Diejenigen, die 
eine Arbeit gefunden und regelmä-
ßig mit den deutschsprachigen Kolle-
gInnen Kontakt haben, verbesserten 
ihre Sprachkenntnisse weiterhin. Die 
Erfahrung zeigte, dass sie in solchen 
Fällen große sprachliche Fortschritt e 
machten. Diejenigen, die keine Arbeit 
gefunden haben, konnten nur zum 
Teil die Kraft  aufb ringen, selbststän-
dig weiter zu lernen. Sie schreiben 
weiterhin Bewerbungen auf Deutsch 
und suchen eine Beschäft igung. Oft  
ist es aber nicht leicht, sich selbst-
ständig zu motivieren – gerade wenn 
die Arbeitsperspektive zunehmend 

hoff nungsloser wird. Helfen kann hier 
manchmal eine ehrenamtliche Betäti-
gung in einem Verein oder einer an-
deren Initiative. Damit löst sich zwar 
nicht das wirtschaft liche Problem, das 
Menschen im Hartz-IV-Bezug haben, 
aber das eigene Selbstbild und -be-
wusstsein kann profi tieren.

Für viele beginnt nach dem Projekt 
aber auch eine Periode des „Rück-
falls“. Sie haben überwiegend Kontakt 
zu ihren Landsleuten und vergessen 
viel von dem, was sie gelernt haben. 
Diese Fälle sind ganz typisch und ein 
Hinweis darauf, dass diese Menschen 
weiterhin Unterstützung benötigen. 
Sie müssen motiviert werden nicht 
aufzugeben.

Ausflüge in die Umgebung

Überraschenderweise empfanden 
die Unternehmen fast immer die 

mangelnde Kommunikationsfähigkeit 
in der Alltags- und Umgangssprache 
als störend, während sie fehlendes 

Fachvokabular nicht als gravierende 
Beeinträchtigung benannten. Dies 
ließe sich vor Ort schnell ausgleichen, 
wenn die sonstigen Sprachkenntnisse 
gut seien, so die Aussagen.

Sprache

...
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Deutsch als Verkehrssprache
Viel diskutiert wird die Forderung, an deutschen Schulen oder auch bei 
deutschen Sprachkursen für MigrantInnen Deutsch als grundsätzliche Ver-
ständigungssprache zu nutzen – im Unterricht wie in den Pausen. Bekannt 
ist die Debatt e als Kontroverse an Berliner Schulen zur Deutschpfl icht auf 
dem Schulhof. Auch im Projekt „Arbeit und Bildung International“ wurde 
die Frage diskutiert:

?!

Diskussion

30

Deutschpfl icht in den Pausen stellt für viele 
TeilnehmerInnen eine Überforderung dar. Pausen 
haben ihren Sinn in der Erholung und im Abschal-
ten vom Unterricht. Gerade SprachanfängerInnen 
können nicht ohne Anstrengung in Deutsch „übers 
Wetter schwatzen“. Gespräche in der Mutterspra-
che können aber die Entspannung fördern.

Ist die Atmosphäre in der Lerngruppe 
freundlich und integrativ, werden Men-
schen mit anderen Muttersprachen von 
allein in der Pause angesprochen. Hier ist 
Deutsch dann eine echte Verkehrssprache.



31

..

Sprache

31

Für TeilnehmerInnen mit der gleichen Mutterspra-
che stellt die Forderung zum Deutschsprechen eine 
völlig künstliche Gesprächssituation dar. Würden Sie 
mit einer anderen Deutschen in Ungarn Ungarisch 
sprechen, wenn Sie nur mit Mühe einfache Sachver-
halte erklären können, sie sich aber gerade über Ihre 
Orientierungsschwierigkeiten auf dem ungarischen 
Arbeitsmarkt austauschen wollen?

Gerade Zwang – auch der zum dauerhaften Deutsch Sprechen – be-
hindert Lernen und fördert nicht die genannte freundliche Atmosphäre. 
Im Unterricht selbst ist die Situation eine andere. Hier muss gewähr-
leistet sein, dass jedeR TeilnehmerIn die Inhalte verfolgen kann. Wird 
auf Muttersprachen zurückgegriff en, weil die Dozentin möglicherweise 
Russisch spricht – im Osten Deutschlands kein seltener Fall – muss 
eine zweite, gründliche Erläuterung auf Deutsch folgen. Grundsätzlich 
sehen wir aber auch hier einen Rückgriff  auf Muttersprachen in konkre-
ten Situationen als hilfreich an, gerade, wenn Einzelfragen schwächerer 
TeilnehmerInnen in dieser Form schneller geklärt werden können.
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„Die Kunst ist, einmal mehr aufzustehen 
als man umgeworfen wird.“

Winston Churchill

„Dem Staat auf der Tasche liegen…“ – Diese Aussage bekommen gerade 
MigrantInnen oft  zu hören; haben sie Arbeit, dann heißt es häufi g,  „sie 
nehmen den Deutschen die Arbeitsplätze weg“. Der Anteil an arbeitslo-
sen MigrantInnen liegt weit über dem bundesweiten Arbeitslosendurch-
schnitt . Dabei gilt auch für sie: Arbeit ist der Schlüssel zu gesellschaft licher 
Anerkennung und Teilhabe. Ohne Job ist es schwer sich in eine Gesell-
schaft  zu integrieren, die von Ausgrenzung gekennzeichnet ist. Dazu 
kommt, dass ausländische Abschlüsse in Deutschland kaum anerkannt 
werden und MigrantInnen oft  über wenig bis keine Berufserfahrung auf 
dem deutschen Arbeitsmarkt verfügen. Dennoch öff nen sich langsam die 
Türen in Th üringer Unternehmen. Dank der Diskussion um einen Fach-
kräft emangel rückt das Th ema „Zuwanderung“ in den Blick bestimmter 
Wirtschaft szweige (Demographie). Bei „Arbeit und Bildung Internatio-
nal“ waren die TeilnehmerInnen nach dem Sprachkurs bis zu sechs Mona-
ten in einem Praktikum bzw. besuchten eine fachliche Weiterbildung. Für 
viele die Chance berufl ich tätig zu werden bzw. anerkannte Nachweise 
oder neue Qualifi kationen zu erwerben.

Wissenswertes

Viele der Asylsuchenden und 
jüdischen Zuwanderer haben 

in ihrem Herkunft sland in mehre-
ren Berufen gearbeitet und bringen 
daher eine Vielzahl an berufl ichen 
Kompetenzen mit. Schnell müssen 
sie jedoch erkennen, dass sie diese 
Kompetenzen in Deutschland nicht 
nutzen dürfen und können. Jüdische 
Zuwanderer wie auch Asylsuchende 
besitzen grundsätzlich keinen gesetz-
lichen Anspruch auf Gleichstellung 
ihrer berufl ichen Befähigungsnach-
weise mit den deutschen Berufsqua-
lifi kationen. Handwerkskammern 
können jüdischen Zuwanderern auf 
Antrag eine formlose Bescheinigung 

ausstellen, die angibt, welchem deut-
schen Abschluss ihr Beruf entspricht. 
Hochschulzeugnisse können lediglich 
übersetzt werden. Die nicht offi  zielle 
Anerkennung von Berufsabschlüssen 
sowie Sprachprobleme sind daher 
für jüdische Zuwanderer und Asylsu-
chende hohe Hürden auf der Suche 
nach einem Job. Für Asylsuchende 
kommt die eingeschränkte Arbeits-
erlaubnis in Abhängigkeit vom Status 
hinzu. Für das Praktikum musste in je-
dem einzelnen Fall die Entscheidung 
der Ausländerbehörde eingeholt 
werden. Gleiches galt für eine späte-
re Arbeitsaufnahme; Asylsuchende 
unterliegen hier der Vorrangprüfung.

Beruf
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Bei den jugendlichen Teilneh-
merInnen war der Anteil der Asyl-

suchenden an dem Projekt weitaus 
höher als der Anteil der jüdischen 
Zuwanderer. Dies erklärt sich aus den 

Zugangsmöglichkeiten. Die Kinder 
jüdischer Zuwanderer können die 
Berufsschule besuchen bzw. ein Stu-
dium aufnehmen. Dennoch ist der 
Anteil auch hier sehr gering. 

In Thüringen stellt sich die Situation wie folgt dar:

Laut Thüringer Landesamt für Statistik war die Verteilung 
ausländischer SchülerInnen auf die einzelnen Schularten 
2004/05 folgendermaßen:

• Grundschulen  2,0%
• Regelschulen   1,2%
• Gymnasien   0,8%
• Förderschulen  0,6%
• Berufsbildende Schulen 0,2%
• Insgesamt   0,9% 

An berufsbildenden Schulen sind 
AusländerInnen in Th üringen kaum 
vertreten.

Junge AsylbewerberInnen haben 
aufgrund ihres aufenthaltsrechtlichen 
Status faktisch kaum die Möglichkeit 
einer Ausbildung. Für die jugendli-
chen TeilnehmerInnen stand daher 
die Berufsorientierung im Vorder-
grund. Im Anschluss daran sollten die 
TeilnehmerInnen entweder einen 
Qualifi zierungsbaustein der Hand-
werkskammer (modulare bzw. Teil-
ausbildung) oder eine berufl iche  
Ausbildung beginnen können. 

Erwachsene wie auch jugendliche 

TeilnehmerInnen durchliefen nach 
der sechsmonatigen Sprachausbil-
dung eine Kompetenzfeststellung, 
die die Grundlage für die weitere 
Laufb ahnberatung bot. Bei den er-
wachsenen TeilnehmerInnen mün-
dete diese entweder in ein Praktikum 
oder eine fachliche Qualifi zierung; 
die Jugendlichen durchliefen ver-
schiedene Werkstätt en bei der 
Handwerkskammer Erfurt und/oder 
absolvierten ein Praktikum oder eine 
Ausbildung. Das Teilprojekt in Schwa-
bach förderte die Fähigkeiten zum Er-
werb des Hauptschulabschlusses, um 
die Grundlage für eine Berufsausbil-
dung zu schaff en.

Beruf
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Erzählenswertes

„Ich möchte gern wieder in 
meinem Beruf arbeiten.“ 

Diesen Wunsch hegten die meis-
ten erwachsenen TeilnehmerIn-

nen zu Beginn des Projektes. Für viele 
war neben der sprachlichen Förde-
rung die berufl iche Qualifi zierung ein 
entscheidendes Kriterium zur Teil-
nahme. 

Bei den erwachsenen Teilneh-
merInnen begann die berufl iche 
Laufb ahnberatung bereits während 
der Deutschvermitt lung. Hier nah-
men die TeilnehmerInnen an 
einer begleitenden Kompe-

tenzfeststellung teil als Grundlage für 
die sich anschließende fachpraktische 
Qualifi zierung. 

Das Spektrum der Erfahrungen und 
Fähigkeiten war sehr groß. Ärztinnen 
aus dem Iran und der Ukraine, PC-
Spezialisten aus dem Libanon und 
der Ukraine, ein Matrose aus dem 
Iran, BuchhalterInnen aus Marokko, 
Aserbaidschan und Russland, ein Th e-
aterdramaturg aus Syrien, Tischler aus 
Kasachstan und Aserbaidschan – die 

Palett e der Berufe war breit. Man-
che TeilnehmerInnen besa-

ßen bereits in zwei und 

...

34

mehr Berufen praktische 
Erfahrungen.
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Wie erhält man am besten eine 
ganzheitliche bzw. umfassen-

de Übersicht über die berufl ichen 
Kompetenzen eines Menschen? Zur 

Ermitt lung wurde jedeR TeilnehmerIn 
gebeten, an einem begleitenden 
Kompetenzfeststellungsverfahren 
teilzunehmen.

Kompetenzfeststellungsverfahren bedeutet
für die TeilnehmerInnen, dass:
• ihre Fähigkeiten und Qualifikationen anhand von Fragebögen
 und Rollenspielen systematisch erfasst werden,
• sie sich damit selbstbewusster und leichter in die berufliche
 Welt einordnen können,
• sie sich ihrer eigenen beruflichen Erfahrungen und Stärken 
 bewusst werden und sie wesentlich selbstbewusster einsetzen,
• sie Zeit und Anregung für die eigene Entwicklung erhalten,
• viele ihrer bisherigen Aktivitäten und Erfahrungen erstmals 
 in Deutschland konkret erfragt werden und eine Anerkennung
 erfahren.

Beruf

...

Es war jedoch klar, dass die Teilneh-
merInnen mehr als das brauchten. 

Zeitgleich bedurft e es der Vermitt -
lung von Kenntnissen über Berufs-
bilder, Einsatzmöglichkeiten auf dem 
Arbeitsmarkt, Standards etc., um bei 
den TeilnehmerInnen eine weitge-
hend reale Einschätzung der beruf-
lichen Chancen zu unterstützen. Als 
Tischler in Aserbaidschan lohnt es 
sich noch, Einzelstücke per Hand an-
zufertigen, während die Tischlereien 

in Deutschland mehr mit Maschi-
nen arbeiten müssen und das reine 
„Hand“werk in den Hintergrund tritt . 
Gleiches zeigte sich beim Schneider-
handwerk. Wo habe ich eine Chance 
auf einen Arbeitsplatz? Was bedeu-
tet dieser Beruf in Deutschland? Wel-
che Möglichkeiten habe ich danach? 
Bin ich den Anforderungen gewach-
sen? Verstehe ich meine deutschen 
KollegInnen? Wie werden sie mich 
aufnehmen? Fragen über Fragen. 

Die begleitende Kompetenzfeststellung umfasste daher 
für jedeN TeilnehmerIn:
• mindestens vier Unterrichtseinheiten zu Berufsbildern, 

Einsatzmöglichkeiten, regionale Arbeitsmarktsituation, 
Lebenslinie und Visionen,

• das Ausfüllen des Kompetenzbogens,
• die Auswertung mit mind. zwei Gesprächen zum Bogen,
• Bewerbungen in Firmen bzw. bei berufl ichen Bildungsträgern.

...
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Einmal auf der Flucht aus ihrem 
Herkunft sland haben nur weni-

ge AsylbewerberInnen überhaupt 
ein Zeugnis bzw. einen qualifi zierten 
Nachweis bei sich. Dennoch galt es 
für jedeN TeilnehmerIn am Ende ein 
sinnvolles und verwertbares Prak-
tikum bzw. eine passende fachliche 
Weiterbildung zu fi nden.

Der Status und die damit verbun-
denen Arbeitsmöglichkeiten jedes/

jeder Einzelnen mussten ebenso be-
rücksichtigt werden wie die persön-
lichen Lebenslagen. Die jüdischen 
Zuwanderer haben eine Arbeitser-
laubnis und können dauerhaft  ihr 
Leben in Deutschland planen. Asyl-
suchende mit dem Status „Duldung“ 
wissen nicht, ob sie in drei Monaten 
noch in Deutschland leben oder zur 
Rückkehr gezwungen werden. 

...
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Der Wunsch nach einem Job hat sich 
nur in wenigen Fällen erfüllt. Dennoch 
gaben viele an, dass das Praktikum 
bzw. die fachliche Weiterbildung ihr 

eigenes Selbstvertrauen gestärkt hat 
und berufl iche Ziele fassbarer gewor-
den sind. 

1. ein Praktikum in einer Firma (bis zu sechs Monaten)
2. eine fachliche Weiterbildung bei einem Bildungsträger

(bis zu sechs Monaten)
3. eine fachliche Weiterbildung gekoppelt an ein Praktikum

Es lag damit auf der Hand, dass in 
Abhängigkeit vom Status sich je-

deR Einzelne oft  ungewollt auf einer 
anderen „Startbahn“ befand: Für die 
erwachsenen TeilnehmerInnen gab 

es nach der Sprachvermitt lung in Ab-
hängigkeit von den Ergebnissen der 
Kompetenzfeststellung, vom Status 
und der persönlichen Lebenssituati-
on jeweils drei Möglichkeiten:

A.: „Die Zusammenarbeit mit deutschen Arbeitern 
lässt mich besser die Sprache beherrschen und 
gegenseitiges Verständnis mit den Leuten finden.“ 

R.: „Ohne dieses Modul ist es schwer, eine Arbeit zu 
finden und mit Deutschen zusammenzuarbeiten.“

Beruf

...
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Leila M. ist Physikerin und kommt aus der Ukraine. Sie ist seit 
einem Jahr in Deutschland als jüdische Zuwanderin. Gemeinsam 
mit ihrem Mann und den beiden Kindern lebt sie seit acht Mona-
ten in einem Wohnheim in Erfurt. Der Sohn fühlt sich hier nicht 
wohl, in der Schule hat er Probleme. Eine Arbeitsaufnahme kann 
ohne Zustimmung staatlicher Institutionen erfolgen. Für den 
Verlauf des Gespräches war es wichtig im Vorfeld diese Faktoren 
zu berücksichtigen. Die Konzentration lag daher auf der berufli-
chen Integration unter Berücksichtigung der familiären Situation, 
einer bald anstehenden Wohnungssuche und der Wahrscheinlich-
keit eines Umzuges.

Sharif R. ist Tischler und kommt aus Pakistan. Seit vier Jahren 
lebt er mit seiner Frau und drei Kindern in einem Asylbewerber-
heim. Sein Asylverfahren ist noch nicht abgeschlossen. Während 
der beruflichen Beratungsgespräche erhielt er die Nachricht, dass 
ein Gerichtstermin zur Prüfung seines Asylverfahrens bevorsteht. 
Für ein Praktikum bzw. eine Weiterbildung bedurfte es außerdem 
der Zustimmung der Ausländerbehörde. Des Weiteren war klar, 
dass er bei einem Jobangebot der Vorrangprüfung unterliegt. Auf-
grund seiner persönlichen Situation musste bei den Gesprächen 
berücksichtigt werden, dass ein unsicherer Aufenthalt vorliegt 
und die ungeklärte Rechtslage belastend für die Gesamtsituati-
on ist. Das Praktikum wurde daher so gewählt, dass es sowohl 
für den deutschen Arbeitsmarkt als auch für andere Länder von 
Nutzen ist und Freistellungen für Gerichtstermine und Gespräche 
beim Rechtsanwalt möglich sind.

Ca. 32% der erwachsenen Teilneh-
merInnen nahmen an einer fachli-

chen Weiterbildung teil und 37% ab-
solvierten ein Praktikum. Bei einigen 
TeilnehmerInnen bot es sich an, das 
Praktikum mit einer fachlichen Wei-
terbildung zu koppeln. So war eine 
Chemikerin während des Praktikums 
mit Laborarbeiten beschäft igt, nahm 
jedoch parallel an einigen Lehrstun-

den teil, um Fachbegriff e besser ler-
nen zu können. In einem anderen Fall 
fand ein Tischler aus Aserbaidschan 
keinen Praktikumsplatz in einer Tisch-
lerei. Im Vorstellungsgespräch stellte 
sich heraus, dass ihm der Maschinen-
schein für die Gerätebenutzung fehl-
te. Das bedeutete zu recherchieren, 
wo Zusatzangebote genau dieses ver-
mitt elten. Schnell wurde ein Bildungs-

Zwei Beispiele aus der Praxis:

...
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Verteilung Praktikum / Weiterbildung bei den 
erwachsenen TeilnehmerInnen

Weiterbildung

Praktikum

beides

keine Fortsetzung
37%

32%
14%

17%

Beruf

...Mindestens zwei Auswertungs-
gespräche während des Prak-

tikums zwischen TeilnehmerIn, Mit-
arbeiterIn des Bildungsträgers und 
MentorIn im Unternehmen erwiesen 
sich für eine erfolgreiche Begleitung 
als unbedingt notwendig. So konnte 
schnell und konstruktiv auf Prob-

lemlagen in der Kommunikation, im 
persönlichen Umgang bzw. in den 
Arbeitsanforderungen eingegangen 
werden. Als Nachweis der Qualifi kati-
on wurde per Vertrag die Ausstellung 
eines Praktikumszeugnisses seitens 
des Unternehmens vereinbart. 

träger gefunden, der die Ausbildung 
für Maschinen in drei einwöchigen 
Lehrgängen anbot. Allerdings wur-
den die Lehrgänge mit großen Zeit-
abständen angeboten, so dass die-
ser Teilnehmer 
ein halbes Jahr 
brauchte, bevor 
er den notwen-
digen Schein in 
der Hand hielt.  
Sehr gefragt wa-
ren die Schwei-
ßer- und Berufs-
kraft fahrerausbildungen - sind doch 
hier die Chancen auf einen anschlie-
ßenden Arbeitsplatz auch für Mig-
rantInnen gut. Schwer zu vermitt eln 
war, dass nicht alle TeilnehmerInnen 

diese Ausbildung absolvieren konn-
ten, da bei „Arbeit und Bildung In-
ternational“ die Unterstützung der 
berufl ichen Laufb ahn eine Fortset-
zung des bisherigen Berufes bedeu-

tete. Im Klartext 
hieß das: Die 
TeilnehmerInnen 
mussten schon 
im Herkunft sland 
als Kraft fahrer 
oder im Metall-
bereich gearbei-
tet haben. Damit 

schließt sich der Bogen zur Kom-
petenzfeststellung, die genau diese 
Aspekte herausarbeitete und eine 
passgenaue Anschlussqualifi zierung 
gewährleisten sollte.

I.: „Ohne dieses Modul hätte ich nicht eine so hoch 
qualifizierte Arbeit finden können. Nur durch Zu-
sammenarbeit mit deutschen Spezialisten kann ich 
erkennen, ob meine Erfahrung und Kenntnisse in 
Deutschland gebraucht werden.“
 
S.: „Sie haben für mich ein Praktikum in der Musik-
schule gefunden. Früher habe ich mich mehrmals 
beworben, aber ohne Erfolg.“
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Stichwort: Kompetenzbilanzierung

1. Etappe:  Schriftlicher Kompetenzbogen – Diagnose zur beruflichen 
Entwicklung
Raul T. wurde gebeten, einen Kompetenzfragebogen auszufüllen. 
Die Analyse erbrachte folgenden beruflichen Werdegang: fünf 
Jahre Chemiestudium mit dem Abschluss Diplom-Chemiker, 
danach Dozent für Analytische Chemie und Leitung eines Che-
mielabors an einer naturwissenschaftlichen Fakultät. D.h. Raul 
T. verfügt in Folge dessen über entsprechende Kompetenzen der 
Planung, Vermittlung und Aufbereitung von fachlichen Inhalten. 
Neben seinen beruflichen Erfahrungen ist er aktiv in der Öffent-
lichkeitsarbeit eines Vereins. Er organisiert Veranstaltungen und 
arbeitet in einer Interessenvertretung für MigrantInnen mit. Er 
verfügt über zwei Muttersprachen und spricht sehr gut Deutsch 
und Englisch. Zudem verfügt er über sehr gute Computerkennt-
nisse.

Raul T. besitzt außerdem einen Gabelstaplerführerschein.

2. Etappe: Einzelgespräch
Im Einzelgespräch über mögliche Bildungs- bzw. Berufswege 
wurden drei Möglichkeiten herausgearbeitet:

1. sechsmonatiges Praktikum als Chemiker.
2. sechsmonatiges Praktikum bei einer Stiftung

  im Bereich Presse- und Öffentlichkeitsarbeit.
3. Weiterbildung im Projektmanagement.

Ein erneuter Gesprächstermin wurde vereinbart.

3. Etappe: Kompetenzfeststellung – Praktikum - Arbeitsplatz
Gemeinsam mit dem Teilnehmer wurden nun die einzelnen 
Schritte beraten. Hier war es wichtig zu prüfen, welcher Weg die 
besten Chancen bietet, um auf dem regionalen Arbeitsmarkt Fuß 
zu fassen und Raul T’s. persönliche berufliche Entwicklung zu 
unterstützen. Die Chance bei Stiftungen eine Arbeit zu finden ist 
in Deutschland sehr gering, eine Weiterbildung im Projektma-
nagement ergab nach Diagnose der Kompetenzen wenig Sinn, so 
dass ein Praktikum als Chemiker die realistischsten Chancen bot. 
Zum Abschluss der Gespräche wurde die Vereinbarung getroffen, 
dass er sich für ein Praktikum als Chemiker bewirbt.



41

Beruf

...

Raul T.  bewarb sich bei zwei Instituten. Ein Institut lud ihn 
gemeinsam mit einer Mitarbeiterin des Projekts zum Gespräch 
ein. Dort wurden die Rahmenbedingungen für das Praktikum 
und der Zeitraum festgelegt. Während des Praktikums fanden 
drei Praktikumsbesuche durch die Mitarbeiterin statt. Das Prak-
tikum endete mit einer sehr guten Beurteilung von Raul T. sowie 
mit der Aussicht auf einen Arbeitsplatz. Raul T. blieb mit dem 
Unternehmen weiterhin in Kontakt. Nach zwei Monaten kam 
die Zusage auf eine Einstellung. Hier unterstützten die Projekt-
mitarbeiterInnen den Arbeitgeber bei dem Antragsprozedere zur 
Arbeitserlaubnis. 

Raul T. arbeitet seit März 2007 als Diplom-Chemiker in diesem 
Institut mit einem unbefristeten Arbeitsvertrag.

Die jugendlichen TeilnehmerInnen 
starteten ihre „Berufsorientie-

rung“ zumeist in den verschiedenen 
Werkstätt en der Handwerkskammer. 
Im Anschluss wurden gemeinsam 
mögliche Berufswege eruiert und 
geplant. Trotz restriktiver gesetzli-
cher Vorgaben (i.d.R. nachrangiger 
Arbeitsmarktzugang für Asylbewer-
berInnen) reichten diese von einem 
Praktikumsplatz über die Erlangung 
eines Qualifi zierungsbausteins bis 
zu einem Ausbildungsplatz. Letzte-
res konnte in einem Fall nur durch 
geduldiges, aber beharrliches Auf-
treten von Mitarbeiterinnen der 

Handwerkskammer und des Flücht-
lingsrates erreicht werden. Zum 
Qualifi zierungsbaustein muss gesagt 
werden, dass die TeilnehmerInnen 
aufgrund sprachlicher Defi zite Prob-
leme mit der schrift lichen Prüfungs-
form hatt en. Daher beschloss die 
Handwerkskammer im Rahmen des 
Projektes eine pädagogische Hand-
reichung für die Prüfungsleistungen 
zu erarbeiten und die Prüfungsform 
so zu modifi zieren, dass Leistungen 
auch in mündlicher bzw. praktischer 
Form abgelegt werden können, ohne 
Qualitätsstandards zu senken. 

In Vorbereitung des Praktikums wurde das Bewer-
bungsprozedere in die Unterrichtsvermittlung auf-

genommen. Der Effekt war, dass jedeR TeilnehmerIn 
eine Bewerbung nach deutschem Standard selbst erarbeitete und die 

einzelnen Schritte durch eigene Erfahrung kennen lernte.

TIPP
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Aufgrund der angespannten Ar-
beitsmarktsituation blieb es trotz 

gewonnener Erfahrungen und Kennt-
nisse für die TeilnehmerInnen schwie-
rig, in Th üringen einen Arbeitsplatz 
zu fi nden. Für viele TeilnehmerInnen 
zeigte sich aber durch das Projekt, 
dass die Situation nicht hoff nungslos 
ist, dass es sinnvoll sein kann, „kleine 
Schritt e“ (z.B. mit ehrenamtlichem En-
gagement) zu gehen und dass weiter-
hin eine kontinuierliche Arbeitssuche 
und Bewerbungen notwendig sind. 

Die Verbindung von Sprachunter-
richt und berufl icher Orientierung ist 
gerade für MigrantInnen ein wichtiger 
Schritt  zur Integration in den Arbeits-
markt. Solche Projekte gilt es weiter-
hin zu fördern. Erste Möglichkeiten 
bieten hier die vom Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge initiier-
ten Verbundprojekte. Allerdings 
können daran nur TeilnehmerIn-
nen mit Anspruch auf Integrati-
onskurse teilnehmen. Im Zuge 
der Bleiberechtsregelungen 
ist es jedoch wichtig, solche 
Qualifi zierungskurse auch für 
‚geduldete’ Asylsuchende zu 
öff nen.

Für viele TeilnehmerIn-
nen war es durch das Prak-
tikum bzw. die fachliche 
Qualifi zierung über-
haupt erst möglich, 
die eigenen Fähigkei-
ten unter Beweis zu 
stellen. Erfahrungen 
haben gezeigt, 

dass die meisten MigrantInnen bei 
‚klassischer’ Jobsuche nicht über eine 
schrift liche Bewerbung hinaus kom-
men, obwohl die erforderlichen Qua-
lifi kationen vorliegen.

Durch das Praktikum bzw. die 
fachliche Weiterbildung haben die 
meisten TeilnehmerInnen die häu-
fi g geforderten formalen deutschen 
Nachweise, die für weitere Bewer-
bungen von Vorteil sind. 

Dennoch ist nach Beendigung des 
Projektes die Gefahr groß, dass Er-
lerntes bzw. Fähigkeiten verloren ge-
hen und das Selbstvertrauen in die 
eigenen Fähigkeiten wieder sinkt. Ein 
Ausweg, den einige TeilnehmerInnen 
schon gehen, ist die Arbeit auf Hono-

rarbasis bzw. im Ehren-
amt.

Ausflüge in die Umgebung

Beruf
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Beratung
„Der Pass ist der edelste Teil von einem Menschen. Er kommt auch 
nicht auf so einfache Weise zustande wie ein Mensch. Ein Mensch 
kann überall zustande kommen, auf leichtsinnigste Art und ohne 

gescheiten Grund, ein Pass niemals.
Dafür wird er auch anerkannt, wenn er gut ist, während ein Mensch 

noch so gut sein kann und doch nicht anerkannt wird.“
Bert Brecht

Für MigrantInnen existieren in Deutschland eine Vielzahl von Grenzen 
und Besonderheiten, die für deutsche BürgerInnen nicht gelten und sel-
ten bekannt sind. Asylsuchende und jüdische Zuwanderer sehen sich in 
der Regel einem Dickicht von Vorschrift en, Gesetzen und Bürokratien ge-
genüber, die sie aus ihren Herkunft sländern nicht kennen und in dem sie 
oft  Mühe haben, überhaupt eine Orientierung zu fi nden. Darüber hinaus 
sind sie häufi g im Alltag von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit betrof-
fen, was wesentliche Integrationshemmnisse verursachen kann.

Bei „Arbeit und Bildung International“ wurde für die TeilnehmerInnen 
vor, während und nach der Teilnahme psychosoziale Beratung angeboten. 
Sie ist ein wichtiger Bestandteil, um den Zugang zum Arbeitsmarkt über-
haupt zu ermöglichen und die Rahmenbedingungen soweit wie möglich 
abzuklären (z.B. aufenthaltsrechtliche Schwierigkeiten, soziale Sicherung, 
Bewerbungshilfen, Kinderbetreuung, familiäre Sorgen).

Der Flüchtlingsrat Th üringen e.V. 
und die Jüdische Landesgemein-

de Th üringen sicherten bei „Arbeit 
und Bildung International“ durch 
psychosoziale Beratung die Teilnah-
me Asylsuchender und jüdischer Zu-
wanderer ab: Wer nicht weiß, ob er 
morgen schon in sein Herkunft sland 
unfreiwillig zurück gebracht wird 
oder dessen Existenzgrundlage nicht 
gesichert ist, wird dem Unterricht 
nicht mit voller Aufmerksamkeit fol-
gen können. Hier müssen Probleme 

früh erkannt werden, um nicht den 
Anschluss beim Lernen zu verpassen. 

Basis der Beratungstätigkeit wa-
ren Freiwilligkeit, Vertraulichkeit, 
Nachhaltigkeit sowie eine parteili-
che aktive Zusammenarbeit mit den 
TeilnehmerInnen. Beratungszeiten 
wurden sowohl bei den Bildungsträ-
gern, welche die Kurse unmitt elbar 
durchführten, als auch in den Räumen 
des Flüchtlingsrates Th üringen e.V. 
und der Jüdischen Landesgemeinde 
Th üringen angeboten. Um die man-

Wissenswertes
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gelhaft e Beratungsstruktur für Asyl-
suchende in Th üringen nachhaltig zu 
stärken, war ein weiterer wesentli-
cher Bestandteil die Fortbildung von 
Haupt- und Ehrenamtlichen durch 
gezielte Seminare (→ Integration). 

Bei „Arbeit und Bildung Internatio-
nal“ lernten und arbeiteten jüdische 
Zuwanderer und Asylsuchende ge-

meinsam. Wenn TeilnehmerInnen aus 
verschiedenen Ländern mit unter-
schiedlichen Religionen ( Judentum, 
Christentum, Islam, etc.) aber auch 
Nichtgläubige im täglichen Unterricht 
zusammen treff en, können Probleme 
entstehen. Die Aufgabe der Projekt-
mitarbeiterInnen bestand hier darin, 
mit Hilfe von Aufk lärung und kulturel-
len Veranstaltungen eine Atmosphä-

Beratung

re des Vertrau-
ens zu schaff en und 
ein gegenseitiges Verständnis 
zwischen den Gruppenmitgliedern 
zu entwickeln. Sehr hilfreich hierfür 
waren Gruppenangebote, wie z.B. 
Kino- und Th eaterbesuche, Besuche 

i n der Er-
furter Synagoge 

und Moschee sowie regelmäßige 
Kurstreff en, die für die Stärkung des 
Zusammenhaltes, zum gemeinsamen 
Austausch und zur Klärung von Bera-
tungsbedarfen bedeutsam waren.
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Erzählenswertes

Ein junger iranischer Asylsuchender hat in seinem Herkunftsland 
eine gute schulische Ausbildung erhalten. Er ist seit über einem 
Jahr in Deutschland, über sein Asylverfahren wurde noch nicht 
entschieden. Es fällt ihm sehr leicht, neue Sprachen zu erlernen 
und er kann sich nach der relativ kurzen Zeit in Deutschland 
schon sehr gut verständigen. Bei „Arbeit und Bildung Interna-
tional“ ergibt sich für ihn die Möglichkeit, einen Platz für eine 
reguläre betriebliche Ausbildung zu erhalten, der nicht besetzt 
werden konnte: Medienfachgestalter im Berufsbildungszent-
rum der Handwerkskammer Erfurt. Aber: Ausländerbehörde 
und Arbeitsagentur verweigern zunächst die Arbeitserlaubnis. 
Die Fahrtkosten in Höhe von ca. 100 Euro monatlich sind von 
seinen Sozialleistungen nicht bezahlbar, Anspruch auf staatliche 
Förderungen hat er als Asylsuchender nicht. Zudem musste 
die Residenzpflicht für die Ausbildung erweitert bzw. aufgeho-
ben werden. Nach langen Verhandlungen mit den zuständigen 
Behörden – u.a. wegen der Vorrangprüfung – ist es möglich, dass 
er eine Arbeitserlaubnis erhält, das Sozialamt die Fahrtkosten 
anerkennt und seine Residenzpflicht erweitert wird. 

Nur: Dieses Verfahren hat mehrere Monate gedauert. Während 
dem jungen Mann die Teilnahme an den berufspraktischen Teilen 
im Rahmen von „Arbeit und Bildung International“ ermöglicht 
wurde, ließ die Erlaubnis zum Zugang zur Berufsschule bis zur 
letztlichen Entscheidung drei Monate auf sich warten. Diese 
Fehlzeit war trotz zusätzlicher Unterstützungsangebote für ihn 
nicht mehr aufzuholen, was u.a. zum Abbruch seiner Ausbildung 
führte. 

Diese und die folgenden Schilde-
rungen geben einen Einblick in 

das Handlungsfeld, in dem die soziale 
Beratung bei „Arbeit und Bildung In-
ternational“ tätig war. Aufgrund spe-
zifi scher Beratungsbedarfe war ein 
zielgruppenorientiertes Vorgehen 
entscheidend. 

Schwerpunkt der Beratung von 
jüdischen Zuwanderern war insbe-
sondere die psychosoziale Unterstüt-
zung. Dazu zählte, dem Verlust von 
Handlungsmöglichkeiten und eige-
nen Fähigkeiten entgegenzuwirken 
und persönliche Perspektiven und 
Kompetenzen zu stärken und zu för-

...
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Beratung

dern: Wie kann ich mit Spannungen 
in der Familie umgehen bzw. was ist 
veränderbar? Welche realistischen 
sozialen und berufl ichen Perspekti-
ven gibt es? Wie schreibe ich einen 
Brief in deutscher Sprache an eine 
Behörde? Wie fi nde ich eine Woh-
nung (Wohnen)? Wie ist die aufent-
haltsrechtliche Situation meiner Fa-
milienangehörigen in Deutschland? 
– mit diesen Fragen beschäft igte sich 
unter anderem die Beratung. Dane-
ben spielte auch die Vermitt lung von 
Alltagswissen (Wie eröff ne ich ein 
Bankkonto? Was sind Tücken eines 
Handyvertrags? etc.) und Mentalitä-
ten eine Rolle, um die Integration zu 

erleichtern und Missverständnisse zu 
vermeiden. Hier waren sozialrechtli-
che Kompetenzen des Beraters bzw. 
der Beraterin Grundvoraussetzung 
für die Beratungsarbeit, aber auch 
Einfühlungsvermögen in die Situation 
der Betroff enen, um Hilfe und Unter-
stützung in einem geschützten Raum 
wie der Familie geben zu können und 
Orientierungshilfe im bürokratischen 
System zu bieten. Als sehr sinnvoll hat 
sich erwiesen, dass eine Sozialberate-
rin bei „Arbeit und Bildung Internati-
onal“ selbst als jüdische Zuwanderin 
nach Deutschland gekommen ist und 
so eigene Erfahrungen mit diesem 
Migrationsweg mitbrachte.

Ein jüdischer Zuwanderer aus der Ukraine ist Physiker und hat 
bereits langjährige Berufserfahrung im Herkunftsland. Als er 
zu „Arbeit und Bildung International“ kam, lebte er seit einem 
Jahr in Deutschland und hatte schon an einem Integrationskurs 
teilgenommen. 

Als er vom Projekt erfuhr, meldete er sich sofort im Büro der 
Jüdischen Gemeinde. Er stand vor einem Dilemma: Entweder am 
Projekt oder an einem Sprachkurs bei der Otto-Benecke-Stiftung 
teilzunehmen. Er war sehr verunsichert aufgrund seiner sprachli-
chen Probleme. Auch eine Bewerbung zu schreiben war für ihn 
kaum möglich.

Sehr wichtig war hier, Informations- und Aufklärungsarbeit zu 
leisten. Um in Deutschland als Physiker arbeiten zu können, ist 
nicht nur der reine Spracherwerb entscheidend, sondern auch eine 
berufl iche Orientierung und Qualifi zierung.

Die Erfahrung hat gezeigt, dass er den richtigen Weg wählte, 
indem er sich für „Arbeit und Bildung International“ entschieden 
hat. Entscheidend war hier eine bedarfsorientierte Beratung des 
Teilnehmers. 
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Frau Sarah P. aus dem Iran konnte nur sehr wenig deutsch und 
lebte sehr zurückgezogen. Im Verlauf der Beratungen wurde sie 
insbesondere bei ihren Kontakten zum Anwalt unterstützt, der sie 
in ihrem Asylverfahren vertrat. Sarah P. wurde im Iran aufgrund 
ihrer Religion verfolgt, dies wurde in ihrer Erstanhörung jedoch 
vom zuständigen Beamten des Bundesamtes für Migration und 
Flüchtlinge nicht zur Kenntnis genommen. Ende 2006 kursierte 
unter den BeraterInnen in der Thüringer Flüchtlingsarbeit ein 
Hinweis auf die europäischen Richtlinien in Bezug auf Religi-
onsfreiheit in den Herkunftsländern für laufende Asylverfahren. 
Sarah P.‘s Schilderungen über ihre religiöse Verfolgung in der 
Heimat zeigten der Beraterin, dass hier durchaus asylrelevante 
Gefahren vorlagen. So gab die oben genannte EU-Richtlinie 
schließlich den Anlass, gemeinsam die Verfolgungsgeschich-
te noch einmal genauestens schriftlich zu rekapitulieren und 
dem Anwalt zur Vorbereitung des gerichtlichen Asylverfahrens 
zuzuschicken. Außerdem recherchierte Sarah P. nach Einweisung 
durch die Beraterin kontinuierlich neue religiöse Verfolgungsfälle 
aus ihrer Herkunftsregion und bereitete sie für den Anwalt vor. 
Ihr religiöses Engagement in Deutschland wurde mit Gutach-
ten, Urkunden, Stellungnahmen und Fotos gerichtsverwertbar 
aufgearbeitet. 

Das zuständige Gericht lud überraschend schnell zum Verfah-
ren. Sarah P. war nun aber sehr gut vorbereitet und im Unter-
schied zu ihrem Erstinterview in der Lage, das ganze rechtliche 
Prozedere und ihre aktive Rolle darin zu verstehen. Der Richter 
erkannte die Verfolgungsgefahr für Sarah P. an und sprach ihr 
humanitären Flüchtlingsschutz zu. Damit konnte sie auch wieder 
ihre berufliche Zukunft ins Auge fassen und bei „Arbeit und 
Bildung International“ ihre Weiterbildung fortsetzen.

Im dritten Modul wurde für ihn ein Praktikumplatz in einer So-
larfi rma gefunden. Ein Artikel wurde über ihn und seine Projekt-
teilnahme in einer Zeitung veröff entlicht. Für ihn war das Ende 
des Kurses mit einem sehr glücklichen Moment verbunden: Nach 
Beendigung des Praktikums wurde er in der Solarfi rma fest einge-
stellt.

Beratung
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... In der sozialen Beratung Asylsuchen-
der spielten häufi g die jahrelange 

Unsicherheit bezüglich der Erteilung 
eines Aufenthaltsrechts (Status) und 
die damit verbundenen Ängste die 
größte Rolle. Was tun, wenn der 
Asylantrag abgelehnt wird, obwohl 
ich doch in meinem Herkunft sland 
verfolgt bin? Was tun, wenn die Aus-
länderbehörde die Abschiebung in 
den Verfolgerstaat ankündigt? Was 
tun, wenn meine Rechtsanwältin mir 
wichtige Termine nicht mitt eilt oder 
wenn ich nicht mehr weiß, von wel-
chem Geld ich sie bezahlen soll (Gut-
scheine)? Was tun, wenn ich es in der 

Gemeinschaft sunterkunft  für Asyl-
bewerberInnen nicht mehr aushalte 
– wegen Lärm, Streitereien und feh-
lender Rückzugsmöglichkeiten – ich 
aber nicht aus- oder umziehen darf 
(Wohnen)? Wie erhalte ich über-
haupt eine Arbeitserlaubnis und den 
Zugang zum Arbeitsmarkt? Asylsu-
chende unterliegen per Gesetz einer 
Vielzahl von Restriktionen. Zudem ist 
es für die Betroff enen in der Regel 
schwierig, das komplizierte Asylpro-
zedere nachvollziehen und verstehen 
zu können sowie eigene Handlungs-
möglichkeiten darin zu fi nden. 
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Transkulturelle Beratungsteams 
in der Sozialen Arbeit

In der Beratung von MigrantInnen treffen vermeintliche 
oder tatsächlich unterschiedlich kulturelle Prägungen, Traditionen 

und Verständnisse aufeinander. Um so wichtiger ist hier ein hohes Maß an 
interkultureller Kompetenz. Beratungsteams, in denen Menschen mit und 
ohne Migrationshintergrund zusammen arbeiten, bereichern nicht nur die 
Arbeit im Team selbst, sondern sind hier besonders sinnvoll, da:

• Verständnis und Verständigung erleichtert wird,
• muttersprachliche Beratung möglich ist, 
• Vorurteile leichter reflektiert und bearbeitet werden können,
• tatsächliche oder vermeintliche kulturelle Besonderheiten 

  „aufgedeckt“ und beachtet werden können,
• die Hemmschwelle, um das Beratungsangebot zu nutzen, 

  deutlich abgesenkt werden kann,
• die eigenen Migrationserfahrungen des Beraters bzw. der 

  Beraterin in den Beratungsprozess eingebracht werden können,
• der Verhandlungsprozess um mögliche Lösungswege 

  und Perspektiven erleichtert wird.

Voraussetzung für die BeraterIn-
nen bei „Arbeit und Bildung 

International“ waren sozialrechtliche 
Kompetenzen insbesondere im Auf-
enthaltsgesetz, Asylverfahrensgesetz, 
Beschäftigungsverfahrensverord-
nung, dem Asylbewerberleistungsge-
setz sowie weiteren Sozialgesetzen. 
Da die TeilnehmerInnen aus verschie-
denen Ländern Afrikas und Asiens 

stammten, war vor allem auch der 
Zugang zu aktuellen, relevanten Asyl-
informationen wie z.B. Länderberich-
te, Gerichtsurteile und asylpolitische 
Entwicklungen notwendig, um gut 
beraten zu können. Das Wissen über 
Fluchtschicksale und die Lebenssitua-
tion in der Bundesrepublik hat hier-
bei wesentlich den sensiblen Umgang 
im Beratungsgespräch befördert.

Beratung

TIPP

Die erwähnten Schwierigkeiten, 
mit denen sich die TeilnehmerIn-

nen unter anderem an die Sozialbera-
tung wandten, beeinfl ussten natürlich 
auch das Lernverhalten. Wer keine 
Ruhe zum Schlafen in der Sammelun-
terkunft  fi ndet, wird dem Unterricht 

nicht vollends aufmerksam folgen 
oder sich nur schwer auf die deutsche 
Grammatik konzentrieren können. 
Um hier möglichst rechtzeitig Prob-
leme aufgreifen zu können, fand eine 
sehr enge Verzahnung der einzelnen 
Projektpartner statt .

...

...
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Immer wieder Th ema im persönli-
chen Gespräch, in den Kursen oder 

bei Veranstaltungen waren rassistische 
und diskriminierende Erfahrungen, 
die die Projektt eilnehmerInnen bei-
nahe täglich machen: Beim Einkaufen, 
in der Straßenbahn oder in Gesprä-
chen mit Nachbarn oder auf den Be-
hörden. Jüdische Zuwanderer wurden 
regelmäßig mit dem alltäglichen Anti-
semitismus einzelner konfrontiert. Ein 
afrikanischer Jugendlicher wurde auf 
dem gemeinsamen Weg zum Jenaer 
Bahnhof von Fußballfans beschimpft  
und att ackiert (Rassismus). 

Vorurteile zu tatsächlichen oder 
vermeintlichen kulturellen Unter-
schieden verstärken dabei Unsicher-
heiten zwischen MigrantInnen und 
ansässiger Bevölkerung. Diskrimi-

nierungserfahrungen 
verunsichern, füh-

ren zum Teil zu 
Rückzugsver-
halten oder zu 

A g g r e s -
s i o n e n . 
Nicht sel-
ten kön-
nen psy-
c h i s c h e 

oder ande-
re Krankhei-

ten die Folge 
sein. 

Nur sehr eingeschränkt konnten 
diese Erfahrungen im Kursverlauf auf-
gearbeitet werden, da sie letztlich in-
dividuell kaum behoben werden kön-
nen. Umso wichtiger war bei „Arbeit 
und Bildung International“, durch Öf-
fentlichkeits- und Vernetzungsarbeit 
sowie interkulturelle Bildungsangebo-
te auf diese Missstände zu reagieren 
(→ Integration). Dass durchaus Erfolge 
durch beharrliches Nachhaken erzielt 
werden können, zeigt beispielhaft  
die Erfurter Stadt- und Regionalbib-
liothek. Asylsuchenden mit Duldung, 
die jeden Monat auf der Ausländer-
behörde verlängert werden muss, 
war die Buchausleihe faktisch nicht 
möglich. Nachdem dieses Problem 
nach einem gemeinsamen Besuch 
von Projektbeschäft igten gegenüber 
der Bibliothek angesprochen worden 
war, kümmerte sich 
eine Mitarbei-
terin bei der 
Stadt darum. 
Gemeinsam 
wurde eine 
Lösung gefun-
den, die auch 
dieser Gruppe 
eine Ausleihe 
ermöglicht.

...

52
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Die Perspektiven und Beratungs-
bedarfe sind individuell sehr 

verschieden. Viele Probleme, die 
bereits vor oder im Projektverlauf 
auft raten, bedürfen einer längerfris-
tigen Begleitung. Deshalb endete die 
psychosoziale Beratung sinnvoller 
weise nicht mit dem Ausscheiden der 
TeilnehmerInnen aus dem Projekt, 
sondern bot darüber hinaus Unter-
stützung an. Das reichte von einer Be-
ratung zum Aufenthaltsrecht bis hin 
zu Bewerbungshilfen. 

Hier wurde der Ansatz verfolgt, die 
TeilnehmerInnen auf Dauer selbst zu 
befähigen, Schwierigkeiten im Alltag 
oder bei der Arbeitsplatzsuche zu 
meistern. Behördliche Anträge wur-
den gemeinsam ausgefüllt, so dass im 
Idealfall das nächste Mal eine Bera-
tung nicht mehr nötig war. Zum Bei-
spiel bekamen die TeilnehmerInnen 
Musterbewerbungen oder wurde mit 
ihnen ein immer wieder nutzbarer 
Lebenslauf in digitaler Form erstellt. 

Erstrebenswert war spätestens 
nach Kursende aber auch, die Teil-
nehmerInnen soweit wie möglich 
in andere Beratungsangebote zu 
vermitt eln. Für die jüdischen Zuwan-

derer bedeutete dies, dass andere 
MitarbeiterInnen der Jüdischen Lan-
desgemeinde die Beratung mit über-
nehmen mussten. Für Asylsuchende 
existieren jedoch kaum spezifi sche 
Beratungseinrichtungen in Th üringen 
und die sozialen Regeldienste ken-
nen sich meist nicht mit deren spezifi -
schen Problemlagen aus. Hier besteht 
ein dringender Bedarf, adäquate 
Beratungsangebote für Asylsuchen-
de zu etablieren sowie die wenigen 
bestehenden Angebote langfristig zu 
sichern. 

Die Praxis der Sozialen Arbeit ist in 
den letzten Jahren zunehmend damit 
konfrontiert, dass institutionelle Fi-
nanzierungen abgebaut werden und 
sie so immer stärker auf unsichere 
Projektf örderungen angewiesen ist. 
Beratungsangebote brauchen jedoch 
eine langfristige und verlässliche Per-
spektive, damit sie von den Betroff e-
nen wahrgenommen werden können. 
Durch zeitlich befristete Projektf i-
nanzierungen ist dies nur sehr unzu-
reichend möglich: Netzwerke und 
Beratungsstrukturen werden aufge-
baut – und müssen nach Projektende 
wieder abgebaut werden.

Ausflüge in die Umgebung

Beratung
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Unternehmen
„Jemand muss einfach ins Unternehmen passen,

ob nun Ausländer oder nicht.“
Mareike L., Heilpraktikerin

„Es muss sich rechnen.“ Das ist in der Regel die Maxime Nummer 1 bei der 
Entscheidung eines Unternehmens, eine Arbeitskraft  einzustellen oder 
ein Praktikum zu ermöglichen. Dies kann jedoch auf unterschiedlichen 
Ebenen passieren: Entweder überzeugt jemand sofort durch seine zuver-
lässige Arbeit, seine soliden Kenntnisse oder guten Fertigkeiten. Oder 
ein Unternehmen profi tiert von anderen Aspekten: Etwa von speziellen 
Kenntnissen, die sich in der Zukunft  auszahlen könnten, oder von Kon-
takten zu bestimmten Gruppen, Personen oder anderen Betrieben, die 
wichtig sind. PraktikantInnen können darüber hinaus für eine bestimmte 
Zeit billige oder gar kostenlose Arbeitskräft e darstellen oder eine einma-
lig anfallende Aufgabe erledigen. 

Um MigrantInnen als MitarbeiterInnen einzustellen oder als Praktikan-
tIn zu nehmen, müssen oft  noch weitere Hürden überwunden werden. 
Skepsis gegenüber der sprachlichen Verständigung sind verbreitet oder 
auch die Frage, ob die Kundschaft  eine ausländische Arbeitskraft  akzep-
tieren wird.
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Manche Unternehmen bereite-
ten sich auf die Aufnahme einer 

Praktikantin oder eines Praktikanten 
vor und erarbeiteten mit den Per-
sonen einen Arbeits- und Lehrplan, 
was für sie einen zusätzlichen Zeitauf-
wand bedeutete, der sich möglicher-
weise erst später auszahlen würde. 
Andere Firmen überließen es den 
MitarbeiterInnen, die neue Kraft  zu 
integrieren und in die Arbeitsabläufe 
einzubeziehen. Nicht immer war die 
Motivation vorhanden, der Prakti-
kantIn oder dem Praktikanten einen 
umfassenden Einblick in die Betriebs-

abläufe zu gewähren und sie beim 
Lernen zu unterstützen. In diesen 
Fällen ging es dem Betrieb in erster 
Linie darum, eine zusätzliche Arbeits-
kraft  zu haben. Natürlich führte auch 
diese Arbeitspraxis mitt elbar dazu, 
dass die Projektt eilnehmerInnen ihre 
Kenntnisse verbesserten, dennoch 
legte „Arbeit und Bildung Interna-
tional“ Wert auf konkrete Lern- und 
Qualifi zierungsmöglichkeiten für die 
TeilnehmerInnen und versuchte, dies 
bei der Auswahl der Betriebe zu be-
rücksichtigen.

Erzählenswertes

Im Projekt „Arbeit und Bildung In-
ternational“ kam dem Kontakt zur 

Unternehmensseite eine zentrale 
Bedeutung zu. Wissend, dass bei der 
vorherrschenden Arbeitsmarktsitua-
tion in Th üringen mit einer Arbeitslo-
sigkeit von rund 15% und fehlenden 
Lehrstellen Einstiege in das Berufsle-
ben häufi g nur über enge Kontakte 
ermöglicht werden können, bestand 
von Projektbeginn an das Bemühen, 
mit Betrieben vor Ort zu kooperieren. 
Sowohl die jugendlichen als auch die 
erwachsenen TeilnehmerInnen soll-
ten in der Phase der berufl ichen Wei-
terbildung Praktika absolvieren, um 
den direkten Kontakt zur Arbeitswelt 
zu bekommen. Für die Jugendlichen 
wurde in der Regel ein Praktikum zur 

berufl ichen Orientierung und – im 
Idealfall – im Anschluss eine Lehrstel-
le angestrebt. Für die älteren Teilneh-
merInnen waren die Praxisphasen in 
den Betrieben mit bis zu sechs Mona-
ten deutlich länger, um sich in einem 
Unternehmen bewähren zu können 
und möglicherweise eine Anstellung 
zu bekommen. Begleitet wurden die-
se Praktikumsphasen von Mitarbei- 
 terInnen des Berufsfortbildungswer-
kes und der Handwerkskammer. Vom 
DGB-Bildungswerk Th üringen e.V. 
wurde zudem eine Auswertungsbe-
fragung der Betriebe durchgeführt, 
um Erkenntnisse über deren Einschät-
zungen und Erfahrungen mit den 
Praktika zu gewinnen.

Wissenswertes

Unternehmen

...
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Natürlich hätten sie dem Herrn Victor K. ein Praktikum ermög-
licht. Man habe schließlich auch eine gewisse soziale Verpflich-
tung und müsse den Menschen, die nach Deutschland kämen, 
auch eine Chance geben. Und bei dem ein oder anderen würde 
es ja auch klappen mit der beruflichen Integration. Allerdings 
seien in den meisten Fällen die Fach- und Sprachkenntnisse zu 
schlecht. Obwohl – so könne man das auch eigentlich nicht sagen 
– die Systeme in den anderen Ländern seien einfach anders. Die 
Menschen kämen mit einem deutlich höheren Spezialisierungs-
grad. Ein Arzt in Russland mache ggf. nur Magenspiegelungen 
und sei darin ein ausgewiesener Experte. Im deutschen Kran-
kenhauswesen sei aber in der Regel ein weiteres Einsatzgebiet 
vorgesehen und kämen viele weitere Aufgaben zur Magenspiege-
lung dazu. Ja, wenn es eine Umorganisation in den Häusern gäbe, 
eine mittlere Ebene eingezogen würde, die auch so spezialisierte 
Tätigkeitsfelder vorsehen würde, dann... Aber das sei bei der seit 
Jahren laufenden Umgestaltung der Krankenhäuser auf zuneh-
mende Kosteneffizienz nicht zu erwarten. 

Zudem gäbe es schon Unterschiede im eigenen Berufsbild. Das 
Selbstverständnis eines Arztes im russischsprachigen Raum – da-
her hätten sie die meisten Kollegen gehabt und überwiegend auch 
Männer – sei eben ein anderes als hier. Man müsse halt auch mal 
anpacken oder Dinge erledigen, die nicht primär zu den Tätigkei-
ten eines Mediziners gehörten. Na ja, da fehle es oft an Verständ-
nis oder Flexibilität. Natürlich nicht allen, so könne man das 
auch nicht sagen. Na, und die Patienten reagierten verunsichert. 
Nicht grundsätzlich, aber bei zu geringen Deutschkenntnissen. 
Das würde den Umgang miteinander und das nötige Vertrauens-
verhältnis zwischen Medizinern und Patienten erheblich stören. 
Menschen seien einfach sensibel, wenn sie krank seien. Das müsse 
man verstehen.

Von den Migranten, die ein Anpassungsjahr zur Berufsan-
erkennung machen würden, kämen die meisten formal durch 
und hätten nachher den Abschluss. In ein Anstellungsverhältnis 
schafften es jedoch nur rund 25%, nach seinen Schätzungen. Der 
Großteil bliebe doch auf der Strecke. Besonders für die Älteren 
würde es sehr schwer.

Sämtliche Schilderungen in diesem Kapitel sind Ergebnisse 
von Einzelbefragungen der am Projekt beteiligten Praktikumsbetriebe.
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Mit der Praktikumsanfrage habe er sich schon etwas schwer ge-
tan. Und wenn da nicht die Fürsprache seiner Bekannten gewesen 
wäre, die ihm den jungen Mann wärmstens empfohlen und auch 
noch ein bisschen zu der Familie und den Umständen erzählt 
hätte, er hätte ihn wohl nicht genommen. Zumal es Vorbehalte in 
der Belegschaft gab. Natürlich wären solche Sachen gekommen: 
Warum jetzt ein Ausländer mitarbeitet, es gäbe genug Deutsche 
ohne Job und Perspektive. Warum der überhaupt hier sei. Und so 
weiter und so fort. Das kenne man ja. Nein, sie hätten da nichts 
unternommen, die Dinge hätten sich dann von selbst geregelt, 
als der junge Mann einige Zeit hier war. Er hat einfach fachlich 
überzeugt und sein ruhiges, besonnenes Auftreten hat den Rest 
besorgt. Er hat ja auch zum Teil in Deutschland studiert und 
lebt schon recht lange hier. Der Kollege habe auch nichts von 
dieser Stimmung in der Belegschaft mitbekommen. Nein, auf gar 
keinen Fall. 

Die Tochter habe dann ganz stark eine Einstellung befürwortet. 
Sie sei fachlich überzeugt gewesen und sehe auch die Englisch-
kenntnisse des Kollegen als möglichen Vorteil für die Zukunft. 
Der Markt werde halt immer globaler, das spürten sie auch hier 
in Thüringen. Und dann gab es ja auch noch die Hilfe vom 
Projekt bei der Überwindung der bürokratischen Hürden mit der 
Arbeitserlaubnis und so. Ohne diese Unterstützung hätten sie es 
wohl doch nicht versucht. Oder zumindest sehr schnell wieder 
aufgegeben. 

Das Beispiel zeigt, dass zum Teil 
von außen strukturierte Einrich-

tungen wie ein Krankenhaus nicht im-
mer die Möglichkeiten haben, auf die 
besonderen Qualifi kationen und Be-
dürfnisse von MigrantInnen einzuge-
hen. Im vorliegenden Fall kann Herr 
K. nicht lediglich als Spezialist für Ma-

genspiegelungen eingesetzt werden, 
da dieses Tätigkeitsfeld separat nicht 
vorhanden ist. Ähnliche Beispiele gibt 
es für andere Berufe. Das Aufgaben-
feld eines Männerfriseurs umfasst in 
anderen Ländern die reine Rasur und 
das Frisieren, nicht jedoch Kosmetik 
oder Mani- bzw. Pediküre.

Unternehmen

...Häufi g haben MigrantInnen Chan-
cen auf einen Arbeitsplatz, wenn 

ihre zusätzlichen Sprachkenntnisse 

für den Betrieb von Nutzen sein kön-
nen. In vielen Fällen sind das in Th ü-
ringen Englischkenntnisse, aber auch 

...
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Ach ja, das Praktikum der Frau Lydia U. Wollen wir wirklich 
darüber sprechen? Wir haben es nach zwei Wochen abgebrochen, 
es hat einfach nichts gebracht. In ihrem Land sei Frau Lydia U. 
sicherlich eine passable Zahntechnikerin gewesen, aber für hier 
reicht es einfach nicht. Gute Leute seien immer gesucht, deswe-
gen hätten sie es ja auch auf alle Fälle versucht mit dem Prakti-
kum. Man müsse sich schon kümmern, seine Leute zu kriegen 
und jemand Gutes würde sofort eingestellt. Aber – nehmen Sie 
es mir nicht übel und da können ja auch die Leute nichts dafür 
– die Technik ist hier einfach auf einem anderen Stand und da 
konnte die Teilnehmerin nicht mithalten. Zur konzentrierteren 
Einarbeitung fehle einfach die Zeit, dafür wäre das Geschäft zu 
eng. Klar, wenn es mal wieder jemanden gäbe... Aber dann müss-
ten wir vorher genau schauen, was der drauf habe und vielleicht 
erst mal einen kürzeren Praktikumszeitraum vereinbaren. Er 
wünsche aber Frau Lydia U. in einem möglicherweise anderen 
Bereich alles Gute!

In manchen Branchen haben es Mi-
grantInnen besonders schwer, Fuß 

zu fassen. Ausbildungsstandards sind 
unterschiedlich, Materialien oder 
Geräte andere. Hier ist ein großes 

Engagement von Seiten der Betriebe 
erforderlich, wenn die Integration in 
so einem Arbeitsbereich klappen 
soll. Besonders für kleine und mitt el-
ständische Unternehmen ist das wirt-

...

andere Sprachkenntnisse können hel-
fen, wenn die Unternehmen spezielle 
Auslandskontakte pfl egen.

Das Beispiel zeigt aber noch einen 
weiteren Punkt: MigrantInnen müs-
sen oft  besonders gut in ihrem 
Feld sein, um den Betrieb 
von sich zu über-
zeugen. Dann 
scheinen 

nämlich Vorbehalte der Belegschaft  
oder handfeste Vorurteile anderer 
leichter widerlegbar zu sein. Man 
ist weniger angreifb ar, weil doch je-

deR versteht, dass man diese aus-
gewählte Fachkraft  einfach 

nehmen muss. Das ist im 
Einzelfall möglicherweise 
verständlich. Für MigrantIn-

nen liegt damit die Hürde 
zu einem Arbeitsplatz noch 

einmal höher.
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Das Projekt „Arbeit und Bildung 
International“ war in erster Linie 

in Th üringen tätig, im Rahmen eines 
Arbeitsmarktes, der seine Schwächen 
aufweist. Aufgrund der fehlenden 
Anstellungsmöglichkeiten im ersten 
Arbeitsmarkt gibt es viele Maßnah-
men der Arbeitsmarktpolitik und 
einen ausgeprägten zweiten Ar-
beitsmarkt. Die Folge sind viele Bil-
dungsträger, die auf Praktika bei der 
Vermitt lung ihrer TeilnehmerInnen 
setzen. Entsprechend groß ist das 

Angebot von PraktikantInnen für Un-
ternehmen. Und damit lässt sich kal-
kulieren. Warum soll ich eine Aushilfe 
bezahlen, wenn ich für die Tätigkeit 
eine PraktikantIn bekommen kann? 
Betriebswirtschaft lich nachvollzieh-
bar. Und in Betrieben, wo viele ein-
fache Tätigkeiten anfallen, die auch 
Ungelernte leicht erledigen können, 
einfach umzusetzen. Grund genug, 
die Diskussion um die Bezahlung von 
Praktika weiter fortzusetzen.

Herrn Yassir R. hätten sie genommen, weil es persönliche 
Kontakte zum Bildungsträger gab. Da tue man doch mal einen 
Gefallen, außerdem sei er ja aus der Branche gewesen. Hochfre-
quenztechniker, das könnten sie schon auch gebrauchen. Na ja, 
eigentlich wäre er sogar ein bisschen überqualifiziert gewesen, 
aber gut. Allerdings habe er schon überlegt, wie die Kundschaft 
das auffasst. Mit einem Laden müsse man an so was denken. Man 
wisse ja, wie die Leute sind und was sie meinen. Aber letztlich 
habe es da keine Probleme gegeben. Im Laden selbst sei Herr 
Yassir R. auch nicht eingesetzt gewesen, da kämen Praktikanten 
bei ihm generell nicht hin. Er sei überwiegend in der Werkstatt 
gewesen und auch in der Auslieferung, mit einem Festangestellten 
zusammen. Da könne man eine zusätzliche Hand gut gebrau-
chen und jemanden, der anpacken kann. Da machten auch die 
schwachen Deutschkenntnisse nichts. Er würde auch jederzeit 
wieder jemanden nehmen, also wenn der vorher ein bisschen 
bekannt ist, da achte er generell drauf. Es soll ja nichts wegkom-
men im Laden. Wenn die Leute halt hier seien und er Steuern 
dafür zahlen müsse, dass sie hier leben, dann könne er sich das 
auch über unbezahlte Praktika wieder holen. Das sage er jetzt als 
Unternehmer, da sei es einfach seine Aufgabe zu schauen, dass 
sich die Sache rechnet.

Unternehmen

...

schaft lich ein Problem. Es fehlt die 
Zeit für eine detaillierte Begleitung 
und Betreuung der MigrantInnen. 

Hier scheint ein Rückgriff  auf größere 
Firmen – wenn vorhanden – sinnvoll.
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Natürlich habe man Olga S. genommen als Praktikantin. Sie bringe spezi-
elle Kenntnisse im Bereich der energetischen Massagen mit, das erweitere 
einfach die Angebotspalette der Praxis. Da hätten sie doch einen konkre-
ten Vorteil. Außerdem erschließe sich mit einer Mitarbeiterin aus dem 
russischsprachigen Raum – Olga S. sei nämlich mittlerweile fest angestellt 
– möglicherweise eine neue Kundengruppe. 

Ansonsten müsse man einfach bereit sein, sich darauf einzulassen. Sei 
doch auch spannend. Und mit der Kundschaft sei das auch kein Problem. 
Olga S. solle schon alles mitmachen in der Praxis, auch das Telefon. Und 
wenn sie Leute nicht gleich verstehe am Telefon, müssten die das eben 
wiederholen. Nur so könne Olga S. doch lernen. Nein, da müsse man 
auch etwas souverän sein. Außerdem, einarbeiten müsse man alle neuen 
Mitarbeiterinnen und auch in sie investieren und sie fortbilden. Da mache 
es doch gar keinen Unterschied, ob nun eine Migrantin die neue sei oder 
jemand aus Deutschland. 

Zwei Aspekte sind hier 
interessant: Die beson-

deren fachlichen Kenntnis-
se spielen eine wichtige 
Rolle bei der Gewinnung 
des Arbeitsplatzes, aber 
auch der Gedanke, eine 
neue KundInnengrup-
pe erreichen zu können. 
Dies ist eine Idee, die 
Unternehmen in Th ü-
ringen bisher wenig 
zu berücksichtigen 
scheinen. Mögli-
cherweise liegt 
das an dem ge-
ringen Auslän-
derInnenanteil 
in der Bevölke-
rung oder dem 
Eindruck, diese 
seien aufgrund 

...
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Unternehmen

ihrer wirtschaft lichen Situation keine 
relevante Zielgruppe.

Der zweite auff ällige Punkt ist die 
Souveränität gegenüber KundInnen, 
was Sprachdefi zite der neuen Mitar-
beiterin angeht. Möglicherweise kann 
sich das der Betrieb einfach leisten. 
Vielleicht wird aber auch manchmal 
der negative Eindruck von Sprach-
defi ziten überschätzt. Wechseln 
Menschen gleich ihre Stammbäckerei 
oder Lieblingsladen, wenn Mitarbei-
terInnen nicht perfekt Deutsch spre-
chen?

Ist aber der erfolgreiche Einstieg in 
den Th üringer Arbeitsmarkt in vielen 
Fällen doch eine Frage der Branche?

Das Projekt „Arbeit und Bildung 
International“ hat in den unter-
schiedlichsten Zweigen 
und Branchen 
des Ar-

beits-
marktes 

P r a k t i k a 
akquiriert und 

Menschen vermitt elt. 
Die Erfahrungen können bei 

der geringen Anzahl der Personen 
keinen Anspruch auf Repräsentativi-
tät erheben, noch allgemein gültige 
Aussagen begründen. Dennoch gibt 
es Hinweise, die für eine weitere 
Vermitt lung von MigrantInnen in den 
Th üringer Arbeitsmarkt berücksich-
tigt werden sollten:

In verschiedenen Branchen schei-
nen sich unterschiedliche Möglich-

keiten der berufl ichen Integration zu 
bieten. So zeigen die Erfahrungen, 
dass gerade der medizinische Be-
reich – unabhängig ob Ärztin oder 
Pfl eger – sehr sensibel ist. Hier kom-
men unterschiedliche kulturelle Prä-
gungen im Umgang mit Menschen 
besonders zum Tragen, fachliche 
Anerkennungen sind besonders für 
ÄrztInnen aufgrund unterschiedli-
cher Ausbildungsstrukturen in den 
Ländern schwer zu erreichen.

Im naturwissenschaft lichen Tätig-
keitsfeld konnten sehr gute Ergebnis-
se bei der Vermitt lung erzielt werden. 
Eine als solide eingeschätzte Ausbil-
dung in den Herkunft sländern ge-

koppelt mit der Möglichkeit, 
die Arbeitskräft e zunächst 
entgeltlich niedriger ein-

stufen zu können (weil 
Zeugnisse nicht vor-
liegen oder die Ver-

handlungsposition schwä-
cher ist), scheinen hier eine 
wichtige Rolle zu spielen.

Einige Bereiche für päda-
gogische Berufe (Lehrkräft e, 

ErzieherInnen) erweisen sich 
als unzugänglich. Da Berufsanerken-
nungen sehr schwer bzw. für Flücht-
linge in der Regel gar nicht erreichbar 
sind, solange der Status nicht geklärt 
ist, fallen viele Beschäft igungsverhält-
nisse in dieser Branche heraus. Im öf-
fentlichen oder staatlichen Dienst ist 
eine Einstellung ohne Berufsanerken-
nung ausgeschlossen, viele andere 
Einrichtungen orientieren sich daran. 

Gemeinsam ist dem akademischen 
Bereich, dass Sprachkenntnisse hier 
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oft  eine zentrale Rolle spielen und 
eine stärkere Gewichtung erfahren 
als im Handwerk.

Aber auch im Handwerk gibt es 
ganz unterschiedliche Erfahrungen 
in der Vermitt lung. Viele Firmen 
können gerade für Zuarbeiten Ar-
beitskräft e gebrauchen, hier spielen 
die Sprachkenntnisse eine unterge-
ordnete Rolle. Auch vermeintliche 
oder echte Defi zite in der Ausbil-
dung kommen bei Hilfstätigkeiten 
logischerweise nicht so zum Tragen. 
Allerdings haben gerade kleine Un-
ternehmen oft  keinen Spielraum, 

neue Arbeitskräft e einzustellen 
bzw. zählen dann auf eine Kraft , die 
vielseitig und ohne bürokratische 
Schwierigkeiten (Vorrangprüfung) 
einsetzbar ist. Gerade auch die klei-
nen Betriebe benennen Bedenken 
wegen ihrer Kundschaft , MigrantIn-
nen einzustellen. Ein Hinweis dar-
auf, wie eine grundsätzliche Skep-
sis gegenüber Fremden in weiten 
Teilen der Bevölkerung, wie sie im 
Th üringen-Monitor konstatiert wird, 
zur konkreten Ausgrenzung von Mi-
grantInnen auf dem Th üringer Ar-
beitsmarkt führt. 
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Der Ansatz des Projektes war, die 
TeilnehmerInnen über Praktika 

nachhaltig in Betriebe zu integrieren 
(→ Beruf). Ob sich dies als praxistaug-
lich erwiesen hat, lässt sich heute noch 
nicht abschließend beurteilen.

Wie sich in manchen Fällen die 
Kontakte zwischen Betrieben und 
(ehemaligen) PraktikantInnen ent-
wickeln werden, ist vom jetzigen 
Zeitpunkt her nicht immer absehbar. 
Grundsätzlich lässt sich sagen, dass 
ein Praktikum eine Einstellung in ein 
Arbeitsverhältnis unterstützen kann, 
wenn ein Unternehmen eine Kraft  
sucht und nach einer geeigneten 
Person Ausschau hält. Äußerst selten 
entstehen durch ein Praktikum gänz-
lich neue Arbeitsplätze, die vorher 
nicht bereits in der unternehmeri-
schen Überlegung bestanden.

Im Projekt lagen die Vermitt lungs-
quoten bei den jüdischen Zuwande-
rern höher als bei den Asylsuchen-
den, soweit es sich derzeit abzeichnet. 
Dafür kann es verschiedene Gründe 
geben. Zum einen sind Asylsuchende 
in der Regel von Fördermöglichkeiten 
der Arbeitsagentur bei Einstellungen 
ausgeschlossen und bieten in die-
ser Form keinen zusätzlichen Anreiz 
für die Unternehmen. Die rechtlich 
vorgeschriebene Vorrangprüfung, 
auf der Flucht nicht mitgenommene 
und daher fehlende Zeugnisse und 
ein somit weniger transparenter Bil-
dungsstand tun ihr Übriges, die In-
tegration von Asylsuchenden in den 
Arbeitsmarkt zu erschweren: „Hätt en 

Sie uns nicht bei der Beantragung der 
Arbeitserlaubnis für Herrn Raul T. 
unterstützt, wir hätt en uns die Mühe 
wohl nicht gemacht.“ 

Die meisten Betriebe zeigten sich 
im Zuge der Auswertung weiterhin 
off en dafür, Menschen mit Migrati-
onshintergrund ein Praktikum zu er-
möglichen. Dabei waren die Motive 
ganz unterschiedlicher Natur. Nur 
wenige Unternehmen verstehen sich 
als gesellschaft liche Akteure mit einer 
sozialen Verpfl ichtung, die Personen 
eine Chance zur Integration geben 
wollen. Die meisten Unternehmen 
haben die Erfahrung gemacht, dass 
sich ein längeres Praktikum (sechs 
Monate) mit Fachkräft en aus der 
Branche für sie lohnt, wenn auch die 
Fertigkeiten nicht immer voll den Er-
wartungen und Anforderungen ent-
sprochen haben. Allerdings sind auch 
für eine nicht unerhebliche Anzahl 
von Betrieben PraktikantInnen – egal 
ob mit oder ohne Migrationshinter-
grund – eine willkommene unbezahl-
te Arbeitskraft , die das Einsparen von 
Aushilfen ermöglicht: „Schicken Sie 
ruhig wieder jemanden, am besten in 
der Vorweihnachtszeit, da haben wir 
viel zu tun und ich muss nicht so viele 
Aushilfen bezahlen.“ Spätestens hier 
ist der Punkt erreicht, wo Projektziele 
konterkariert werden und die Fixie-
rung auf Praktika in der Debatt e um 
den Einstieg in den Arbeitsmarkt bei 
Bildungsträgern überdacht werden 
sollte.

Ausflüge in die Umgebung

Unternehmen
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Integration
„Integration ist der Prozess zur umfassenden Eingliederung von 
Menschen in die Kommune. Es ist ein gesamtgesellschaftlicher 

Prozess, der jeden Einzelnen betrifft:
Die Menschen mit Migrationshintergrund und Bürger 

der einheimischen Gesellschaft.“
Integrationskonzept der Stadt Erfurt

„Arbeit und Bildung International“ bot mehr als eine berufliche Qualifi-
zierung für Flüchtlinge und jüdische Zuwanderer. Grundmaxime des Pro-
jekts war: Eine (berufliche) Integration von MigrantInnen kann nur dann 
gelingen, wenn Vorurteile abgebaut und falsche Vorstellungen über das 
Leben von „Ausländern“ in Thüringen durch einen differenzierten Blick 
abgelöst werden können (Xenophobie). Weil das nicht von allein ge-
schieht, gab es unterschiedliche Angebote für all diejenigen, die in ihrem 
(beruflichen) Alltag mit den TeilnehmerInnen des Projekts zusammentra-
fen sowie Informationen und Veranstaltungen für alle interessierten Bür-
gerinnen und Bürger. Das Spektrum war breit gefächert und reichte von 
einem allgemeinen Infostand in der Erfurter Innenstadt zur Situation von 
Flüchtlingen in Thüringen bis hin zur individuell zugeschnittenen Schu-
lung für eine einzelne Einrichtung.
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Die Arbeit konzentrierte sich auf fol-
gende drei Zielgruppen:
 1.  Am Projekt beteiligte Institutio-
nen und ihre Beschäft igten 
Organisiert wurden Fortbildungen, 
insbesondere für AusbilderInnen und 
DozentInnen, zudem wurden Hinter-
grundinformationen aus dem Bereich 
Migration aufb ereitet und schrift lich 
verbreitet. 
 2. (Ehrenamtlich) Engagierte, die 
Flüchtlings- und Migrationsarbeit leis-
ten 
Die professionelle Arbeit des Pro-
jekts war darauf ausgelegt, vorhande-

ne Netzwerke der Flüchtlingsarbeit 
zu festigen und zu erweitern, indem 
Weiterbildungsveranstaltungen or-
ganisiert und so der Kenntnisstand 
nachhaltig verbreitert wurde. 
 3.  Die allgemeine Öff entlichkeit 
Das Projekt wandte sich regelmä-
ßig an eine breite Öff entlichkeit, um 
Aufk lärungsarbeit zu leisten, indem 
basale Informationen und konkretes 
Wissen aus dem Bereich Migration 
vermitt elt wurden. Gleichzeitig wur-
de über den Projektverlauf und die 
bisher gemachten Erfahrungen infor-
miert.

Nur 2% der Bevölkerung in Th ü-
ringen haben keinen deutschen 

Pass. Dies ist eine der niedrigsten 
Quoten in ganz Deutschland, im 
Nachbarbundesland Hessen sind es 
beispielsweise rund 12%. Fragt man 
jedoch Menschen in Th üringen da-
nach, wie hoch sie die Ausländerquo-
te in ihrem Bundesland schätzen, so 
sind Zahlen um 20% keine Seltenheit, 
obwohl sich auf Nachfrage heraus-
stellt, dass kaum jemand der Befrag-
ten überhaupt Kontakt mit Nicht-
deutschen hat. Im Th üringen-Monitor, 
einer repräsentativen Untersuchung 
der Universität Jena im Auft rag der 
Th üringer Landesregierung stimmten 
im Jahr 2006 53% der Befragten der 
Aussage zu: „Die Bundesrepublik ist 
durch die vielen Ausländer in einem 
gefährlichem Maße überfremdet“ 
(Rassismus). 

Auf diese Ausgangssituation hat 
das Projekt „Arbeit und Bildung In-
ternational“ bereits in seinem Aufb au 
reagiert: Eingerichtet wurden sowohl 
eine halbe Stelle für interkulturelle 
Bildung als auch eine weitere halbe 
Stelle für die Öff entlichkeitsarbeit 
des Projekts. Während des Projekt-
verlaufs sollten kontinuierlich eigene 
Bildungsangebote für Beteiligte und 
Interessierte unterbreitet werden. 
Im Projektverlauf wurden daher eine 
Fülle unterschiedlichster Veranstal-
tungen organisiert und sich an den 
Veranstaltungen anderer beteiligt. Es 
gab Infostände, Lesungen, eigene Ra-
diobeiträge, eine eigene Homepage, 
Pressemitt eilungen und -gespräche, 
Kochnachmitt age, In-House-Schulun-
gen, rechtliche Fortbildungen, Podi-
umsveranstaltungen, Seminare, Vor-
träge, u. v. m.

Wissenswertes

Integration
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Begegnungsmöglichkeiten zwi-
schen Nichtdeutschen und Deut-

schen im Arbeitsalltag schaff en. Das 
war eines der erklärten Ziele des Pro-
jekts. Für die rund 30 jugendlichen 
Flüchtlinge und jüdischen Zuwande-
rer hieß das, in die unterschiedlichen 
Qualifi zierungskurse der Handwerks-
kammer Erfurt eingebunden und zu-
sammen mit deutschen Jugendlichen 
in unterschiedlichen Bereichen, z.B. 
als Fahrradmonteur/-in oder Fri-
seur/-in Qualifi zierungsbausteine zu 
erwerben. Das Berufsbildungszent-

rum der Handwerkskammer Erfurt 
spielte also bei der Durchführung der 
berufl ichen Weiterbildung des Pro-
jekts eine zentrale Rolle. Noch bevor 
die TeilnehmerInnen des Projekts je-
doch mit der Berufsorientierung be-
gannen, meldete die Handwerkskam-
mer Bedarf an einer Unterstützung 
durch das Teilprojekt Interkulturelle 
Bildung an, da es nach eigener Ein-
schätzung ratsam sei, die Einrichtung 
auf die Teilnahme einer größeren 
Gruppe von MigrantInnen vorzube-
reiten. 

Erzählenswertes

Die Erfahrungen haben gezeigt, dass es wichtig ist, 
die AusbilderInnen für eine interkulturelle Weiter-

bildung freizustellen und solche Veranstaltungen nicht 
in die Freizeit zu verlegen. So entsteht nicht das Gefühl, an einer 

Zwangsmaßnahme teilnehmen zu müssen. Der Sinn einer interkulturellen 
Weiterbildung und ihre Funktion bei der interkulturellen Öffnung einer 
Einrichtung muss ihnen transparent gemacht werden, wenn es gelingen 
soll, ihre Rolle als Ansprechperson der Auszubildenden auch jenseits einer 
reinen Vermittlung von Fachkenntnissen zu stärken. Nur AusbilderInnen, 
die selbst einen klaren Standpunkt gegen Fremdenfeindlichkeit einneh-
men und mit ausreichendem Wissen ausgestattet sind, greifen auch im 
Unterricht bei ausländerfeindlichen Sprüchen ein. Dennoch bleibt es auch 
bei einer gut konzipierten Schulung vor allem eine Sache der einzelnen 
AusbilderInnen, wie die Integration in bereits vorhandene Ausbildungsan-
gebote gelingt.

Gemeinsam wurde die Entwicklung 
von Weiterbildungsangeboten auf 
zwei unterschiedlichen Ebenen fest-
gelegt:

a) AusbilderInnen: Schnell wurde 
deutlich, dass den AusbilderInnen 

eine Schlüsselrolle bei der Integra-
tion der Projektt eilnehmerInnen in 
bereits vorhandene Bildungsange-
bote zukam. Sie waren es, die in der 
Ausbildungspraxis täglich mit Fragen 
und Unsicherheiten, aber auch mit 

...

TIPP
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„Stammtischparolen“ konfrontiert 
waren. Zudem existierten falsche Vor-
stellungen und Vorurteile auch auf 
Seiten der AusbilderInnen selbst. 

Im Ergebnis wurde für die Aus-
bilderInnen und Sozialpäda-
gogInnen der Hand-
werkskammer eine 
eigene Weiter-
bildung ent-
wickelt: An 
zwei Ta-
gen er-
h i e l te n 
sie fun-
d i e r t e 
Informa-
tionen zu 
Migration, 
Flucht und 
Asyl, jüdische 
Z u w a n d e r u n g 
sowie den rechtlichen 
und sozialen Situationen unter-
schiedlicher MigrantInnengruppen 
in Th üringen. Über die Wissensver-
mitt lung hinaus setzten sich die teil-
nehmenden AusbilderInnen auch 
mit Vorurteilen und rechten Einstel-
lungsmustern in der Gesellschaft  aus-
einander und diskutierten über den 
Umgang damit in ihrer eigenen Aus-
bildungspraxis. Sie sollten so in die 
Lage versetzt werden, angemessen 
darauf reagieren zu können.

b) Jugendliche Ausbildungsgrup-
pen: Die Berufsorientierung der ju-
gendlichen Flüchtlinge und jüdischen 
Zuwanderer war im Projekt „Arbeit 
und Bildung International“ so an-
gelegt, dass sie einen Einblick in die 

unterschiedlichen Fachausbildungen 
erhalten konnten, indem sie für ei-
nige Wochen an den laufenden Be-
rufsausbildungen teilnahmen. Für die 
beinahe ausschließlich aus deutschen 

Jugendlichen bestehenden 
Qualifizierungskurse 

wurde eine halb-
tägige Fortbil-

d u n g s v e r -
anstaltung 

zum Th e-
ma „Mi-
gration“ 
d u r c h -
geführt. 
R a s c h 

wurde je-
doch deut-

lich, dass 
eine solche pä-

dagogische Kurz-
zeitmaßnahme nicht 

ausreicht. Diese Jugendlichen 
hatt en selbst vielfältige, soziale Aus-
grenzungserfahrungen, nicht nur in 
der Schule und auf dem Ausbildungs- 
und Arbeitsmarkt. So fragte die ange-
hende Konditorin Mandy T. am Ende 
der halbtägigen Fortbildung: „Was 
bringt mir das? Ich weiß jetzt zwar, 
dass Asylbewerber beschissen dran 
sind, aber meine eigene Situation 
wird dadurch auch nicht besser.“

Daher wurde ein neues Konzept er-
arbeitet, das sowohl zeitlich als auch 
inhaltlich einen breiteren Rahmen 
besaß. In den fünft ägigen Projektt a-
gen unter dem Mott o „Gesellschaft  - 
Ausgrenzung – Mitbestimmung“ soll-

Integration

© Stephan Höhne
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te die Auseinandersetzung bewusst 
nicht auf „die Ausländer“ reduziert 
werden, sondern ebenso Raum für 
eine Auseinandersetzung mit der ei-
genen Situation sein. Betont werden 
sollten weniger die Unterschiede 
zwischen Deutschen und Nichtdeut-
schen, sondern unterschiedliche For-
men gesellschaft licher

Ausgrenzung in den Blick genommen 
und dabei auch Gemeinsamkeiten 
zwischen der Ausgrenzung von Ju-
gendlichen mit Migrationshinter-
grund und eigenen Ausgrenzungs-
erfahrungen entdeckt werden. Die 
eigene Handlungsfähigkeit der Betei-
ligten sollte gestärkt werden. 
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Fazit: Bildungsmaßnahmen können 
in fünf Tagen keine grundsätzli-

chen Veränderungen herbeiführen, 
sondern immer nur Anstöße geben. 
Die durchgeführten Projektt age, er-
möglichten es, dass sich die rund 30 
beteiligten Jugendlichen nicht nur mit 
Fragen von Ausgrenzung und Partizi-
pation im Allgemeinen beschäft igten, 
sondern es wurde auch die eigene 
Situation innerhalb der Gesellschaft  

refl ektiert. Dabei konnten Dinge 
thematisiert werden, die unter den 
Jugendlichen sonst nicht zur Sprache 
kamen. So stellte sich heraus, dass ei-
ner der TeilnehmerInnen einen Aus-
länder zum Vater hatt e, ohne dass sei-
ne Ausbildungsgruppe dies wusste. 
Die Frage nach der Diskriminierung 
von Nichtdeutschen erhielt dadurch 
in der gesamten Gruppe einen ganz 
anderen Stellenwert, weil man auf 

Integration

Tag 1
Inhalt Methode
Wo ist meine 
gesellschaftliche Position?

Einordnen im Gesellschaftshochhaus

Wie funktioniert 
gesellschaftliche Ausgrenzung?

Filmanalyse Harry Potter
Rollenspiel „Wie im richtigen Leben“

Tag 2
Inhalt Methode

Menschenrechte und 
Menschenwürde

Menschenrechte-Bingo
Kleingruppenarbeit, 
Gruppendiskussion

Menschenwürde und Arbeit – 
Konkurrenz und Diskriminierung

Rollenspiele

Menschenwürde und Migration
Kleingruppenarbeit
Film „Perspektiven“ über die Situati-
on von Asylsuchenden in Erfurt

Tag 4
Inhalt Methode
Soziale Ausgrenzung durch 
Arbeit und Arbeitslosigkeit, 
Selbstorganisation

Talkshow, u.a. mit Gesprächspart-
nerInnen von der Bürgerinitiative 
„Gegen Billiglohn“

Tag 5
Inhalt Methode
Diskriminierungen 
erkennen und beurteilen

Rollenspiele, 
Gruppendiskussion

Handeln nach den Projekttagen? Diskussion und Feedback

...
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einmal nicht mehr allgemein über 
„Ausländer“ redete, sondern einer 
ihrer Mitschüler davon betroff en 
war. 

Trotz positiver Erfahrungen lassen 
sich gesellschaft liche Rahmenbedin-
gungen, die beispielsweise auf dem 
Ausbildungs- und Arbeitsmarkt Kon-
kurrenzdenken und Ausgrenzung 
fördern, durch Projektt age nicht ein-
fach abschaff en. Die Förderung von 

Partizipation wird zudem nur dann 
sinnvoll, wenn sie im (berufl ichen) 
Alltag von Jugendlichen eine Ent-
sprechung fi ndet. Wenn außerhalb 
einer solchen pädagogischen Maß-
nahme, in Familie und Ausbildung, 
Unterordnung unter Autoritäten 
gefordert und durchgesetzt wird, 
dann bleibt die Beschäft igung mit 
gesellschaft lichen Partizipations-
möglichkeiten graue Th eorie. 

70
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Wie umgehen mit rechtsorientierten TeilnehmerInnen? 
Viel diskutiert wird die Frage, wie man mit rechtsorientierten Teilneh-
merInnen in Bildungsveranstaltungen umgehen soll, insbesondere, wenn 
Letztere sich mit Th emen wie Ausgrenzung und Diskriminierung beschäf-
tigen. Bekannt ist die Debatt e z.B. bei der Frage um die Teilnahme rechts-
orientierter SchülerInnen bei Schulfahrten zu NS-Gedenkstätt en. Auch im 
Projekt „Arbeit und Bildung International“ wurde die Frage diskutiert: 

Diskussion

Integration

?!

Prinzipiell ist zu überlegen, 
ob die Teilnahme an einer 
Bildungsveranstaltung freiwillig 
sein soll oder nicht. Ist sie frei-
willig, erreicht man nur einen 
eingeschränkten Teil möglicher 
TeilnehmerInnen. Ist sie nicht 
freiwillig, muss man damit 
rechnen, auch rechtsorientierte 
TeilnehmerInnen zu haben.

Das Team sollte sich vorher 
darüber verständigen, ab wel-
chem Punkt man wie interve-
nieren möchte und wann man 
eine Veranstaltung ggf. auch 
abbricht. Klare Absprachen im 
Vorfeld geben mehr Sicherheit 
bei der Durchführung.

TeilnehmerInnen mit einem gefestigten rech-
ten Weltbild werden versuchen, eine Veran-
staltung mit ihren Meinungen zu dominieren 
und allen ihre Th emen aufzudrängen. Ihnen 
sollte keine Plattform geboten werden.

In manchen Situationen kann es für eine Auseinandersetzung 
im Rahmen eines Bildungsprozesses förderlich sein, eine At-
mosphäre zu schaff en, in der auch rechte Positionen geäußert 
werden können. Dabei sollte man jedoch die Gruppenkon-
stellation sehr genau berücksichtigen: Es gilt der Grundsatz, 
dass der Schutz der Diskriminierten stets Vorrang hat.
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In die Projektzeit fi elen zahlreiche 
juristische Änderungen, die teil-

weise erhebliche Auswirkungen auf 
die Situation der TeilnehmerInnen 
hatt en: Die Arbeitsmarktreformen 
Hartz I-IV, das Zuwanderungsgesetz 
oder die Bleiberechtsregelung. Die 
MitarbeiterInnen beschäft igten sich 
damit jedoch nicht nur für die eigene 
Beratungspraxis, sondern auch, um 
durch die Organisation von Fortbil-
dungen zu diesen Th emen Unterstüt-
zungsstrukturen für Flüchtlinge und 
jüdische Zuwanderer in Th üringen 
zu festigen. Im Rahmen des Projekts 
konnten zudem Veranstaltungen or-
ganisiert werden, die darüber hinaus 
eine öff entliche Diskussion über die 
Auswirkungen von Gesetzesänderun-
gen ermöglichten. Beispielhaft  hierfür 
steht die Veranstaltung „Nadelöhr Ar-
beitsplatz? Informationsveranstaltung 

zur neuen Bleiberechtsregelung für 
Flüchtlinge“ im Februar 2007. Die Ver-
anstaltung bot einerseits einen ersten 
Überblick über die beschlossenen 
Regelungen und deren Umsetzung 
in Th üringen. Andererseits wurde 
auch eine politische Einschätzung der 
Reichweite vorgenommen und die 
weitergehenden Vorstellungen von 
Flüchtlingsorganisationen diskutiert. 
Auf dem Podium saßen Vertreter des 
Th üringer Landesverwaltungsamts als 
Fachaufsicht der Ausländerbehörden, 
Angehörige der Arbeitsagentur, die 
die Regelungen in ihrer Arbeit um-
setzen mussten,    sowie eine Vertre-
terin aus dem Projekt. Mit dieser und 
weiteren Veranstaltungen hat sich das 
Projekt in der Öff entlichkeit einmal 
mehr als ein kompetenter Gesprächs-
partner erwiesen.

...
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Die Öff entlichkeitsarbeit war von 
dem Versuch geprägt, die Th e-

men Rassismus und Fremdenfeind-
lichkeit im Allgemeinen und den nö-
tigen Abbau von Diskriminierung auf 
dem Arbeitsmarkt im Speziellen im-
mer wieder in die öff entliche Diskus-
sion zu bringen. Grundsätzlich sollten 

die TeilnehmerInnen bei allen öff ent-
lichen Veranstaltungen und Aktionen 
aktiv einbezogen werden. Denn ein 
Ziel des Projekts war es, die Asylsu-
chenden und jüdischen Zuwanderer 
dabei zu unterstützen, ihre eigenen 
Interessen selbst in der Öff entlichkeit 
zu vertreten.

Im Projektverlauf wurde deutlich, 
dass eine gemeinsame Durchführung 
von Veranstaltungen eine intensivere 
Vorbereitung und auch eine andere 
Vorgehensweise erforderte. Zwar 
waren TeilnehmerInnen in der Regel 
bereit, eine Veranstaltung gemein-
sam durchzuführen, oft  aber auch 
unsicher: Je nach Bildungsabschluss 

und Herkunft  sind Menschen es mehr 
oder weniger gewohnt, vor einer 
Gruppe von ZuhörerInnen off en zu 
sprechen. Viele befürchteten, sich 
aufgrund ihrer Deutschkenntnisse 
nicht angemessen ausdrücken zu kön-
nen. Insbesondere Asylsuchende ha-
ben zudem oft  Desinteresse an ihrer 
Situation erfahren müssen.

Fragen von TeilnehmerInnen vor öffentlichen Veranstaltungen
Vor wem werde ich sprechen und was ist der Rahmen einer Ver-
anstaltung? Was wird von mir erwartet? Darf ich Kritik formulie-
ren? Muss ich Angst vor möglichen Konsequenzen haben? Bin ich 
bereit meine Fluchtgründe offen zu legen? Was passiert, wenn ich 
erniedrigende Erlebnisse vor einer Gruppe erneut erzähle? Bin ich 
dem gewachsen oder wo ziehe ich selbst Grenzen?

Integration

...
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Begegnungen
Das Berlin-Brandenburgisches Institut für Deutsch-Französische 
Zusammenarbeit in Europa organisiert 2006 das zehntägige 
trilaterale Reiseseminar „Grenzbevölkerung, Minderheiten, Mi-
gration“ für junge Studierende aus Frankreich, Deutschland und 
Polen. Eingeplant ist auch ein Halt in Erfurt beim Projekt „Arbeit 
und Bildung International“. So sitzen an einem Samstag Vormit-
tag zwei Asylsuchende, ein Projektmitarbeiter und 24 Fahrtteil-
nehmerInnen aus Frankreich, Deutschland und Polen in einem 
Unterrichtsraum zusammen. Themen sollen die Situation von 
Asylsuchenden sowie die Ansätze und Ergebnisse des EQUAL-
Projekts sein.

Im ersten Teil umreißt der Projektbeschäftigte die rechtlichen 
Regelungen, denen Flüchtlinge und jüdische Zuwanderer un-
terliegen, nennt die Zahlen bezüglich der Arbeitsmarktsituation 
und erläutert den Aufbau und die Erfahrungen des Projekts. Die 
Gruppe ist interessiert und fragt nach. Es wird deutlich, dass auch 
die deutschen Studierenden kaum etwas über die Menschen im 
Asylverfahren wissen, die neben ihnen leben. Die Stimmung ist 
konzentriert und sachlich.

Nach einer Pause fangen zwei TeilnehmerInnen des Projekts - 
Jasemin aus Kurdistan und Yassir aus dem Gazastreifen - an, über 
ihre Erlebnisse in Deutschland zu berichten: Über die Weigerung 
des Kindergartens, ihre Kinder aufzunehmen, über die Demüti-
gung an der Supermarktkasse, wenn man mit Gutscheinen bezah-
len muss, über rassistische Beschimpfungen im Bus. Die Stu-
dierenden sind irritiert. Ein junges Mitglied aus Polen zeigt sich 
sichtlich gerührt, sagt, dass er bis vor einer Stunde auch gegen 
Asylsuchende in Europa gewesen sei. Dass er nun ganz durchein-
ander sei und nicht wisse, was er denken und fühlen solle. Dass er 
Jasemin und Yassir für ihren Mut und ihre Offenheit danke. Im 
Anschluss gibt es noch viele Fragen und (selbstkritische) State-
ments, es wird viel miteinander diskutiert. Das abstrakte Schlag-
wort „Europäische Migrationspolitik“ wird auf einmal erfahrbar. 
Nach intensiven 3½ Stunden sind alle erschöpft, aber angefüllt 
mit vielen neuen Eindrücken. Ein Samstagvormittag, der allen 
Beteiligten im Gedächtnis bleiben wird.
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Die Erfahrungen haben gezeigt, 
dass eine gemeinsame Durchfüh-

rung von Veranstaltungen durch Pro-
jektbeschäft igte und –teilnehmende 
sinnvoll ist, wenn man auf off ene 
und interessierte Gruppen trifft  . Eine 
Kombination aus der Vermitt lung von 
Faktenwissen (Zahlen und rechtliche 
Hintergründe) und den konkreten Er-
fahrungen macht die vermitt elten In-
formationen „fassbarer“ und einpräg-
samer. Diskussionen entf alten eine 
hohe Intensität, wenn man nicht über, 
sondern mit den Betroff enen redet. 

Umgekehrt war es im günstigen Fall 
eine positive Erfahrung für die Be-
troff enen, gehört und als Gesprächs-
partner ernst genommen zu werden. 
Anders gestaltet sich die Situation 
bei Gruppen, die keine Neugier und 
Off enheit, sondern Skepsis und Ab-
lehnung formulieren. Hier kann eine 
Teilnahme eine bedrückende und 
verletzende Erfahrung sein. Ein emo-
tional belastendes „Vorführen“ der 
TeilnehmerInnen als „Betroff ene“ soll-
te auf jeden Fall vermieden werden. 

Ausflüge in die Umgebung

Gesellschaft liche Verhältnisse sind 
viel zu komplex, als dass man die 

Auswirkungen einzelner Maßnahmen 
bestimmen könnte. Dennoch kann 
man festhalten, dass „Arbeit und Bil-
dung International“ an vielen unter-
schiedlichen Orten Impulse gegeben 
hat. Etwa bei der Auseinandersetzung 
mit Rassismus und Fremdenfeindlich-
keit oder bei der Wahrnehmung der 
Situation von Flüchtlingen in Th ürin-
gen. Die konkrete Zusammenarbeit 
so unterschiedlicher Projektt räger wie 
der Handwerkskammer Erfurt und 
dem Flüchtlingsrat Th üringen e.V. hat 
die Einstellung der Träger nachhaltig 
verändert. Auch das in Fortbildungen 
angeeignete Wissen im Bereich Mig-
ration bleibt sowohl den Betroff enen 
selbst als auch den in der Beratung 

Tätigen erhalten. Dennoch gilt auch 
für den geschilderten Arbeitsbe-
reich, dass bei „Arbeit und Bildung 
International“ Möglichkeiten bestan-
den, die sonst nur selten existieren: 
MitarbeiterInnen hatt en ausreichend 
Zeit, um Bildungsveranstaltungen zu 
konzipieren und durchzuführen, Geld 
für die Herstellung von Materialien 
war vorhanden, der Verwertungs-
druck war nicht alles bestimmend. In 
den vergangenen drei Jahren wurde 
eine ausdiff erenzierte Palett e an un-
terschiedlichen Veranstaltungen und 
Methoden entwickelt, um Einfl uss auf 
die Entwicklung der Mehrheitsgesell-
schaft  zu nehmen, die mit dem Ende 
des Projekts in dieser Form nicht wei-
tergeführt werden kann. 

Integration

...
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Vernetzung
„Das Ganze ist mehr als die Summe seiner Teile.“

Aristoteles

Vernetzung ist seit einigen Jahren in aller Munde. Kaum eine Einrichtung 
oder ein Projekt kommt heutzutage ohne eine Verknüpfung mit Ande-
ren aus. Netzwerke gibt es viele: formelle und informelle, strukturierte 
und flüchtige, horizontale und vertikale. Einige entpuppen sich sogar als 
Mogelpackung: Nicht überall, wo Netzwerk draufsteht, ist auch koope-
rative Zusammenarbeit drin. Für „Arbeit und Bildung International“ war 
die Vernetzung ein Grundprinzip: Sieben unterschiedliche Träger schlos-
sen sich für die Umsetzung dieses Projekts zusammen. Hinzu traten – von 
der lokalen bis zur europäischen Ebene – Netzwerke und intensive Aus-
tauschbeziehungen mit anderen Menschen und Institutionen.

Wie gestaltet man die Zusam-
menarbeit von sechs unter-

schiedlichen Institutionen aus Th ü-
ringen und einer aus Bayern, die 
ein dreijähriges Projekt zusammen 
durchführen wollen? Wie gut kann 
die Handwerkskammer mit einem 
gewerkschaft lichen Verein kooperie-
ren? Wie tauscht sich ein Ausbilder 
im Kfz-Handwerk mit einer Sozialar-
beiterin im Flüchtlingsbereich aus? 
Vor diesen und weiteren Fragen 
stand „Arbeit und Bildung Internatio-
nal“ zu Projektbeginn. Alle Beteiligten 
mussten sich und die unterschiedli-
chen Arbeitsweisen zunächst besser 
kennen lernen. Soll ein Netz geknüpft  
werden, dann braucht es eine Struk-
tur, sogenannte Knotenpunkte, die 
das Ganze zusammenhalten. Zu die-
sem Zweck wurde ein Plenum aller 

Partner eingerichtet, das  EP-Plenum. 
Es trat alle zwei Monate zusammen 
und hier diskutierten alle Beteiligten 
über die für das Gesamtprojekt rele-
vanten Fragen und trafen gemeinsa-
me Entscheidungen. Neben diesen 
Großtreff en existierten zu einzelnen 
Aspekten kleinere Arbeitsgruppen, 
etwa zur Ausbildung von Jugendli-
chen, der Zusammenarbeit mit an-
deren europäischen und deutschen 
Projekten oder die Redaktionsgrup-
pe dieses Reiseführers. Grundprinzip 
der projektinternen Zusammenarbeit 
war es, nicht nur Informationsstände 
miteinander auszutauschen, sondern 
auch einzelne Maßnahmen der Trä-
ger gemeinsam zu gestalten. Oft  kein 
einfacher Diskussionsprozess, der für 
eine echte Kooperation jedoch uner-
lässlich war. 

Wissenswertes
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Neben der projektinternen Ver-
netzung war „Arbeit und Bildung 

International“ in zahlreiche weitere 
Netzwerke eingebunden. Auf der lo-
kalen Ebene waren dies die im Netz-
werk für Integration der Stadt Erfurt 
zusammengeschlossenen Institutio-
nen, aber auch  Arbeitsmarktakteure 
wie Betriebe und andere Weiterbil-
dungsanbieter. Deutschlandweit er-
folgte eine Vernetzung mit anderen 

EQUAL-Projekten im Th emenfeld 
„Asyl“, bei der die gemeinsame politi-
sche Stellung- und Einfl ussnahme auf 
Bundesebene im Vordergrund stand. 
Weiterhin arbeitete das Projekt in 
der Arbeitsgruppe „Kompetenzfest-
stellung für MigrantInnen“ mit (→ Be-
ruf). Auf europäischer Ebene schließ-
lich erfolgte eine Zusammenarbeit 
mit Asylprojekten in Italien, Portugal, 
Griechenland sowie auf Malta. 

Erzählenswertes

Wenn man nicht alles selbst 
macht... – dieser oft  verwen-

dete Ausspruch gibt gerade keine 
Auskunft  darüber, was denn pas-
siert, wenn man anfallende Aufgaben 
mit anderen abspricht und auft eilt. 
„Arbeit und Bildung International“ 
konnte zahlreiche Erfahrungen mit 
vernetztem Arbeiten sammeln und 
dabei die Möglichkeiten, aber auch 
Grenzen kennen lernen. 

Vernetzung hieß in manchen Fällen, 
ein Netz zu knüpfen, in dem Men-
schen aufgefangen werden konnten, 
die sonst häufi g durch die Maschen 
fallen. Wohl in keinem anderen Ar-
beitsbereich wurde der Nutzen einer 
Vernetzung unterschiedlicher Kom-
petenzen und Fähigkeiten so deutlich 
wie bei der Betreuung der am Projekt 
teilnehmenden AsylbewerberIn-
nen und jüdischen Zuwanderer. Im 
Gegensatz zu anderen berufl ichen 
Qualifi zierungsmaßnahmen lag die 

Betreuung der TeilnehmerInnen 
bei „Arbeit und Bildung Internatio-
nal“ nicht allein in den Händen der 
beteiligten Bildungsträger, sondern 
sie erhielten darüber hinaus eine 
psychosoziale Betreuung durch die 
Mitarbeiterinnen der Jüdischen Lan-
desgemeinde Th üringen bzw. des 
Flüchtlingsrats Th üringen e.V. (→ Bera-
tung). Dadurch beschränkte sich die 
Beratung nicht nur auf Teilaspekte, 
sondern konnte die oft  komplexen 
Lebenssituationen der TeilnehmerIn-
nen erfassen. Nicht nur Kompetenzen 
im Bereich Arbeitsmarkt und Beruf, 
die etwa das Berufsfortbildungswerk 
oder die Handwerkskammer Erfurt 
hatt e, konnten so mit fundierten 
Kenntnissen im Ausländerrecht und 
seiner Umsetzung in Th üringen kom-
biniert werden. Auch die Kontakte zu 
unterschiedlichen Ämtern und An-
laufstellen halfen, eine erfolgreiche 
Teilnahme vieler MigrantInnen zu 
gewährleisten. 

Vernetzung

...
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Der Vernetzungsgedanke des Pro-
jekts sollte bereits in der Auft akt-

veranstaltung seinen Ausdruck fi n-
den. Grundsätzliche Fragen mussten 
zunächst gemeinsam geklärt werden: 
Richtet sich die Veranstaltung eher an 
EntscheidungsträgerInnen aus Politik 
und Institutionen? An die gesamte 
interessierte Öff entlichkeit? Oder ist 
sie für unsere Projektt eilnehmerInnen 
wichtig? Nach längerer Diskussion 
entschied man sich für eine öff ent-
lichkeitswirksame Nachmitt agsveran-
staltung im Erfurter Ratssitzungssaal 
unter Einbeziehung der Teilneh-
merInnen (→ Integration). Nachdem 
der grobe Rahmen der Veranstaltung 
gemeinsam abgesteckt worden war, 
verfolgte eine Arbeitsgruppe deren 
konkrete Umsetzung. Zwar küm-
merte sich das DGB-Bildungswerk 
Th üringen e.V., das für die Projektko-
ordination zuständig war, um den or-
ganisatorischen und logistischen Teil 
der Veranstaltung, an der inhaltlichen 
Gestaltung 
s o l l t e n 
sich je-

doch alle  einschließlich der am Pro-
jekt teilnehmenden Flüchtlinge und 
jüdischen Zuwanderer, beteiligen. 
Letztere wurden miteinbezogen, in-
dem die Erstellung von Beiträgen und 
Präsentationen für die Veranstaltung 
als Projektarbeit in den Unterricht 
eingebaut und von unterschiedlichen 
MitarbeiterInnen des Projekts be-
treut wurden. Auch daran schlossen 
sich Fragen an, die geklärt werden 
mussten: Legt man bei Projektt eil-
nehmerInnen den gleichen Maßstab 
an die Vortragstechnik an wie bei 
MitarbeiterInnen? Soll das Gesagte 
in jedem Fall die Projektposition wi-
derspiegeln oder können von Teil-
nehmerInnen auch Einzelmeinungen 
vertreten werden? 

Am Ende entstand eine in den 
unterschiedlichen Teilen sehr ab-
wechslungsreiche Veranstaltung, die 
von einer Beschäft igten und einem 

Teilnehmer des 
Projekts mode-

riert wurde. Es 
gab politische 
Kurzbeiträge 

...
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Vernetzung

einzelner Projektt räger sowie Präsen-
tationen der Teilnehmenden, deren 
Th emenspanne von jüdischer Ge-
schichte in Erfurt über das deutsche 
Asylrecht bis hin zu musikalischen 
Beiträgen reichte. 

Fazit: Durch die gemeinsame Vor-
bereitung wurde der Auft akt sowohl 
von den Projektt rägern als auch den 

Projektt eilnehmerInnen als ihre ei-
gene Veranstaltung wahrgenommen. 
Darüber hinaus schuf die gemeinsa-
me Durchführung eine Vertrauens-
basis, auf die in der späteren Arbeit 
aufgebaut werden konnte. Durch den 
erheblichen Koordinierungsaufwand 
brauchte die Veranstaltung allerdings 
einen längeren Vorlauf.

Auf der europäischen Ebene gab 
es noch zusätzliche Herausfor-

derungen: Hier kooperierten Projek-
te aus fünf Ländern mit unterschied-
lichsten Arbeitsweisen, rechtlichen 
und sozialen Rahmenbedingungen. 
Nachdem sich fünf europäische Part-

nerprojekte gefunden hatt en, wurde 
in einem gemeinsamen Arbeitsplan 
festgelegt, dass man auf zwei Ebenen 
kooperieren möchte: Zum einen soll-
te eine Gruppe von ExpertInnen aus 
allen fünf Ländern gemeinsam ein 
Modell zur Kompetenzfeststellung 

...

Die seit vielen Jahren in Deutschland „geduldete“ Anwar T. 
meldet sich beim Flüchtlingsrat Thüringen e.V., weil sie von 
dem EQUAL-Projekt gehört hat. Als bereits im laufenden 
Kurs ein Platz frei wird, besteht für Anwar T. die Möglichkeit 
nachzurücken. Die Mitarbeiterinnen von Handwerkskammer 
und Flüchtlingsrat vereinbaren gemeinsam mit Anwar T. einen 
Termin, um ihre beruflichen Interessen, die rechtlichen Vor-
aussetzungen (Residenzpflicht, etc.) und ihre Möglichkeiten im 
Projekt zu besprechen. Während der Qualifizierung von Anwar T. 
wird die Bleiberechtsregelung für langjährig geduldete Flüchtlinge 
beschlossen. Der Flüchtlingsrat organisiert zusammen mit dem 
für die Öffentlichkeitsarbeit des Projekts zuständigen DGB-
Bildungswerk Thüringen e.V. eine Informationsveranstaltung 
zu diesem Thema. Mit dem neu erworbenen Wissen prüfen 
Handwerkskammer und Flüchtlingsrat gemeinsam, wer von den 
TeilnehmerInnen von dieser Neuregelung profitieren kann und 
welche Berufsperspektiven im einzelnen möglich sind. Anwar T. 
erfüllt prinzipiell die geforderten Bedingungen. Die Handwerks-
kammer unterstützt Anwar T. gezielt in der Suche nach einem Ar-
beitsplatz, der den Bedingungen der Bleiberectsregelung gerecht 
wird, was nach vielen Bemühungen auch gelingt.
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von Asylsuchenden entwickeln, die 
häufi g keine formalen Qualifi kationen 
aufweisen können und in normalen 
Testmethoden aufgrund ihrer man-
gelnden Sprachkenntnisse benach-
teiligt sind (→  Beruf). Zum anderen 
wurden fünf Studienbesuche bei den 
Partnerprojekten vereinbart, die un-
terschiedliche Th emen der Projektar-
beit, wie Sprachunterricht oder die 
Einfl ussnahme auf gesellschaft liche 

EntscheidungsträgerInnen, zum Th e-
ma hatt en.

An den Treff en waren Beschäft ig-
te aus insgesamt fünf Teilprojekten 
von „Arbeit und Bildung Internatio-
nal“ unmitt elbar beteiligt, die so die 
Möglichkeit hatt e, ihre Erfahrungen 
mit Beschäft igten aus anderen euro-
päischen Ländern auszutauschen. Die 
Ergebnisse fl ossen dann wieder in die 
eigene Arbeit vor Ort ein. 

80
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Vernetzung

Ein Studienaustausch auf Malta wurde vom für die Öffentlich-
keitsarbeit des Projekts zuständigen Mitarbeiter dazu genutzt, um 
sich selbst vor Ort einen Eindruck über die Unterbringungssitu-
ation von Flüchtlingen auf der Insel zu machen und KollegInnen 
des Partnerprojekts sowie weitere Akteure zu interviewen ( Euro-
päische Asylpolitik). Daraus produzierte er ein englischsprachiges 
Radiofeature unter dem Titel: „Welcome to Europe? European 
Migration Politics between Integration and Border Control“, in 
welchem die Situation von Flüchtlingen an der EU-Außengrenze 
mit der in Thüringen verglichen und ins Verhältnis gesetzt wurde. 
Das Feature wurde zum einen für die lokale Öffentlichkeitsarbeit 
des Projekts genutzt, indem es zweimal im lokalen Rundfunk 
Radio F.R.E.I. in Erfurt ausgestrahlt wurde. Zum anderen wurde 
es bei der transnationalen Abschlusskonferenz in Italien (PASSI) 
in einem public hearing ausgestrahlt und so für eine gemeinsame 
Diskussion auf transnationaler Ebene genutzt.

81
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Vernetztes Arbeiten erschließt große Potenziale. Die 
Erfolge von „Arbeit und Bildung International“ wären 

für keinen Träger allein erreichbar gewesen. Dennoch 
müssen gewisse Bedingungen erfüllt sein, damit das Arbeiten in 

einem Netzwerk erfolgreich sein kann. Diese gilt es bei der Planung von 
vernetzten Projekten zu berücksichtigen:

• Netzwerkarbeit kostet Zeit! Wenn man Aufgaben verteilt, dann geht 
es nicht unbedingt schneller. Der Koordinierungs- und Kommunika-
tionsbedarf steigt, Absprachen müssen getroffen und Reibungsverluste 
vermieden werden. Zudem haben unterschiedliche  Menschen und 
Einrichtungen unterschiedliche Arbeitsweisen. Zu Beginn einer länger-
fristigen Zusammenarbeit sollte also eine ausführliche Kennenlernphase 
stehen, damit man die anderen besser versteht. 

• Netzwerkarbeit kostet Geld! Damit Arbeits- und Vernetzungstreffen 
stattfinden können, müssen die Beschäftigten von sonstigen Tätigkeiten 
freigestellt werden. Wenn man gemeinsam mit einer Dozentin Projektta-
ge geplant werden sollen, dann darf sie nicht nur für die Unterrichtszeit 
bezahlt werden, sondern benötigt Extrastunden für Absprachen. Auch 
der Verwaltungsaufwand erhöht sich, wenn die finanztechnische Ab-
wicklung durch viele Hände geht. 

• Netzwerkarbeit kostet Kraft! Nicht immer ist es einfach, sich mit ande-
ren über Ziele und Aufgabenverteilung zu verständigen. Gemeinsame 
Absprachen zu treffen ist anstrengender als anderen Anordnungen zu 
erteilen. Dennoch kann die gemeinsame Arbeit nur dann gut funkti-
onieren, wenn sich alle Beteiligten aufeinander einlassen und sich auf 
verbindliche Absprachen einigen.

• Netzwerkarbeit erfordert Offenheit und Diskretion! Konzepte und Ar-
beitsabläufe sind gut gehütete Betriebsgeheimnisse, die man in der Regel 
unter Verschluss hält. So gibt ein Weiterbildungsträger ungern einen 
Sprachkursaufbau preis, wenn er befürchten muss, dass andere daraus 
Kapital schlagen werden. Netzwerke können nur funktionieren, wenn es 
eine Vertrauensbasis für die gemeinsame Arbeit gibt.

TIPP
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Wenn Institutionen und Beschäf-
tigte ihre Fähigkeiten und 

ihr Wissen austauschen und sich ge-
genseitig unterstützen, können Ziele 
erreicht werden, die für einen allein 
unerreichbar bleiben. Die Gemein-
schaft sinitiative EQUAL forderte Ver-
netzung nicht nur als Grundprinzip 
aller Projekte, sie stellte auch einen 
ausreichenden fi nanziellen und per-
sonellen Rahmen für die vernetzte 
Arbeit zur Verfügung. Damit waren 
wesentliche Bedingungen für eine er-
folgreiche vernetzte Arbeit zum Nut-
zen aller Beteiligten gegeben. Teile 
des erprobten Netzwerkes werden 
auch über das Projektende hinaus 
erhalten bleiben: So existiert be-

reits eine Zusammenarbeit einzelner 
Träger in einem weiteren Projekt für 
MigrantInnen. Und einmal geknüpf-
te Kontakte aus dem Projekt hinaus 
brechen nach dessen Ende nicht ein-
fach ab. Ebenso werden im Projekt 
gemeinsam erstellte Materialien wie 
etwa der „Ratgeber für Flüchtlinge 
in Th üringen“ oder weitergegebenes 
Wissen auch noch nach Projektende 
verfügbar bleiben. Dennoch sind 
Projekte wie „Arbeit und Bildung 
International“ nur auf Zeit angelegt, 
Knoten werden nach Ablauf der 
Projektzeit nicht neu geknüpft  oder 
erneuert. Wie belastbar das Netz 
ab dem Jahr 2008 für alle Beteiligten 
sein wird, bleibt abzuwarten. 

Ausflüge in die Umgebung

Vernetzung
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Landkarte

„Arbeit und Bildung International“
Wohnorte der 
teilnehmenden AsylbewerberInnen
und jüdischen Zuwanderer
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Insel Schwabach
„Das EQUAL-Projekt ist für mich ein Trampolin,

 das mir hilft, eine höhere Stufe auf meinem Weg
 in die deutsche Gesellschaft zu erreichen.“

Juba K., Asylbewerberin

In Bayern ticken die Uhren etwas anders als in Thüringen: Eine weitaus 
höhere AusländerInnenquote und eine über 50-jährige Tradition der 
Zuwanderung einerseits - eine geringere Arbeitslosenquote und bessere 
Chancen auf einen Job auch für Asylsuchende andererseits. Aus diesem 
Grund hatten auch schon viele der bei „Arbeit und Bildung Internatio-
nal“ in Schwabach teilnehmenden AsylbewerberInnen Arbeitserfahrun-
gen in Deutschland. Dennoch galt auch für das Teilprojekt in Bayern: Die 
unsichere Aufenthaltssituation vieler TeilnehmerInnen gefährdete immer 
wieder deren Lernfortschritte. Die 2006 beschlossene Bleiberechtsrege-
lung für langjährig Geduldete  bedeutete für viele eine Chance, über ei-
nen Arbeitsplatz ihren rechtlichen Aufenthalt in Deutschland zu sichern. 
Das Projekt versuchte, sie dabei zu unterstützten, denn eine fundierte 
Ausbildung mit anerkannten Zertifikaten ist eine wichtige Voraussetzung 
für eine gelungene berufliche Integration in die deutsche Arbeitswelt.

Im August 2007 lag die Arbeitslosen-
quote im Arbeitsamtsbezirk Nürn-

berg bei 7%, im gesamten Freistaat 
Bayern waren es sogar nur 5,1%. Der 
Anteil von AusländerInnen an der 
Gesamtbevölkerung war mit 18,2% in 
Nürnberg beinahe zehnmal so hoch 
wie in Th üringen und das Zusammen-
leben von Deutschen und Nichtdeut-
schen tägliche Normalität. Zudem 
leben im Großraum Nürnberg viele 
Flüchtlinge, die sich seit fünf Jahren 
oder länger in Deutschland aufh alten. 
Diese Faktoren waren die Hauptgrün-
de dafür, dass ein großer Teil der 

TeilnehmerInnen am Projekt bereits 
über (teils langjährige) Arbeitserfah-
rung in Deutschland verfügte. Haupt-
problem für sie war die mangelnde 
Anerkennung von im Herkunft sland 
erworbener Qualifi kationen. Darauf 
reagierte das Projekt mit der Aus-
richtung seines Weiterbildungsange-
botes, an dem in Schwabach keine 
jüdischen Zuwanderer teilnahmen. 
Ein Durchgang dauerte insgesamt elf 
Monate und legte seinen Schwer-
punkt – anders als in Th üringen – auf 
die Befähigung zum Erwerb eines 
deutschen Hauptschulabschlusses als 

Wissenswertes
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Grundlage jeglicher weiterer berufl i-
cher Qualifi kationen. Fertigkeiten im 
Schreiben und Lesen der deutschen 
Sprache wurden kombiniert mit Un-
terricht in den Fächern Mathematik, 
Biologie, Chemie und Arbeitslehre. 

Zudem erhielten alle Teilnehmenden 
Computerunterricht, erstellten ei-
gene Lebensläufe und Bewerbungs-
schreiben und festigten dadurch ihre 
Kenntnisse in der Textverarbeitung 
und dem Umgang mit dem Internet.

Erzählenswertes

Was Hänschen nicht lernt, lernt 
Hans nimmermehr – dieses 

alte Sprichwort gilt auch für den kor-
rekten Erwerb einer Fremdsprache 
und beschreibt ein Problem, mit dem 
„Arbeit und Bildung International“ in 
Schwabach zu kämpfen hatt e. Asyl-
suchende sind von einem systemati-
schen Erwerb der deutschen Sprache, 
wie er etwa in den Integrationskursen 
praktiziert wird, ausgeschlossen. Für 
sie existieren keine obligatorischen 
Sprachkursangebote, sondern sie 

müssen sich die deutsche Sprache 
selbständig aneignen: im Selbststu-
dium mit Büchern und Zeitungen, in 
alltäglichen Gesprächen mit anderen 
Asylsuchenden, auf Ämtern oder bei 
Beratungseinrichtungen. Im Zentrum 
steht dabei die inhaltliche Kommuni-
kation, nicht die fehlerfreie Gramma-
tik. Die meisten von ihnen erlangen 
über die Jahre eine Sprachkompe-
tenz, die ihnen eine Alltagskommuni-
kation ermöglicht, allerdings mit vie-
len kleineren und größeren Fehlern.

...

Insel Schwabach
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Dies galt auch für die Teilneh-
merInnen von „Arbeit und Bil-

dung International“ in Schwabach, 
die bereits vor Beginn des Kurses 
Grundkenntnisse im Deutschen besa-
ßen. Das Projekt war damit unmitt el-
bar mit den konkreten Auswirkungen 
einer mangelnden Integrationspolitik 
in der Vergangenheit konfrontiert 
und musste darauf reagieren. 

Die Erfahrungen zeigen, dass sich 
die Lernfortschritt e bezüglich der 
Deutschkenntnisse sehr unterschied-
lich entwickelten. So lernten gerade 
TeilnehmerInnen, die erst kurze Zeit 
in Deutschland lebten und noch über 
einen geringen Wortschatz verfüg-
ten, wesentlich strukturierter Deutsch 
und verbesserten kontinuierlich ihre 
Kenntnisse. TeilnehmerInnen, die seit 

vielen Jahre in Deutschland als Asyl-
bewerberInnen lebten und schon 
zu Beginn des Kurses über gute Ver-
ständigungsstrategien und einen gro-
ßen aktiven wie passiven Wortschatz 
verfügten, hatt en erheblich größere 
Schwierigkeiten, ihre grammatikali-
schen und semantischen Fehler zu 
verbessern und zu korrigieren. Ob-
wohl diese TeilnehmerInnen im Un-
terricht die Sprachstrukturen richtig 
erfassten und in den Übungen korrekt 
anwandten, fi elen sie in den Phasen 
des unkontrollierten Sprechens, wie 
zum Beispiel in freien Gruppenge-
sprächen oder in den Pausen bei den 
„Küchengesprächen“, wieder in ihre 
gewohnten, fehlerhaft en Sprachmus-
ter zurück. 

„Deutsch ist für mich meine vierte Fremdsprache. 
Neben Tigrinia, meiner Muttersprache, spreche ich 
Amhari, unsere Landessprache, Englisch, das ist bei uns 
die Schulsprache in den oberen Klassen, und Russisch, 
da ich in Russland studiert habe. Doch leider ist mein 
Deutsch nicht besonders gut, da ich nie die Chance 
hatte, einen Sprachkurs zu besuchen. Bei „Arbeit und 
Bildung International“ lernen wir die Sprache syste-
matisch. Schritt für Schritt erklären uns die Lehrer 
die Grammatik und den Satzaufbau. Ich erkenne jetzt 
die Fehler, die ich mache, aber es ist sehr schwer für 
mich, sie zu korrigieren. Sie sitzen so fest in meinem 
Kopf, dass ich hart mit ihnen kämpfen muss, um sie 
zu vertreiben. Damals in Russland war es viel leichter 
die Sprache zu lernen, denn von Anfang an konnte ich 
einen Sprachkurs besuchen.“

Girma R. aus Äthiopien

...

Insel Schwabach
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Durch die im November 2006 be-
schlossene Bleiberechtsregelung 

änderten sich die Rahmenbedingun-
gen für die Teilneh-
merInnen erneut. Der 
Blick derjenigen, die 
die Bedingungen für 
ein Bleiberecht prinzi-
piell erfüllten, richtete 

sich stark auf 
eine Arbeits-
aufnahme, 
da im Be-

schluss der 
Innenminis-

ter die Ertei-
lung eines Auf-

enthaltstitels an 

die Unabhängigkeit von Sozialleistun-
gen geknüpft  ist. Während „Arbeit 
und Bildung International“ vor dem 

Beschluss der Bleiberechtsregelung 
für viele die einzige Möglichkeit zur 
berufl ichen Qualifi zierung war, wur-
de nun eine rasche Arbeitsaufnahme 
wichtiger.

Gesetzliche Rahmenbedingungen 
werden von der Politik festge-

legt. Dass politische Entscheidungen 
oft  erhebliche Auswirkungen auf die 
Durchführung von Projekten haben, 
konnte auch „Arbeit und Bildung 
International“ erfahren. So trat am 
1. Januar 2005 das sogenannte  Zu-
wanderungsgesetz in Kraft . Die öf-
fentliche Diskussion suggerierte, dass 
Zuwanderung in Deutschland nun 
politisch anerkannt und durch die-
ses Gesetz erleichtert worden sei. Je 
nach politischem Standpunkt wurde 
dies mit Erleichterung und Genugtu-
ung oder mit Angst und Skepsis auf-
genommen. Doch insbesondere die 
TeilnehmerInnen des Schwabacher 
Teilprojekts mussten feststellen, dass 
dieses Gesetz zu einer massiven Ver-

schlechterung der Situation – insbe-
sondere für Flüchtlinge mit Duldung 
– führte. Denn viele TeilnehmerInnen 
des Projekts hatt en bereits jahrelang 
in Deutschland legal gearbeitet und 
verloren nun ihre Arbeitsstelle durch 
die Neuregelungen im Zuwande-
rungsgesetz vom 1. Januar 2005: Die 
bis dahin erteilten Arbeitserlaubnisse 
wurden ihnen nach der Gesetzesein-
führung entzogen, einige mussten 
sogar aus ihrer eigenen Wohnung 
ausziehen und wieder zurück in eine 
Gemeinschaft sunterkunft . In dieser 
Phase begann „Arbeit und Bildung 
International“ mit seiner Arbeit. Der 
vorhandene Frust über die drastische 
Verschlechterung der eigenen Situa-
tion war immer wieder Th ema auch 
im Unterricht.

90
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„Als ich 1996 nach Deutschland kam und einen Asyl-
antrag stellte, kam ich nach Nürnberg in eine Gemein-
schaftsunterkunft, wo ich bis heute lebe. Mein Asylan-
trag wurde erst abgelehnt, dann anerkannt und in der 
letzten Instanz nach acht Jahren erneut abgelehnt.

Zwischendurch habe ich mehrere Jobs gehabt, zum 
Schluss als Erntehelfer. Meine Familie und ich konnten 
in eine eigene Wohnung ziehen. Doch 2005 verlor ich 
meine Arbeitserlaubnis, wir mussten zurück ins Asyl-
heim. Das war sehr schlimm für mich, ich hatte den 
ganzen Tag nichts mehr zu tun und wurde jeden Tag 
deprimierter. Für mich war daher sofort klar, dass ich 
mitmachen wollte, als ich von dem Qualifizierungspro-
jekt in Schwabach hörte. Ich bin gut ausgebildet, aber 
durch meine Sprachschwierigkeiten ist es so schwer, 
einen guten Job zu bekommen und von anderen respek-
tiert zu werden.

Nach dem Kurs werde ich wieder als Helfer in der 
Landwirtschaft arbeiten. Meine frühere Chefin hat mir 
einen Arbeitsplatz angeboten, denn durch die neuste 
Änderung im Gesetz darf ich wieder arbeiten.“

Mohammad T. aus dem Irak

14 TeilnehmerInnen in Schwabach 
konnten bisher von der Bleiberechts-
regelung profi tieren: Aufgrund ihres 
langen Aufenthaltes erhielten sie die 
Möglichkeit, wieder eine Arbeits-
erlaubnis zu erhalten. Alle fanden 
im Verlauf mehrerer Monate eine 
Arbeitsstelle und konnten so ihren 
Aufenthalt erstmals für einen länge-
ren Zeitraum sichern. Einige Teilneh-
merInnen waren jedoch dadurch auch 
gezwungen, den Qualifi zierungskurs 
von „Arbeit und Bildung Internatio-

nal“ frühzeitig abzubrechen, um zu 
arbeiten.

Diese „AbbrecherInnen“ brachten 
eine große Unruhe in den Kurs, da 
sie in der Zeit der Arbeitssuche den 
Unterricht nur unregelmäßig besuch-
ten und später ganz wegblieben. Das 
verschlechterte das Gruppenklima 
und erschwerte den kontinuierlichen 
Unterricht für alle – TeilnehmerInnen 
wie DozentInnen. Allerdings erhielten 
dadurch einige NachrückerInnen die 
Chance, am Projekt teilzunehmen. 

Insel Schwabach
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Der Lernfortschritt  wurde dadurch 
gebremst. Immer wieder musste 

bereits behandelter Stoff  wiederholt 
und mehrfach geübt werden. Die Leh-
rerInnen vollführten einen ständigen 
Spagat zwischen neuer Stoff vermitt -
lung und Wiederholungsphasen, um 
den unterschiedlichen Lerntempi der 
TeilnehmerInnen gerecht zu werden. 
Einige Personen erlebten zudem eine 
Phase des psychischen Einbruchs, so 
dass sie über einen längeren Zeitraum 

den Unterricht nur eingeschränkt 
besuchen konnten. Andere Teilneh-
merInnen kamen umso regelmäßiger 
je aussichtsloser die Situation war, um 
aus der Hoff nungs- und Trostlosigkeit 
ihrer Situation entf liehen zu können. 
Für DozentInnen hieß das, neben der 
Vermitt lung der Kursinhalte sensibel 
auf jedeN einzelneN TeilnehmerIn 
einzugehen und bei der Unterrichts-
gestaltung die unterschiedlichen Le-
benssituationen zu berücksichtigen.

„Wir lernen im Kurs auch Mathematik, Englisch und 
Arbeitslehre. Bis auf Arbeitslehre hatte ich alles schon 
früher in meiner Schulausbildung gelernt, aber das 
ist bereits viele Jahre her und natürlich fehlen mir die 
deutschen Begriffe für diese Fächer. Es tut meinem 
Kopf gut, sich mit Wissen zu beschäftigen, denn wenn 
ich den ganzen Tag nur in der Unterkunft verbringen 
müsste, würde ich verrückt werden. Manche meiner 
Landsleute haben sich in Deutschland das Leben 
genommen, weil sie dieses Nichtstun nicht mehr 
ertragen konnten.“

Samira B. aus Armenien

Die unsichere Aufenthaltssitu-
ation vieler TeilnehmerInnen 

behinderte kontinuierlich ihre Lern-
fortschritt e. Off ensichtlich war der 
Konzentrationsmangel bei vielen, 
wenn sie kurz vor einem wichtigen 
gerichtlichen Entscheidungstermin 
standen oder bei der Ausländerbe-
hörde vorsprechen mussten, um ihre 
befristete Duldung verlängern zu 
lassen. Kopfschmerzen, Schlafstörun-

gen oder Magenprobleme kannten 
fast alle TeilnehmerInnen als ständi-
ge Begleiter ihres täglichen Lebens. 
Auch während des elfmonatigen 
Kurses durchlebte ein großer Teil der 
TeilnehmerInnen eine Phase der De-
pression und Niedergeschlagenheit 
durch die hohe psychische Belastung 
aufgrund des unsicheren Aufenthalt-
status.

...

...
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Ein neues Projekt zur berufl ichen 
Qualifi zierung von Flüchtlingen in 

Schwabach steht nicht in Aussicht, da 
eine weitere Finanzierung nicht mög-
lich ist.

Die TeilnehmerInnen müssen mit 
dem, was sie gelernt haben, alleine 
weiterkommen. Das wird bei jedem 
anders aussehen. Wer Glück hatt e 
einen Aufenthalt durch die neue Ge-
setzesregelung oder auch durch eine 
positive Entscheidung seines Asylver-
fahrens zu erhalten, kann sich durch 
die erworbenen Sprachkenntnisse 
sicher gut integrieren.

Wer weiterhin keinen gesicherten 
Aufenthalt hat, fällt zurück in ein psy-
chisches Loch, da durch die positive 
Erfahrung im Kurs die Perspektivlo-
sigkeit möglicherweise schwerer als 
vorher zu ertragen ist. 

Klar ist, dass diese Art von Förder-
angeboten für Flüchtlinge von Nö-
ten ist, damit sie ihre Kompetenzen 
nicht verlieren. Nach dem Ende des 
Projektes wird es aber in der Metro-
polregion Nürnberg keine weiteren 
Qualifi zierungsangebote dieser Art 
für Flüchtlinge geben. 

Ausflüge in die Umgebung

Insel Schwabach
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Alltagsszenen aus dem Projekt

DGB-Bildungswerk 
Thüringen

Warsbergstraße 199092 Erfurt

Arbeit und Bildung
International
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Abschiebung

Asyl

Ausländerbehörde

fakten von A bis Z

Die Abschiebung ist die von den Aus-
länderbehörden zwangsweise durch-
gesetzte Ausreise von Menschen in 
ihr Herkunft sland. Abschiebungen 
werden meist per Flugzeug durch-
geführt. Im Jahr 2006 wurden aus 
Deutschland über 13.000 Menschen 
zwangsweise abgeschoben, in Th ü-
ringen waren es 182. Teilweise fi nden 

Abschiebungen in Polizeibegleitung 
statt , auch werden dabei manchmal 
Zwangsmitt el wie Fesselungen und 
ruhigstellende Medikamente ver-
wendet. Da die Teilnahme bei „Ar-
beit und Bildung International“ nicht 
vor einer Abschiebung schützte, wa-
ren immer wieder TeilnehmerInnen 
akut von der Abschiebung bedroht. 

Der Begriff  „Asyl“ stammt aus dem 
Griechischen, er beschrieb ursprüng-
lich eine Zufl uchtstätt e, die sich dem 
Zugriff  der weltlichen Macht entzog. 
„Politisch Verfolgte genießen Asyl-
recht“, so steht es in §16a des Deut-
schen Grundgesetzes. Mit dem so-
genannten Asylkompromiss im Jahr 
1993 wurde dieses Recht jedoch 
stark eingeschränkt. Ergänzung fand 
das klare und kurze Recht auf Asyl 
aus dem Jahr 1949 durch die Dritt -
staatenregelung. 

Aufgrund der restriktiven Regelun-
gen im deutschen und europäischen 
Rahmen sinken die Zahlen der Asyl-

suchenden in Deutschland kontinu-
ierlich. 2006 wurden in Deutschland 
rund 21.000 Asylerstanträge gestellt 
– der niedrigste Stand seit 1983. In 
Th üringen wurden im Jahr 2006 542 
AsylerstantragstellerInnen aufge-
nommen. Von den im gleichen Jahr 
bundesweit 30.759 bearbeiteten 
Asylverfahren wurden aufgrund der 
restriktiven Regelungen nur 0,2% der 
Asylverfahren positiv beschieden, in 
3,6% der Fälle wurde Abschiebungs-
schutz nach der Genfer Flüchtlings-
konvention gewährt, bei 2,0% lagen 
Abschiebungshindernisse vor und 
57,8% erhielten eine Ablehnung.

In Th üringen sind die Ausländer-
behörden staatliche Behörden der 
Landkreise und kreisfreien Städte. 
Die Aufgaben umfassen die Bearbei-
tung und den Vollzug aller auslän-
der- und asylrechtlichen Angelegen-
heiten. Sie sind an der Erteilung von 
Visa beteiligt und entscheiden über 
den Familiennachzug von Auslände-
rInnen, die Erteilung von Niederlas-

sungs- bzw. Aufenthaltserlaubnissen, 
aber auch über die Abschiebung von 
abgelehnten AsylbewerberInnen. Für 
die Teilnahme am Projekt musste für 
jedeN TeilnehmerIn die Zustimmung 
der Ausländerbehörde eingeholt 
bzw. für die außerhalb Erfurts Woh-
nenden zusätzlich die Residenzpfl icht 
erweitert werden. In einigen Fällen 
wurde eine Teilnahme verweigert. 

he
Vis
de
rIn



96

Antidiskriminierung

Berufl iche Weiterbildung

Beratung

Nachdem sich die Mitgliedsstaaten 
der Europäischen Union darauf ge-
einigt hatt en, entsprechend der Eu-
ropäischen Menschenrechtskonven-
tion nationalstaatliche Regelungen 
zur Antidiskriminierung zu erlassen, 
trat im August 2006 in der Bundes-
republik Deutschland das Allgemei-
ne Gleichbehandlungsgesetz (AGG) 
– auch Antidiskriminierungsgesetz 
genannt – in Kraft . Es zielt darauf ab, 
ungerechtf ertigte Benachteiligungen 
aufgrund der sozialen oder geogra-
fi schen Herkunft , der Religion, der 
Weltanschauung oder des Geschlech-
tes zu verhindern. Ein solches Gesetz 
ist wichtig, um Betroff enen die Mög-

lichkeit zu geben, sich auch rechtlich 
gegen Diskriminierung zu wehren. Al-
lerdings zeigen die Erfahrungen von 
„Arbeit und Bildung International“, 
dass den vielfältigen Diskriminie-
rungserfahrungen von Asylsuchen-
den und jüdischen Zuwanderern 
mit einem Bundesgesetz allein nicht 
beizukommen ist. Diskriminierung 
fi ndet in vielfältiger Form statt , auch 
durch behördliches Handeln oder im 
gesellschaft lichen Umfeld. Auch sind 
Benachteiligungen, insbesondere von 
Flüchtlingen, bspw. beim Arbeits-
marktzugang oder beim Bezug von 
Sozialleistungen gesetzlich begrün-
det.

Berufl iche Weiterbildung ist in 
Deutschland nicht allen Menschen 
gleich zugänglich. Maßnahmen der 
aktiven Arbeitsmarktf örderung ste-
hen Asylsuchenden nicht zur Verfü-
gung. Jüdische Zuwanderer können 
teilnehmen, auf ihre spezifi schen Pro-
bleme (u.a. Sprachkenntnisse) wird 
aber nicht gesondert eingegangen.
So bot das Projekt „Arbeit und Bil-

dung International“ für beide Grup-
pen eine an ihre Bedürfnisse ange-
passte Möglichkeit, sich berufl ich zu 
qualifi zieren. Innerhalb des Projekts 
waren dafür insgesamt sechs Monate 
vorgesehen, die entweder in Form 
eines Praktikums oder in einem Wei-
terbildungskurs absolviert werden 
konnten.

Beratung bedeutete in diesem Pro-
jekt die enge Verzahnung von beruf-
licher Laufb ahnberatung durch die
Beschäft igten der berufl ichen Trä-
ger sowie psychosoziale Beratung in 
persönlichen und rechtlichen Fragen 
durch Beschäft ige der Interessenver-

tretungen. In Erfurt wurden von der 
Jüdischen Landesgemeinde und dem 
Flüchtlingsrat Th üringen e.V. wöchent-
liche Beratungsstunden direkt bei den 
Weiterbildungsträgern angeboten, in 
Schwabach leistete das Diakonische 
Werk beides aus einer Hand.
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Bleiberechtsregelung

Chancengleichheit

Demographie

Im November 2006 einigten sich die 
Innenminister der Bundesländer und 
der Bundesinnenminister auf eine 
Regelung für langjährig geduldete 
Flüchtlinge (Status). Die Regelung 
sieht im Kern vor, dass Familien mit 
Kindern nach sechs Jahren, andere 
Geduldete nach acht Jahren Aufent-
halt in Deutschland einen zunächst 
vorläufi g gesicherten Status, eine Auf-
enthaltserlaubnis, erhalten können. 
Die Erteilung ist jedoch an zahlreiche 
weitere Bedingungen geknüpft . Ne-
ben guten Deutschkenntnissen, dem 
Nachweis ausreichenden Wohnraums 

oder die Erfüllung der Schulpfl icht 
durch die Kinder ist die wichtigste 
Voraussetzung für ein Bleiberecht 
der Nachweis eines Beschäft igungs-
verhältnisses, dass die Unabhängig-
keit von Sozialleistungen sichert. 
2007 wurde diese Regelung durch 
ein Bundesgesetz übernommen. 
Nunmehr erhalten Flüchtlinge bei ei-
ner entsprechenden Aufenthaltsdau-
er die Möglichkeit, die Sicherung des 
Lebensunterhalts bis zum 31.12.2009 
als Voraussetzung für ein Bleiberecht 
nachzuweisen.

Chancengleichheit bezeichnet in 
modernen Gesellschaft en das Recht 
auf eine gerechte Verteilung von 
Zugangs- und Lebenschancen, Dis-
kriminierungen sollen ausgeschlossen 
sein (Antidiskriminierungsgesetz). 
Dennoch sind in der Bundesrepu-
blik Deutschland die Chancen im 
Bildungs- und Ausbildungssystem 
strukturell sehr ungleich verteilt: 

Während 25% der deutschen Kinder 
ihre Schullaufb ahn mit dem Abitur 
abschließen, gilt dies nur für jeden 
zehnten ausländischen Jugendlichen. 
Kinder von Flüchtlingen sind darüber 
hinaus auch gesetzlich benachteiligt: 
So gilt für sie nicht überall die Schul-
pfl icht, was gleichzeitig bedeutet, 
dass Schulen die Aufnahme dieser 
Kinder unter Umständen verweigern.

Das griechische Wort „Demographie“ 
setzt sich aus den Worten „Volk“ 
und „schreiben“ zusammen. Die Zu-
sammensetzung wird im Deutschen 
„Bevölkerungswissenschaft “ genannt, 
diese untersucht die Größe und 
Struktur (Alter, Geschlecht, Nationali-
tät usw.) menschlicher Bevölkerungen 
und ihre Veränderung. Seit einigen 

Jahren wird in der Debatt e um Zu-
wanderung nach Deutschland zuneh-
mend mit den abnehmenden Bevöl-
kerungszahlen argumentiert. Für das 
Projekt „Arbeit und Bildung Interna-
tional“ spielte die demographische 
Entwicklung ebenfalls eine Rolle, wird 
doch für Th üringen in einigen Jahren 
ein Auszubildenden- und Fachkräft e-
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mangel prognostiziert. Damit können 
die Chancen von Flüchtlingen und 

jüdischen Zuwanderern auf dem Ar-
beitsmarkt steigen.

Dritt staatenregelung

Dublin-II-Verordnung

Duldung

EQUAL

Das Grundgesetz sieht vor, dass Men-
schen, die aus einem Land der Euro-
päischen Union oder einem anderen 
sogenannten sicheren Dritt staat in 
die Bundesrepublik einreisen, in der 
Bundesrepublik keinen Anspruch auf 
Asyl haben. Da alle an die Bundes-

republik angrenzenden Staaten als 
sichere Dritt staaten gelten, können 
sich nur noch die Menschen auf das 
Recht auf Asyl berufen, die mit dem 
Flugzeug oder mit dem Schiff  einrei-
sen (Dublin-II-Verordnung).

„Dublin II“ bezeichnet eine Verord-
nung der Europäischen Union, die 
im März 2003 in Kraft  getreten ist. 
Grundgedanke der Verordnung ist, 
dass jeder Asylsuchende nur einen 
Asylantrag innerhalb der Europäi-
schen Union stellen kann. Welcher 
Mitgliedsstaat für die Durchführung 
des Asylverfahrens zuständig ist, wird 
durch die Dublin-II-Verordnung be-
stimmt: Demnach ist i. d. R. derjeni-
ge Mitgliedsstaat zuständig, der die 

Einreise eines Asylsuchenden veran-
lasst oder nicht verhindert hat. Eine 
legale Einreise nach Deutschland ist 
aufgrund der geographischen Lage 
im Zentrum der EU und ohne Außen-
grenze faktisch nicht mehr möglich 
(Dritt staatenregelung), weshalb in 
Deutschland die Zahlen der Asylsu-
chenden seit Jahren sinken, während 
sie etwa in den Anrainerstaaten des 
Mitt elmeeres steigen. 

Die Duldung stellt keinen Aufent-
haltsstatus im eigentlichen Sinne dar. 
Sie erhalten ausreisepfl ichtige Aus-
länderInnen, wenn eine Abschiebung 

aus tatsächlichen oder rechtlichen 
Gründen unmöglich ist und keine 
Aufenthaltserlaubnis erteilt wird. 

1) equal [`i:kwәl] adj inv  = gleich; ~ 
pay for ~ work gleiche Bezahlung bei 
gleicher Arbeit
2) EQUAL [`i:kwәl], no pl ECON 
Gemeinschaft sinitiative der Europä-
ischen Union mit sechsjähriger Lauf-
zeit. ~ zielt darauf, Diskriminierungen 
und Benachteiligungen auf dem Ar-

beitsmarkt zu bekämpfen und einen 
gleichberechtigten Zugang aller zu 
Bildung und Erwerbsmöglichkeiten 
zu gewährleisten. Zahlreiche Projekte 
in ganz Europa erproben in Th emen-
schwerpunkten wie „Chancengleich-
heit von Frauen und Männern“ oder 
„Beschäft igungsfähigkeit“ neue Wege 
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zur Integration aller Bevölkerungs-
gruppen in den Arbeitsmarkt. Dazu 
stellt die EU seit 2002 Mitt el aus den 
Europäischen Sozialfonds (ESF) zur 
Verfügung. Das Th üringer ~-Projekt 
„Arbeit und Bildung International“ 

engagierte sich im Th emenschwer-
punkt ‚Asyl‘ für einen verbesserten 
Arbeitsmarktzugang für Flüchtlinge 
mit ungesichertem Aufenthaltsstatus 
sowie für jüdische Zuwanderer.

EP-Plenum

Europäische Asylpolitik

Festung Europa

In der Projektsprache bedeutet der 
Begriff  „EP-Plenum“ das Treff en der 
gesamten Entwicklungspartnerschaft  
„Arbeit und Bildung International“. 
Konkret trafen sich hier alle zwei Mo-

nate MitarbeiterInnen der jeweiligen 
Teilprojekte und VertreterInnen der 
sieben Trägerorganisationen zum ge-
genseitigen Austausch und zur weite-
ren Planung (Politik).

Zwar unternahmen die Mitgliedsstaa-
ten der EU seit 1999 immer wieder 
Versuche, sich auf Eckpunkte in der 
Asylpolitik zu verständigen, aller-
dings erschwerten die Interessen 
einzelner Mitgliedsstaaten eine Eini-
gung in zentralen Punkten. Dennoch 
wirken sich gemeinsame europäische 
Regelungen auch auf die Bundesre-
publik aus und fi nden ihren Nieder-
schlag im nationalen Recht, wie die 

Richtlinie 2003/9/EG des Rates vom 
27. Januar 2003 zur Festlegung von 
Mindestnormen für die Aufnahme 
von Asylbewerbern in den Mitglied-
staaten der EU: Infolge dessen trat in 
der Bundesrepublik Deutschland am 
28. August 2007 das „Gesetz zur Um-
setzung aufenthalts- und asylrecht-
licher Richtlinien der Europäischen 
Union“ als „2. Änderungsgesetz zum 
Zuwanderungsgesetz“ in Kraft . 

Der Begriff  wird von KritikerInnen 
der Europäischen Asylpolitik ver-
wendet, um auf die zunehmende Ab-
schott ung Europas vor Flüchtlingen, 
insbesondere aus Afrika, aufmerksam 
zu machen. Der Ausbau der Kontrol-
len zu Wasser und aus der Luft  vor 
den europäischen Küsten sowie die 
gemeinsame Kontrolle in der Grenz-
schutzagentur Frontex führt dazu, 
dass Flüchtlinge immer längere und 
gefährlichere Wege auf sich nehmen. 

Jedes Jahr kommen so nach unabhän-
gigen Schätzungen mehrere Tausend 
Menschen bei der Überquerung des 
Mitt elmeeres auf seeuntauglichen 
Booten ums Leben. Auch die Zusam-
menarbeit mit Staaten wie Libyen 
oder Marokko zur Rücknahme von 
Flüchtlingen wird kritisiert. Nicht der 
Schutz von Flüchtlingen, sondern der 
Schutz Europas vor Flüchtlinge be-
stimme zunehmend die europäische 
Politik, so die KritikerInnen.
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Flüchtling

Frontex

Genfer Flüchtlingskonvention
Die Genfer Flüchtlingskonvention 
(GFK) ist die wichtigste völkerrecht-
liche Vereinbarung darüber, wer 
als Flüchtling anerkannt wird und 
damit international Schutz genießt. 
Sie stammt aus dem Jahr 1951 und 
basiert auf den Erfahrungen des un-
zureichenden Schutzes von Flüchtlin-

gen aus dem nationalsozialistischen 
Deutschland. Weit über 100 Staaten, 
auch die Bundesrepublik Deutsch-
land, haben sie unterzeichnet. Im 
deutschen Aufenthaltsrecht ist fest-
gelegt, dass niemand abgeschoben 
werden darf, der die Flüchtlingsdefi -
nition der GFK erfüllt.

Flüchtlinge sind Menschen, die auf-
grund politischer, religiöser, ge-
schlechtsspezifi scher Verfolgung, vor 
Krieg, Hunger oder anderen exis-
tenzgefährdenden Notlagen ihr Her-
kunft sland zeitweise oder auf Dauer 
verlassen. Enger wird der Begriff  in 
der Genfer Flüchtlingskonvention 
von 1951 defi niert. Danach gilt eine 
Person als Flüchtling, die „aus der be-

gründeten Furcht vor Verfolgung we-
gen ihrer Rasse, Religion, Nationalität, 
Zugehörigkeit zu einer bestimmten 
sozialen Gruppe oder wegen ihrer 
politischen Überzeugung sich au-
ßerhalb des Landes befi ndet, dessen 
Staatsangehörigkeit sie besitzt, und 
den Schutz dieses Landes nicht in An-
spruch nehmen kann.“

Frontex steht für „frontières extéri-
eures“, zu deutsch „Außengrenzen“ 
und ist der Name der Agentur für die 
operative Zusammenarbeit an den 
Außengrenzen der Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union. Die Agentur 
mit Sitz in Warschau nahm im Januar 
2005 ihre Arbeit auf. Sie koordiniert 

die Zusammenarbeit der Mitglied-
staaten im Bereich des Schutzes der 
Außengrenzen und unterstützt die 
Mitgliedstaaten bei der Ausbildung 
von nationalen Grenzschutzbeamten. 
KritikerInnen sehen in Frontex einen 
massiven Ausbau der Festung Euro-
pa.

Gutschein
AsylbewerberInnen erhalten in den 
Landkreisen und kreisfreien Städten 
in Th üringen in der Regel Leistungen 
nach dem Asylbewerberleistungsge-
setz. Diese werden - bis auf ein Ta-
schengeld von rund 40 Euro - in der 
Regel nicht als Bargeld ausgezahlt, 

sondern als Gutschein bzw. Chipkar-
te. Damit können sie nur in wenigen, 
festgelegten Geschäft en einkaufen. 
Bestimmte Artikel sind vom Einkauf 
ausgenommen. Asylsuchende, die 
mit Gutscheinen einkaufen müssen, 
können somit weder bestimmen wo 



101

fakten von A bis Z

sie einkaufen möchten, noch wofür 
sie ihr Geld verwenden: So können 
für das Asylverfahren anfallende An-
waltskosten oder Telefongebühren 
nicht davon bezahlt werden. In Erfurt 
erhält ein Großteil der Asylsuchend-

nen Bargeld. 
In Bayern erfolgt die Versorgung in 

der Regel durch standardisierte Es-
senspakete, die zweimal wöchentlich 
persönlich in Empfang genommen 
werden müssen. 

Heimat / Herkunft sland

Integrationskurs

Heimat bezeichnet keinen konkreten 
Ort, sondern ein Gefühl. Das deutsche 
Wort „Heimat“ ist emotional aufgela-
den und lässt sich schwer in andere 
Sprachen übersetzen. Der Heimat 
gegenübergestellt ist die Fremde. 

Was ein Mensch für sich als Heimat 

defi niert, ist subjektiv verschieden 
und nicht von anderen festlegbar. 
Deshalb sprechen viele Flüchtlings-
unterstützungsgruppen von Her-
kunft s- und nicht Heimatländern der 
MigrantInnen.

Mit dem Inkraft treten des Zuwan-
derungsgesetzes am 1. Januar 2005 
wurden in Deutschland sogenannte 
Integrationskurse eingeführt. Seit 
diesem Zeitpunkt erhalten Migran-
tInnen deutschen Sprachunterricht 
und Landeskunde im Umfang von 
insgesamt 630 Stunden, um Grund-
kenntnisse der deutschen Sprache 
und der deutschen Gesellschaft  zu 
erlangen. Zur Teilnahme berechtigt 
sind Menschen mit einem auf Dauer 
angelegten Aufenthaltsstatus. Ver-
pfl ichtet werden können Menschen 

mit einer „besonderen Integrations-
bedürft igkeit“. Asylsuchende haben 
keine Möglichkeit, Integrationskur-
se zu besuchen. Deshalb war für 
sie der im EQUAL-Projekt „Arbeit 
und Bildung International“ off erier-
te Sprachunterricht häufi g der erste 
systematische Spracherwerb. Viele 
der jüdischen Zuwanderer im Projekt 
hatt en bereits einen Integrationskurs 
besucht, fühlten sich aber gerade bei 
der Frage des Zugangs zum Arbeits-
markt nicht ausreichend informiert 
und begleitet. 

Interkulturalität
Interkulturalität bezeichnet eine Be-
ziehung zwischen mehreren Kulturen, 
wobei diese nicht unverbunden ne-
beneinander bestehen bleiben, son-
dern sich überschneiden. Dies wird 
als das Interkulturelle bezeichnet. Bei 
„Arbeit und Bildung International“ be-
schränkte sich die Betrachtung von In-

terkulturalität allerdings nicht nur auf 
die Beziehungen zwischen Menschen 
unterschiedlicher Herkunft skulturen. 
In Seminaren und Veranstaltungen 
wurden auch andere Prägungen und 
Unterschiede wie gesellschaft liche 
Geschlechterrollen oder die soziale 
Herkunft  mit einbezogen. Die Ebe-
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ne der individuellen Erfahrungen 
und die konkrete Lebenswirklichkeit 
spielten eine Rolle, genauso wie ge-

sellschaft liche Rahmenbedingungen 
wie bspw. Rassismus und Xenopho-
bie.

Jüdische Zuwanderer
Jüdisches Leben in Deutschland hat 
eine Tradition, die bis in das Mit-
telalter zurückreicht. Doch jüdische 
Geschichte ist auch eine permanen-
te Verfolgungsgeschichte. So fl ohen 
bereits im Mitt elalter Jüdinnen und 
Juden vor Pogromen vom Deutschen 
Reich nach Osteuropa, ohne damit 
der Verfolgung entronnen zu sein. So-
wohl im zaristischen Russland als auch 
in der kommunistischen Sowjetunion 
gab es keine rechtliche Gleichstellung. 
Die Bezeichnung „ Jude“ galt als natio-
nale, nicht als religiöse Zugehörigkeit. 
Diese Regelung führte dazu, dass in 
der Sowjetunion auch Personen als 
„ Juden“ galten, die nach jüdischem 
Religionsrecht nicht als Juden oder 
Jüdinnen defi niert werden. 

Die letzte DDR-Regierung unter 
Lothar de Maizière beschloss 1990 
vor dem Hintergrund des Holocausts 
und aufgrund des wachsenden An-
tisemitismus in der ehemaligen So-

wjetunion, Juden die Einwanderung 
zu ermöglichen. 1991 wurde dies für 
das wiedervereinigte Deutschland 
auf der Grundlage eines Beschlusses 
der Innenminister vom 9. Januar 1991 
übernommen. Jüdinnen und Juden 
konnten demnach durch das „Gesetz 
über Maßnahmen für im Rahmen hu-
manitärer Hilfsaktionen aufgenom-
mene Flüchtlinge“ (HumHAG) unbe-
schränkt nach Deutschland einreisen, 
soweit es die Aufnahmekapazitäten 
der Länder erlaubten. Insgesamt 
sind zwischen 1990 und 2005 rund 
270.000 jüdische Zuwanderer aus 
den Nachfolgestaaten der Sowjet-
union nach Deutschland gekommen. 
Davon wurden ca. 5200 nach Th ürin-
gen verwiesen, von denen wiederum 
ca. 3500 in die alten Bundesländer 
umgezogen sind. Die jüdischen Lan-
desgemeinden übernehmen einen 
großen Teil der Betreuungs- und In-
tegrationsarbeit vor Ort.

Kompetenzbilanzierung
Die Kompetenzbilanzierung versucht, 
sämtliche Fähigkeiten eines Menschen 
zu erfassen. Neben formalen Qualifi -
kationen werden insbesondere die 
im Verlauf des Lebens erworbenen, 
informell gewonnenen Kompetenzen 
einbezogen. Bei „Arbeit und Bildung 
International“ spielte die Kompetenz-

bilanzierung eine große Rolle, denn 
Asylsuchende verfügen oft  nicht 
über formale Nachweise. Die nicht in 
Deutschland erworbenen formalen 
Qualifi kationen von jüdischen Zu-
wanderern werden in Deutschland 
häufi g nicht anerkannt (→ Beruf). 
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Migration
Von migrare (lat.) = wandern. Mig-
rantInnen sind Menschen, die ihren 
Lebensmitt elpunkt an einen ande-
ren Ort verlegen und demnach mi-
grieren. Dabei können sie in einem 
Land bleiben (Binnenmigration) oder 
Staatsgrenzen überqueren (im allge-
meinen einfach Migration genannt). 
Als „Menschen mit Migrationshinter-
grund“ werden zudem Personen be-
zeichnet, die nicht unbedingt selbst 

„gewandert“ sein müssen, sondern 
deren Familien den Ort gewechselt 
haben. 

MigrantInnen müssen nicht unbe-
dingt AusländerInnen sein. Spätaus-
siedlerInnen in der Bundesrepublik 
besitzen einen deutschen Pass, sind 
dennoch MigrantInnen, weil sie aus 
einem anderen Land nach Deutsch-
land gekommen sind. 

PASSI
Der Name bezeichnet die transnati-
onale Zusammenarbeit von „Arbeit 
und Bildung International“ mit vier 
weiteren Projekten aus Griechen-
land, Italien, Malta und Portugal. Er 
ist eine Abkürzung und steht für 
„Prepare Asylum Seekers and Socie-
ty for Integration“ (Vorbereitung von 
Asylsuchenden und der Gesellschaft  
auf Integration), im Italienischen be-
deutet „Passi“ jedoch auch „Schritt e“. 
Erste Schritt e zu einer Zusammen-
arbeit über Ländergrenzen hinweg 

ging auch die transnationale Partner-
schaft : Gemeinsam wurde ein Modell 
zur Ermitt lung und Anerkennung von 
Kompetenzen und Fähigkeiten von 
Asylsuchenden entwickelt und aus-
probiert (Kompetenzbilanzierung). 
Darüber hinaus wurden fünf Studien-
besuche bei den jeweiligen Projekten 
organisiert, damit die Beschäft igten 
die Praxis der anderen kennen ler-
nen und von Erfahrungen profi tieren 
konnten.

Qualifi zierungsbausteine
Die Qualifi zierungsbausteine wurden 
von den Handwerkskammern ent-
wickelt und sollen der Berufsvorbe-
reitung dienen. In unterschiedlichen 
Berufsfeldern können so Qualifi kati-
onen unterhalb einer abgeschlosse-
nen Berufsausbildung erworben und 
zertifi ziert werden. Bei „Arbeit und 

Bildung International“ nahmen die 
jugendlichen TeilnehmerInnen in den 
Bereichen Kfz, Lebensmitt elverarbei-
tung, Elektroinstallation, Kosmetik 
und Friseurhandwerk und Klempne-
rei an Qualifi zierungsbausteinen der 
Handwerkskammer Erfurt teil. 

fakten von A bis Z
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Rassismus
Rassismus ist eine besondere Art der 
Diskriminierung von Menschen. Es 
spielt dabei keine Rolle, dass nach 
heutiger wissenschaft licher Überzeu-
gung „menschliche Rassen“ nicht exis-
tieren. Der moderne Rassismusbe-
griff  beschreibt daher nicht mehr nur 
die Diskriminierung von Menschen 
aufgrund ihrer Herkunft , sondern 
umfasst die Herabwürdigung von 
Menschen und Menschengruppen 
aufgrund wahrgenommener bzw. 

vermeintlicher Unterschiede. Die ge-
bräuchlichste Defi nition von Rassis-
mus stammt vom Soziologen Albert 
Memmi und lautet: „Der Rassismus 
ist die verallgemeinerte und verabso-
lutierte Wertung tatsächlicher oder 
fi ktiver Unterschiede zum Nutzen 
des Anklägers und zum Schaden sei-
nes Opfers, mit der seine Privilegien 
oder seine Aggressionen gerechtf er-
tigt werden sollen.“ 

Residenzpfl icht
Deutschland ist das einzige Land der 
EU, in dem Asylsuchende keine voll-
ständige Freizügigkeit genießen. Ihr 
Aufenthalt kann auf den Bezirk der 
zuständigen Ausländerbehörde be-
schränkt werden. In Th üringen sind 
dies die Landkreise und kreisfreien 
Städte. Das Verlassen des Landkreises 
bzw. der kreisfreien Stadt ist nur zu-
lässig, wenn eine Erlaubnis zum Ver-
lassen durch die Ausländerbehörde 
erteilt wurde. Das Verlassen ohne Ur-

laubsschein wird mit einem Bußgeld 
bestraft , im Wiederholungsfall droht 
ein Strafverfahren. Für das Projekt 
„Arbeit und Bildung International“ 
bedeutete dies, dass alle am Projekt 
teilnehmenden AsylbewerberInnen, 
die nicht in Erfurt wohnten, bei der 
Ausländerbehörde die Erweiterung 
der Residenzpfl icht für den jeweils 
konkreten Qualifi zierungsort (Bil-
dungsträger, Unternehmen, Exkursio-
nen) beantragen mussten. 

Status, aufenthaltsrechtlicher
MigrantInnen besitzen entsprechend 
den ausländerrechtlichen Regelungen 
einen unterschiedlichen Aufenthalts-
status. Geknüpft  sind daran nicht nur 
unterschiedliche Rechte wie Bewe-
gungsfreiheit oder Anspruch auf vol-
le Sozialleistungen, sondern auch für 
die Chancen auf dem Arbeitsmarkt 
spielt der Aufenthaltsstatus eine 
wichtige Rolle. Im Allgemeinen gilt: 
je besser der Status, umso besser der 

Zugang zu sozialen Leistungen sowie 
zu Integrationsangeboten, etc..
Die Status im Einzelnen:

• Visum: berechtigt zum kurzfris-
tigen Aufenthalt

• Aufenthaltserlaubnis: ist immer 
zeit- und zweckbezogen, zum Bei-
spiel aus humanitären Gründen oder 
zum Zweck einer Beschäft igung

• Niederlassungserlaubnis: be-
rechtigt zum unbefristeten Aufenthalt 
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in der Bundesrepublik
• Asylsuchende erhalten während 

ihres Asylverfahrens eine gesonderte 

Genehmigung des Aufenthaltes: die 
Aufenthaltsgestatt ung (Duldung).

Thüringen-Monitor
Der Th üringen-Monitor ist eine Stu-
die zu den politischen Einstellungen 
der Bürgerinnen und Bürger des Frei-
staates Th üringen. Die wissenschaft -
liche Untersuchung wird seit 2000 
jährlich von Wissenschaft lerInnen der 
Friedrich-Schiller-Universität Jena im 
Auft rag der Th üringer Staatskanzlei 
erarbeitet. Der Th üringen-Monitor 
hat jedes Jahr einen anderen Schwer-
punkt, dennoch enthält er seit 2001 

zehn Fragen zur Einschätzung des 
Verbreitungsgrades rechter Einstel-
lungen. Im Jahr 2006 stimmten 53 % 
der Th üringerInnen der Aussage „Die 
Bundesrepublik ist durch die vie-
len Ausländer in einem gefährlichen 
Maße überfremdet“ zu. Für „Arbeit 
und Bildung International“ ein Grund, 
immer wieder Diskussionen zu Frem-
denfeindlichkeit und Rassismus anzu-
stoßen.

Urlaubsschein
Asylsuchende dürfen in Th üringen 
den Landkreis, dem sie zugeteilt wur-
den, nicht ohne Erlaubnis der Aus-
länderbehörde verlassen (Residenz-
pfl icht). Die Ausländerbehörde soll 
eine Erlaubnis – einen sog. Urlaubs-
schein – ausstellen, wenn „hieran ein 
dringendes öff entliches Interesse 
besteht, zwingende Gründe es erfor-

dern oder die Versagung eine unbil-
lige Härte bedeuten würde.“ In der 
Praxis liegt die Erteilung oder Ver-
weigerung der Erlaubnis im Ermes-
sensspielraum des Sachbearbeiters 
bzw. der Sachbearbeiterin. Die Be-
antragung eines Urlaubsscheins ist in 
einigen Landkreisen und kreisfreien 
Städten zum Teil gebührenpfl ichtig. 

Vorrangprüfung
In den ersten 12 Monaten ihres Auf-
enthalts dürfen Asylsuchende in der 
Bundesrepublik gar nicht arbeiten. 
Danach brauchen sie eine Arbeitser-
laubnis von der Ausländerbehörde, 
wenn sie eine Arbeitsstelle gefunden 
haben. Die Ausländerbehörde lässt 
durch die Bundesagentur für Arbeit 
in der sog. Vorrangprüfung feststel-
len, ob für einen bestimmten Arbeits-
platz einE bevorrechtigteR Bewerbe-

rIn zur Verfügung steht. Bevorrechtigt 
sind insbesondere Deutsche, EU-Bür-
gerInnen sowie ausländische Arbeit-
nehmerInnen mit unbeschränktem 
Arbeitsmarktzugang. Faktisch bedeu-
tet dies, dass Asylsuchende und Ge-
duldete nur solche Arbeitsplätze an-
nehmen können, für die keine andere 
Arbeitskraft  zu fi nden ist. Geprüft  
wird auch, ob der ortsübliche Lohn 
bezahlt wird.

fakten von A bis Z
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Vorurteil
Ein Vorurteil ist ein vorab werten-
des Urteil beziehungsweise eine im 
Allgemeinen wenig refl ektierte Mei-
nung. In der Alltagssprache ist es in 
der Regel negativ besetzt und meint 
ein negatives Voraburteil über je-
manden oder eine ganze Gruppe 
von Menschen. Gordon W. Allport 
sagt entsprechend: „Vielleicht die 
kürzeste aller Defi nitionen des Vorur-
teils: Von anderen ohne ausreichende 
Begründung schlecht denken.“ Vor-

urteile können je nach Kontext alle 
Menschen treff en. Ob den nicht ad-
rett  gekleideten Jugendlichen beim 
Bewerbungsgespräch, der gleich für 
unzuverlässig gehalten wird, oder 
die „Empfangsdame“, der keinerlei 
technischer Sachverstand zugetraut 
wird. Besonders schwerwiegend ist 
die Langlebigkeit von Vorurteilen. „Es 
ist leichter ein Atom zu spalten, als ein 
Vorurteil“, sagte Albert Einstein.

Wohnen
Weder jüdische Zuwanderer noch 
Asylsuchende können ihren Wohnort 
in Deutschland frei wählen, sondern 
werden einem Bundesland zugeteilt. 
Dort wohnen sie zunächst in einer Ge-
meinschaft sunterkunft . Für jüdische 
Zuwanderer gilt die Wohnsitzaufl age, 
die ihnen untersagt, ihren Wohnort 
frei zu wählen, in der Regel 18 Mo-
nate. Asylsuchende bleiben meist für 

die Dauer ihres Asylverfahrens in ei-
ner Gemeinschaft sunterkunft . In Th ü-
ringen leben Asylsuchende überwie-
gend in Gemeinschaft sunterkünft en 
mit einem Anspruch auf mindestens 
6m² Wohnfl äche – oft  für viele Jahre. 
Auch für jüdische Zuwanderer ist der 
Platz in den Gemeinschaft sunterkünf-
ten sehr beengt. 

Xenophobie
Das griechische Wort „Xenophobie“ 
ist eine Zusammensetzung aus den 
Worten „Fremder“ und „Furcht“. Die 
„Furcht vor dem Fremden “soll die 
ablehnende Einstellung und Verhal-
tensweise gegenüber Personen oder 
Gruppen, die als „fremd“ wahrge-

nommen werden, beschreiben. Der 
Abbau von Rassismus und Fremden-
feindlichkeit war ein Ziel, das alle 
EQUAL-Projekte laut Aufl age des 
Programms unabhängig von ihren 
sonstigen Zielen verfolgen sollten.

Zuwanderungsgesetz
Das Zuwanderungsgesetz vom 1. Ja-
nuar 2005 regelt wesentliche Teile 
des deutschen Ausländerrechts neu. 
Mit vollem Namen heißt es „Gesetz 

zur Steuerung und Begrenzung der 
Zuwanderung und zur Regelung des 
Aufenthalts und der Integration von 
Unionsbürgern und Ausländern“.
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